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I

(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EG) Nr. 2500/2001 DES RATES
vom 17. Dezember 2001

über die finanzielle Heranführungshilfe für die Türkei und zur Änderung der Verordnungen (EWG)
Nr. 3906/89, (EG) Nr. 1267/1999, (EG) Nr. 1268/1999 und (EG) Nr. 555/2000

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 308,

auf Vorschlag der Kommission (1),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (2),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Bedingungen, die von den Ländern, die der Europä-
ischen Union beitreten möchten, erfüllt werden müssen,
wurden im Juni 1993 auf der Tagung des Europäischen
Rates in Kopenhagen festgelegt.

(2) Der Europäische Rat erklärte auf seiner Tagung in
Helsinki im Dezember 1999, dass die Türkei ein
Beitrittsland ist, das auf der Grundlage derselben Krite-
rien, die auch für die übrigen Beitrittsländer gelten,
Mitglied der Union werden soll. Der Türkei soll wie den
anderen Beitrittsländern auf der Grundlage der beste-
henden Europäischen Strategie eine Heranführungsstra-
tegie zugute kommen, die zu Reformen anregen und
diese unterstützen wird.

(3) Auf seiner Tagung in Nizza im Dezember 2000
begrüßte der Europäische Rat die bei der Umsetzung der
Heranführungsstrategie für die Türkei erzielten Fort-
schritte.

(4) Da die Türkei die politischen Kriterien von Kopenhagen
noch nicht erfüllt, wurde sie von der Gemeinschaft
aufgefordert, ihre demokratischen Praktiken und die
Achtung der Menschenrechte zu verbessern und zu
fördern und die Zivilgesellschaft enger in diesen Prozess
einzubeziehen.

(5) Den Stützpfeiler der Heranführungsstrategie bildet die
Beitrittspartnerschaft, die auf der Grundlage der Schluss-
folgerungen früherer Tagungen des Europäischen Rates
erstellt wurde und die Prioritäten enthält, auf die sich die
Beitrittsvorbereitungen angesichts der politischen und
wirtschaftlichen Kriterien und der Verpflichtungen der
Mitgliedstaaten konzentrieren müssen.

(6) Für die Türkei sind die Rechtsgrundlage für die Errich-
tung der Beitrittspartnerschaft und der einheitliche
Rahmen für die Koordinierung der gesamten finanziellen
Heranführungshilfe in der Verordnung (EG) Nr. 390/
2001 des Rates vom 26. Februar 2001 über die Hilfe für
die Türkei im Rahmen der Heranführungsstrategie und
insbesondere über die Errichtung einer Beitrittspartner-
schaft (3) festgelegt.

(7) Die Grundsätze, Prioritäten, Zwischenziele und Bedin-
gungen der Beitrittspartnerschaft mit der Türkei sind im
Beschluss 2001/235/EG (4) festgelegt. Wie bei den
übrigen Beitrittsländern wird sich die Hilfe der Union für
die Türkei auf die Prioritäten der Beitrittspartnerschaft
konzentrieren.

(8) Die Hilfe der Gemeinschaft sollte hauptsächlich den
institutionellen Aufbau und Investitionen zur Förderung
der Angleichung an den gemeinschaftlichen Besitzstand
betreffen.

(9) Die Gemeinschaft sollte spezifische Maßnahmen zur
Förderung der Entwicklung der Zivilgesellschaft in der
Türkei ergreifen.

(10) Die grenzübergreifende Zusammenarbeit zwischen der
Türkei und der Union, zwischen der Türkei und anderen
Beitrittsländern und zwischen der Türkei und anderen
Ländern der Region wird ebenfalls Gegenstand spezi-
fischer Maßnahmen sein.

(11) Die Kommission sollte für die Koordinierung der Heran-
führungshilfe mit den bilateralen Operationen der
Mitgliedstaaten, den Finanzhilfen der Europäischen Inve-
stitionsbank, anderen Finanzinstrumenten der grenz-
übergreifenden Zusammenarbeit (PHARE, MEDA,
TACIS, CARDS, Interreg) und anderen internationalen
Finanzinstituten sorgen.

(12) Die Gemeinschaft sollte die Beteiligung der Türkei an
Gemeinschaftsprogrammen und Gemeinschaftsagen-
turen kofinanzieren.

(1) ABl. C 240 E vom 28.8.2001, S. 115.
(2) Stellungnahme vom 25. Oktober 2001 (noch nicht im Amtsblatt

veröffentlicht).
(3) ABl. L 58 vom 28.2.2001, S. 1.
(4) ABl. L 85 vom 24.3.2001, S. 13.
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(13) Voraussetzung für die Hilfe der Gemeinschaft sollte die
Einhaltung der in den Abkommen EG-Türkei enthal-
tenen Verpflichtungen und der Bedingungen sein, die in
der Verordnung (EG) Nr. 390/2001, in dem Beschluss
2001/235/EG und in der vorliegenden Verordnung fest-
gelegt sind.

(14) Die Kommission sollte die Hilfe im Einklang mit der für
den Gesamthaushaltsplan der Europäischen Gemein-
schaften geltenden Haushaltsordnung (1) erbringen.

(15) Die zur Durchführung dieser Verordnung notwendigen
Maßnahmen sollten gemäß dem Beschluss 1999/468/EG
des Rates vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der Modali-
täten für die Ausübung der der Kommission übertra-
genen Durchführungsbefugnisse (2) erlassen werden.

(16) Neben natürlichen und juristischen Personen aus den
Mitgliedstaaten und der Türkei sollte die Beteiligung an
Ausschreibungen auch natürlichen und juristischen
Personen aus den übrigen Beitrittsländern und aus
Ländern offen stehen, die in den Genuss der finanziellen
und technischen Maßnahmen zur Begleitung der Reform
der wirtschaftlichen und sozialen Strukturen im Rahmen
der Partnerschaft Europa-Mittelmeer (MEDA) (3) oder der
Hilfe für Albanien, Bosnien und Herzegowina, Kroatien,
die Bundesrepublik Jugoslawien und die ehemalige jugo-
slawische Republik Mazedonien (CARDS) (4) kommen,
sowie in Fällen, in denen spezifisches Sachwissen erfor-
derlich ist, auch aus den Ländern Osteuropas und Mittel-
asiens im Rahmen der Unterstützung der Partnerstaaten
in diesen Regionen (5). Aus Gründen der Symmetrie sind
in die Hilfeprogramme für die übrigen Beitrittsländer
ähnliche Bestimmungen aufzunehmen.

(17) Die Verwaltung der Heranführungshilfe sollte schritt-
weise dezentralisiert, d. h. der Türkei unter Berücksichti-
gung ihrer Verwaltungs- und Finanzkontrollkapazitäten
übertragen werden, damit sie enger in den Heranfüh-
rungshilfeprozess einbezogen werden kann, sofern eine
Ex-post-Kontrolle der Hilfe erfolgt und die türkischen
Behörden sich verpflichten, die gleichen Kontrollen
durchzuführen und die gleichen Garantien zu gewähren,
wie sie in den einschlägigen gemeinschaftlichen Rechts-
vorschriften vorgesehen sind.

(18) Es sollten Jahresberichte über die Durchführung des
Hilfeprogramms erstellt sowie ein Evaluierungsbericht
vorgelegt werden.

(19) In der Finanziellen Vorausschau für den Zeitraum 2000-
2006 wurde die Höhe der Heranführungshilfe für die
Beitrittsländer verdoppelt. Im Licht der Tagung des
Europäischen Rates von Helsinki sollte vorbehaltlich der
üblichen Haushaltsverfahren, das Ziel darin bestehen,

dass dieser Grundsatz auf die Türkei angewendet und für
den verbleibenden Zeitraum dieser Finanziellen Voraus-
schau beibehalten wird.

(20) Der Vertrag enthält Befugnisse für die Annahme dieser
Verordnung nur in Artikel 308 —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Gemeinschaft gewährt der Türkei eine finanzielle Heran-
führungshilfe, um die Umsetzung der in der Beitrittspartner-
schaft mit diesem Land genannten Prioritäten zu unterstützen.

Artikel 2

Die Hilfe

— wird in Form von Zuschüssen gewährt;

— wird durch Finanzierungsprogramme oder -projekte umge-
setzt, die auf die Erfüllung der Beitrittskriterien abzielen und
mit den Leitlinien für die Programmierung und Durchfüh-
rung im Einklang stehen, die die Kommission nach dem
Verfahren des Artikels 9 Absatz 2 festlegt;

— kann in Form von Dienstleistungen, Lieferungen und Bauar-
beiten erbracht werden;

— darf, soweit sie Investitionen betrifft, nicht den Erwerb von
Grundstücken oder Gebäuden abdecken.

Artikel 3

Begünstigte der Heranführungshilfe sind nicht nur der türkische
Staat, sondern auch Gebietskörperschaften, Organisationen und
Einrichtungen zur Unterstützung von Unternehmen, die Genos-
senschaften und die Zivilgesellschaft, insbesondere die Organi-
sationen, die die Sozialpartner vertreten, Vereinigungen, Stif-
tungen, gemeinnützige und nichtstaatliche Organisationen.

Artikel 4

(1) Von den Begünstigten kann ein finanzieller Beitrag zu
jedem Programm oder Projekt verlangt werden. Der Beitrag
hängt von der Art des Programms oder Projekts ab. In Ausnah-
mefällen kann der Beitrag bei Programmen oder Projekten, die
auf die Förderung der Zivilgesellschaft abzielen, als Sachleis-
tung erbracht werden.

(2) Mit der Hilfe werden Ausgaben in den Bereichen Unter-
stützung bei der Programmierung, Kommunikations- und
Informationsmaßnahmen sowie Monitoring, Kontrolle, Rech-
nungsprüfung und Evaluierung von Programmen und Projekten
gedeckt.

(3) Die Kommission legt detaillierte Bestimmungen zur
Information und Veröffentlichung fest, um das finanzielle
Engagement der Gemeinschaft bei den durch diese Verordnung
finanzierten Aktionen sichtbar zu machen.

(1) ABl. L 356 vom 31.12.1977, S. 1. Gesamthaushaltsplan zuletzt
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 762/2001 (ABl. L 111
vom 20.4.2001, S. 1).

(2) ABl. L 184 vom 17.7.1999, S. 23.
(3) Verordnung (EG) Nr. 1488/96 (ABl. L 189 vom 30.7.1996, S. 1).

Verordnung zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 2698/
2000 (ABl. L 311 vom 12.12.2000, S. 1).

(4) Verordnung (EG) Nr. 2666/2000 (ABl. L 306 vom 7.12.2000, S. 1).
(5) Verordnung (EG, Euratom) Nr. 99/2000 (ABl. L 12 vom 18.1.2000,

S. 1).
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(4) Die Hilfe kann entweder unabhängig oder in Form einer
Kofinanzierung mit den Mitgliedstaaten, der Europäischen
Investitionsbank, Drittländern oder multilateralen Organisa-
tionen erbracht werden.

(5) Möglichkeiten der Kofinanzierung mit anderen Geldge-
bern, insbesondere den Mitgliedstaaten, können angestrebt
werden.

(6) Die Gemeinschaft kann sich an den Kosten im Zusam-
menhang mit den Verwaltungsstrukturen für die Hilfe betei-
ligen.

(7) Die Kommission sorgt in Zusammenarbeit mit den
Mitgliedstaaten für eine gute Koordinierung mit den übrigen
Geldgebern, insbesondere der Europäischen Investitionsbank.

Artikel 5

Voraussetzung für die Finanzierung der Programme und
Projekte ist die Einhaltung der Verpflichtungen, die im Assozia-
tionsabkommen EG-Türkei, im Beschluss Nr. 1/95 des Assozia-
tionsrates EG-Türkei vom 22. Dezember 1995 über die Durch-
führung der Endphase der Zollunion (1) und in allen anderen
Abkommen und Beschlüssen enthalten sind, sowie der Bedin-
gungen, die in Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 390/2001, in
der Beitrittspartnerschaft mit der Türkei und in der vorlie-
genden Verordnung festgelegt sind.

Artikel 6

(1) Die Kommission erbringt die Gemeinschaftshilfe im
Einklang mit der Haushaltsordnung, insbesondere gemäß
Artikel 114.

(2) Bei der vorherigen Beurteilung der Programme und
Projekte werden unter anderem folgende Faktoren berücksich-
tigt:

a) ihre Effizienz und zeitnahe Durchführbarkeit;

b) kulturelle, soziale, geschlechts- und umweltspezifische
Aspekte;

c) Erhaltung und Schutz der Umwelt unter Berücksichtigung
der Grundsätze einer nachhaltigen Entwicklung;

d) für die Verwirklichung der Ziele der Programme und
Projekte erforderlicher institutioneller Aufbau;

e) bisherige Erfahrungen mit gleichartigen Programmen und
Projekten.

Artikel 7

(1) Die Projektauswahl, die Ausschreibung und die Auftrags-
vergabe durch die Türkei unterliegen der vorherigen Genehmi-
gung durch die Kommission.

(2) Die Kommission kann allerdings auf der Grundlage einer
Einzelanalyse der jeweiligen Verwaltungskapazitäten für die
nationalen und sektorbezogenen Programme/Projekte sowie
der Verfahren und Strukturen für die Kontrolle der öffentlichen
Finanzen auf das Erfordernis der vorherigen Genehmigung
gemäß Absatz 1 verzichten und Durchführungsstellen in der

Türkei mit der dezentralen Verwaltung der Hilfe beauftragen.
Dieser Verzicht setzt voraus, dass Folgendes eingehalten wird:

a) die Mindestkriterien für die Bewertung der Fähigkeit der
Durchführungsstellen in der Türkei zur Verwaltung der Hilfe
und die für diese Stellen geltenden Mindestvoraussetzungen
gemäß dem Anhang;

b) besondere Vorschriften unter anderem über die Ausschrei-
bung der Aufträge, die Prüfung und Bewertung der Ange-
bote, die Vergabe der Aufträge und die Anwendung der
Gemeinschaftsrichtlinien über das öffentliche Beschaffungs-
wesen, die in den Finanzierungsabkommen mit der Türkei
niedergelegt werden.

Artikel 8

(1) Zuschüsse von mehr als 2 Mio. EUR werden auf der
Grundlage von Finanzierungsbeschlüssen bereitgestellt, die die
Kommission nach dem Verfahren des Artikels 10 Absatz 2
fasst. Zu diesem Zweck legt die Kommission dem in Artikel 10
genannten Ausschuss einen Finanzierungsvorschlag mit einer
Beschreibung der durchzuführenden Programme und/oder
Projekte vor.

Die Kommission unterrichtet den in Artikel 10 genannten
Ausschuss mindestens eine Woche im Voraus über die Finan-
zierungsbeschlüsse, die sie für Programme und Projekte mit
einem Wert von weniger als 2 Mio. EUR zu fassen beabsichtigt.

(2) Die Kommission kann ohne die Stellungnahme des in
Artikel 10 genannten Ausschusses zusätzliche Mittel für die
Deckung von zu erwartenden oder tatsächlichen Überschrei-
tungen der Kosten dieser Programme oder Projekte geneh-
migen, solange die Überschreitung höchstens 20 % der in dem
Finanzierungsbeschluss festgelegten ursprünglichen Mittel
beträgt.

(3) Sämtliche Finanzierungsabkommen oder Verträge, die im
Rahmen dieser Verordnung geschlossen werden, sehen vor,
dass die Kommission und der Rechnungshof vor Ort
Kontrollen im Einklang mit den Verfahren durchführen
können, die die Kommission gemäß den geltenden
Vorschriften, insbesondere gemäß der Haushaltsordnung, fest-
gelegt hat.

(4) Um einen wirksamen Schutz der finanziellen Interessen
der Gemeinschaft zu gewährleisten, kann die Kommission
Kontrollen und Überprüfungen vor Ort gemäß der Verordnung
(Euratom, EG) Nr. 2185/96 des Rates vom 11. November 1996
betreffend die Kontrollen und Überprüfungen vor Ort durch
die Kommission zum Schutz der finanziellen Interessen der
Europäischen Gemeinschaften vor Betrug und anderen Unregel-
mäßigkeiten (2) durchführen.

(5) Artikel 15 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 2222/
2000 der Kommission vom 7. Juni 2000 mit finanziellen
Durchführungsbestimmungen für die Verordnung (EG) Nr.
1268/1999 des Rates über eine gemeinschaftliche Förderung
für Maßnahmen in den Bereichen Landwirtschaft und Entwick-
lung des ländlichen Raumes zur Vorbereitung des Beitritts der
Bewerberländer in Mittel- und Osteuropa während eines Heran-
führungszeitraums (3) findet Anwendung, und zwar einschließ-
lich der Mitteilung einzelner Unregelmäßigkeiten und der
Errichtung eines einschlägigen Informationssystems.

(1) ABl. L 35 vom 13.2.1996, S. 1. Beschluss geändert durch den
Beschluss Nr. 2/1999 des Assoziationsrates EG-Türkei (ABl. L 72
vom 18.3.1999, S. 36).

(2) ABl. L 292 vom 15.11.1996, S. 2.
(3) ABl. L 253 vom 7.10.2000, S. 5.
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(6) Werden für die Programme und Projekte Finanzierungs-
abkommen zwischen der Gemeinschaft und der Türkei
geschlossen, so sehen diese vor, dass Steuern, Gebühren und
sonstige Abgaben nicht durch die Hilfe finanziert werden.

(7) Die Beteiligung an Ausschreibungen und Aufträgen steht
zu gleichen Bedingungen allen natürlichen und juristischen
Personen aus den Mitgliedstaaten, den Beitrittsländern und aus
Ländern offen, die Begünstigte der Verordnung (EG) Nr. 1488/
96 und der Verordnung (EG) Nr. 2666/2000 sind.

Die Beteiligung von Ländern, die Begünstigte der Verordnung
(EG) Nr. 99/2000 sind, kann von der Kommission auf Einzel-
fallbasis ebenfalls gestattet werden, wenn die betreffenden
Programme oder Projekte ein bestimmtes Sachwissen erfordern,
das speziell in diesen Ländern verfügbar ist.

Im Fall von Kofinanzierungen kann die Kommission auf Einzel-
fallbasis die Beteiligung von Unternehmen aus Drittländern an
Ausschreibungen und Aufträgen gestatten.

(8) Absatz 7 gilt für den Ursprung von Lieferungen.

Artikel 9

Die jährlichen Mittel werden von der Haushaltsbehörde inner-
halb der durch die Finanzielle Vorausschau gesetzten Grenzen
bewilligt.

Artikel 10

(1) Die Kommission wird durch den gemäß Artikel 9 Absatz
1 der Verordnung (EWG) Nr. 3906/89 des Rates vom 18.
Dezember 1989 über Wirtschaftshilfe für bestimmte Länder in
Mittel- und Osteuropa (1) eingesetzten Ausschuss unterstützt.

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die
Artikel 4 und 7 des Beschlusses 1999/468/EG.

Der Zeitraum nach Artikel 4 des Beschlusses 1999/468/EG
wird auf drei Monate festgesetzt.

(3) Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung.

Artikel 11

Die Kommission übermittelt dem Europäischen Parlament, dem
Rat und dem Wirtschafts- und Sozialausschuss jedes Jahr einen
Bericht über die Umsetzung der Hilfe. Dieser Bericht enthält
detaillierte Angaben zu den im Laufe des Jahres finanzierten
Programmen und Projekten, zur Programmplanung des
folgenden Haushaltsjahres sowie zu den Ergebnissen der Moni-
toring- und Evaluierungsmaßnahmen, gegebenenfalls begleitet
von Vorschlägen für Änderungen bei der Verwaltung der Hilfe,
um ein Maximum an Wirksamkeit zu gewährleisten. Diese
Angaben könnten in den in Artikel 10 der Verordnung (EWG)
Nr. 3906/89 genannten Bericht aufgenommen werden. Der

Bericht ist bis zum 30. September des jeweiligen Folgejahres
vorzulegen.

Artikel 12

(1) Die Verordnung (EG) Nr. 3906/89 wird wie folgt geän-
dert:

— in Artikel 7 Absatz 1 werden nach dem Wort „Länder“ die
Worte „und der Türkei, Zyperns und Maltas“ eingefügt.

(2) Die Verordnung (EG) Nr. 555/2000 des Rates vom 13.
März 2000 über die Durchführung von Maßnahmen im
Rahmen der Heranführungsstrategie für die Republik Zypern
und die Republik Malta (2) wird wie folgt geändert:

— in Artikel 7 Absatz 9 werden nach dem Wort „Maltas“ die
Worte „und der übrigen Beitrittsländer“ eingefügt,

— in Artikel 7 Absatz 10 werden nach dem Wort „Malta“ die
Worte „oder in einem anderen Beitrittsland“ eingefügt.

(3) In Artikel 7 der Verordnung (EG) Nr. 1267/1999 des
Rates vom 21. Juni 1999 über ein strukturpolitisches Instru-
ment zur Vorbereitung auf den Beitritt (3) wird folgender
Absatz angefügt:

„(8) Natürliche und juristische Personen Zyperns, Maltas und
der Türkei können sich an Ausschreibungen und Aufträgen zu
den gleichen Bedingungen beteiligen, wie sie für die natürlichen
und juristischen Personen der Mitgliedstaaten und der begüns-
tigten Länder gelten.“

(4) In Artikel 3 der Verordnung (EG) Nr. 1268/1999 des
Rates vom 21. Juni 1999 über eine gemeinschaftliche Förde-
rung für Maßnahmen in den Bereichen Landwirtschaft und
Entwicklung des ländlichen Raumes zur Vorbereitung des
Beitritts der Bewerberländer in Mittel- und Osteuropa während
des Heranführungszeitraums (4) wird folgender Absatz ange-
fügt:

„(3) Natürliche und juristische Personen Zyperns, Maltas und
der Türkei können sich an Ausschreibungen und Aufträgen zu
den gleichen Bedingungen beteiligen, wie sie für die natürlichen
und juristischen Personen der Mitgliedstaaten und der begüns-
tigten Länder gelten.“

Artikel 13

Der Rat wird diese Verordnung vor dem 1. Januar 2006 über-
prüfen. Zu diesem Zweck übermittelt die Kommission dem Rat
bis zum 1. Juli 2005 einen Evaluierungsbericht über die
Verordnung und gegebenenfalls einen Änderungsvorschlag.

Artikel 14

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffentli-
chung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

(2) ABl. L 68 vom 16.3.2000, S. 3.
(1) ABl. L 375 vom 23.12.1989, S. 11. Verordnung zuletzt geändert

durch die Verordnung (EG) Nr. 2666/2000.
(3) ABl. L 161 vom 26.6.1999, S. 73.
(4) ABl. L 161 vom 26.6.1999, S. 87.
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Geschehen zu Brüssel am 17. Dezember 2001.

Im Namen des Rates

Der Präsident

A. NEYTS-UYTTEBROECK
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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

RAT

BESCHLUSS DES RATES
vom 3. Dezember 2001

über den Abschluss eines Zusatzprotokolls zur Anpassung der Handelsaspekte des Stabilisierungs-
und Assoziierungsabkommens zwischen den Europäischen Gemeinschaften und ihren Mitglied-
staaten einerseits und der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien andererseits aufgrund
der Ergebnisse der Verhandlungen zwischen den Parteien über gegenseitige präferenzielle Zuge-
ständnisse für bestimmte Weine, über gegenseitige Anerkennung, Schutz und Kontrolle von Wein-
namen und über gegenseitige Anerkennung, Schutz und Kontrolle von Bezeichnungen für Spiri-

tuosen und aromatisierte Getränke

(2001/916/EG)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 133 in Verbindung mit
Artikel 300 Absatz 2 Unterabsatz 1 Satz 1 und mit Artikel 300
Absatz 4,

auf Vorschlag der Kommission,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Das Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommen
zwischen den Europäischen Gemeinschaften und ihren
Mitgliedstaaten einerseits und der ehemaligen jugosla-
wischen Republik Mazedonien andererseits, nachstehend
„Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommen“ genannt,
ist am 24. November 2000 paraphiert und durch einen
Briefwechsel am 9. April 2001 in Luxemburg unter-
zeichnet worden. Nach Artikel 27 Absatz 4 des Stabili-
sierungs- und Assoziierungsabkommens muss die
Handelsregelung für Wein und Spirituosen noch festge-
legt werden.

(2) Entsprechend den vom Rat am 11. März 1998 festge-
legten Verhandlungsdirektiven haben sich die Kommis-
sion und die ehemalige jugoslawische Republik Mazedo-
nien am 20. Juni 2001 über neue gegenseitige Handels-
zugeständnisse für bestimmte Weine und über gegensei-
tige Anerkennung, Schutz und Kontrolle von Wein-
namen und Spirituosenbezeichnungen geeinigt. Aus
Gründen der Kohärenz mit dem Stabilisierungsprozess
als Ganzem sollten die Verhandlungsergebnisse in Form
eines Zusatzprotokolls in den Rahmen des Stabilisie-
rungs- und Assoziierungsabkommens einbezogen
werden.

(3) Die Durchführungsvorschriften zu den präferenziellen
Handelszugeständnissen für bestimmte Weine sollten
von der Kommission mit Unterstützung des durch
Artikel 248a der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des
Rates vom 12. Oktober 1992 zur Festlegung des Zoll-
kodex der Gemeinschaften (1) eingesetzten Zollkodex-
Ausschusses unbeschadet des Artikels 62 der Verord-
nung (EG) Nr. 1493/1999 des Rates vom 17. Mai 1999
über die gemeinsame Marktorganisation für Wein (2)
erlassen werden. Die Kommission muss auch die
notwendigen Änderungen und technischen Anpas-
sungen an den Durchführungsvorschriften vornehmen,
die sich aus neuen Präferenzabkommen, Protokollen,
Briefwechseln und anderen Rechtsakten, die zwischen
der Europäischen Gemeinschaft und der ehemaligen
jugoslawischen Republik Mazedonien geschlossen
werden, ergeben könnten oder die infolge von Ände-
rungen an der Kombinierten Nomenklatur bzw. den
TARIC-Codes erforderlich werden.

(4) Zur leichteren Durchführung bestimmter Vorschriften
des Protokolls sollte die Kommission ermächtigt werden,
im Namen der Gemeinschaft Beschlüsse zur Änderung
der Listen und Protokolle zu dem Abkommen über
gegenseitige Anerkennung, Schutz und Kontrolle von
Weinnamen (Anhang II des Protokolls) und zu dem
Abkommen über gegenseitige Anerkennung, Schutz und
Kontrolle von Bezeichnungen für Spirituosen und
aromatisierte Getränke (Anhang III des Protokolls) zu
genehmigen. Beim Erlass dieser Rechtsakte sollte die
Kommission vom Verwaltungsausschuss für Wein nach

(1) ABl. L 302 vom 19.10.1992, S. 1. Verordnung zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 2700/2000 (ABl. L 311 vom
12.12.2000, S. 17).

(2) ABl. L 179 vom 14.7.1999, S. 1. Verordnung zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 2862/2000 (ABl. L 328 vom
23.12.2000, S. 2).
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Artikel 74 der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 einer-
seits bzw. vom Ausschuss für die Durchführung der
Bestimmungen über Spirituosen nach Artikel 13 der
Verordnung (EWG) Nr. 1576/89 des Rates vom 29. Mai
1989 zur Festlegung der allgemeinen Regeln für die
Begriffsbestimmung, Bezeichnung und Aufmachung von
Spirituosen (1) sowie vom Ausschuss für die Durchfüh-
rung der Bestimmungen über aromatisierte Getränke
nach Artikel 12 der Verordnung (EWG) Nr. 1601/91 des
Rates vom 10. Juni 1991 zur Festlegung der allgemeinen
Regeln für die Begriffsbestimmung, Bezeichnung und
Aufmachung aromatisierter weinhaltiger Getränke und
aromatisierter weinhaltiger Cocktails (2) andererseits
unterstützt werden.

(5) Die zur Durchführung dieses Beschlusses erforderlichen
Maßnahmen sollten gemäß dem Beschluss 1999/468/EG
des Rates vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der Modali-
täten für die Ausübung der der Kommission übertra-
genen Durchführungsbefugnisse (3) erlassen werden —

BESCHLIESST:

Artikel 1

Das Zusatzprotokoll zur Anpassung der Handelsaspekte des
Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommens zwischen den
Europäischen Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einer-
seits und der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien
andererseits aufgrund der Ergebnisse der Verhandlungen
zwischen den Parteien über gegenseitige präferenzielle Zuge-
ständnisse für bestimmte Weine, über gegenseitige Anerken-
nung, Schutz und Kontrolle von Weinnamen und über gegen-
seitige Anerkennung, Schutz und Kontrolle von Bezeichnungen
für Spirituosen und aromatisierte Getränke (nachstehend
„Protokoll“ genannt) wird im Namen der Gemeinschaft geneh-
migt.

Der Wortlaut des Protokolls ist diesem Beschluss beigefügt.

Artikel 2

(1) Der Präsident des Rates wird ermächtigt, die Person zu
bestellen, die befugt ist, das Protokoll im Namen der Gemein-
schaft zu unterzeichnen, um die Zustimmung der Gemein-
schaft, durch dieses Abkommen gebunden zu sein, auszu-
drücken.

(2) Der Präsident des Rates nimmt die in Artikel 3 des
Protokolls vorgesehene Notifizierung seiner Genehmigung im
Namen der Gemeinschaft vor.

Artikel 3

Die Durchführungsbestimmungen zu den Zollkontingenten für
bestimmte in Anhang I des Protokolls bezeichnete Weine sowie
die Änderungen und technischen Anpassungen an den Durch-
führungsbestimmungen, die infolge von Änderungen der Codes
der Kombinierten Nomenklatur bzw. der TARIC-Untertei-
lungen erforderlich werden oder sich aus dem Abschluss neuer

Abkommen, Protokolle, Briefwechsel oder anderer Rechtsakte
zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der ehemaligen
jugoslawischen Republik Mazedonien ergeben, werden von der
Kommission unbeschadet des Artikels 62 der Verordnung (EG)
Nr. 1493/1999 nach dem in Artikel 4 Absatz 2 dieses
Beschlusses genannten Verfahren erlassen.

Artikel 4

(1) Die Kommission wird von dem Ausschuss für den Zoll-
kodex nach Artikel 248a der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92
unterstützt.

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die
Artikel 4 und 7 des Beschlusses 1999/468/EG.

Der Zeitraum nach Artikel 4 Absatz 3 des Beschlusses 1999/
468/EG wird auf drei Monate festgesetzt.

(3) Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung.

Artikel 5

(1) Für die Zwecke der Beschlüsse, mit denen der Stabilisie-
rungs- und Assoziierungsausschuss nach Artikel 4 Absatz 7
und Artikel 14 Absatz 2 Buchstabe a) des Abkommens über
gegenseitige Anerkennung, Schutz und Kontrolle von Wein-
namen die Listen der geschützten Namen festlegt, wird der
Standpunkt der Gemeinschaft vom Rat auf Vorschlag der
Kommission mit qualifizierter Mehrheit festgelegt.

(2) Unbeschadet des Absatzes 1 schließt die Kommission in
Anwendung der Artikel 13 und 14 des Abkommens über
gegenseitige Anerkennung, Schutz und Kontrolle von Wein-
namen die notwendigen Rechtsakte zur Änderung der Listen
und des Protokolls zum Abkommen nach dem in Artikel 6
Absatz 2 dieses Beschlusses genannten Verfahren. Für alle
anderen, in den genannten Artikeln erfassten Fällen wird der
Standpunkt der Gemeinschaft von der Kommission festgelegt
und vertreten.

Artikel 6

(1) Die Kommission wird von dem Verwaltungsausschuss
für Wein nach Artikel 74 der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999
unterstützt.

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die
Artikel 4 und 7 des Beschlusses 1999/468/EG.

Der Zeitraum nach Artikel 4 Absatz 3 des genannten
Beschlusses wird auf einen Monat festgesetzt.

(3) Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung.

Artikel 7

(1) Für die Zwecke der Beschlüsse, mit denen der Stabilisie-
rungs- und Assoziierungsausschuss nach Artikel 4 Absatz 5
und Artikel 14 Absatz 2 Buchstabe a) des Abkommens über
gegenseitige Anerkennung, Schutz und Kontrolle von Bezeich-
nungen für Spirituosen und aromatisierte Getränke die Listen
der geschützten Bezeichnungen festlegt, wird der Standpunkt
der Gemeinschaft vom Rat auf Vorschlag der Kommission mit
qualifizierter Mehrheit festgelegt.

(1) ABl. L 160 vom 12.6.1989, S. 1. Verordnung zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 3378/94 des Europäischen Parla-
ments und des Rates (ABl. L 366 vom 31.12.1994, S. 1).

(2) ABl. L 149 vom 14.6.1991, S. 1. Verordnung zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 2061/96 des Europäischen Parla-
ments und des Rates (ABl. L 277 vom 30.10.1996, S. 1).

(3) ABl. L 184 vom 17.7.1999, S. 23.
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(2) Unbeschadet des Absatzes 1 schließt die Kommission in
Anwendung der Artikel 13 und 14 des Abkommens über
gegenseitige Anerkennung, Schutz und Kontrolle von Bezeich-
nungen für Spirituosen und aromatisierte Getränke die notwen-
digen Rechtsakte zur Änderung der Listen und des Protokolls
zum Abkommen nach dem in Artikel 8 Absatz 2 dieses
Beschlusses genannten Verfahren. Für alle anderen in den
genannten Artikeln erfassten Fälle wird der Standpunkt der
Gemeinschaft von der Kommission festgelegt und vertreten.

Artikel 8

(1) Die Kommission wird von dem Ausschuss für die Durch-
führung der Bestimmungen über Spirituosen nach Artikel 13
der Verordnung (EWG) Nr. 1576/89 sowie von dem Ausschuss
für die Durchführung der Bestimmungen über aromatisierte
weinhaltige Getränke und aromatisierte weinhaltige Cocktails
nach Artikel 12 der Verordnung (EWG) Nr. 1601/91 unter-
stützt.

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die
Artikel 5 und 7 des Beschlusses 1999/468/EG.

Der Zeitraum nach Artikel 5 Absatz 6 des genannten
Beschlusses wird auf einen Monat festgesetzt.

(3) Die Ausschüsse geben sich eine Geschäftsordnung.

Artikel 9

Dieser Beschluss wird im Amtsblatt der Europäischen Gemein-
schaften veröffentlicht.

Geschehen zu Brüssel am 3. Dezember 2001.

Im Namen des Rates

Der Präsident

F. VANDENBROUCKE
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ZUSATZPROTOKOLL
zur Anpassung der Handelsaspekte des Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommens zwischen
den Europäischen Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der ehemaligen jugosla-
wischen Republik Mazedonien andererseits aufgrund der Ergebnisse der Verhandlungen zwischen
den Parteien über gegenseitige präferenzielle Zugeständnisse für bestimmte Weine, über gegensei-
tige Anerkennung, Schutz und Kontrolle von Weinnamen und über gegenseitige Anerkennung,

Schutz und Kontrolle von Bezeichnungen für Spirituosen und aromatisierte Getränke

DIE EUROPÄISCHE GEMEINSCHAFT, nachstehend „Gemeinschaft“ genannt,

einerseits,

und

DIE EHEMALIGE JUGOSLAWISCHE REPUBLIK MAZEDONIEN, nachstehend „ehemalige jugoslawische Republik Mazedo-
nien“ genannt,

andererseits,

beide nachstehend „Vertragsparteien“ genannt —

IN DER ERWÄGUNG, dass das Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommen zwischen den Europäischen Gemeinschaften
und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien andererseits durch einen
Briefwechsel am 9. April 2001 in Luxemburg unterzeichnet worden ist,

IN DER ERWÄGUNG, dass nach Artikel 27 Absatz 4 des Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommens die Aushandlung
eines gesonderten Abkommens über Wein und Spirituosen noch aussteht,

IN DER ERWÄGUNG, dass am 1. Juni 2001 ein Interimsabkommen in Kraft getreten ist, um die Entwicklung der
Handelsbeziehungen durch Schaffung eines vertraglichen Verhältnisses zu gewährleisten und die Bestimmungen des
Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommens über Handel und handelsbezogene Fragen so rasch wie möglich anzu-
wenden. In Artikel 14 Absatz 4 des Interimsabkommens wird nochmals auf die Absicht verwiesen, dass ein gesondertes
Abkommen über Wein und Spirituosen geschlossen werden soll,

IN DER ERWÄGUNG, dass auf dieser Grundlage Verhandlungen zwischen den Vertragsparteien aufgenommen und
erfolgreich abgeschlossen wurden,

IN DER ERWÄGUNG, dass aus Gründen der Kohärenz mit dem Stabilisierungsprozess als Ganzem das Abkommen über
Wein und Spirituosen in Form eines Protokolls in den Rahmen des Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommens
einbezogen werden sollte,

IN DER ERWÄGUNG, dass dieses Protokoll über Wein und Spirituosen zum gleichen Zeitpunkt wie das Stabilisierungs-
und Assoziierungsabkommen in Kraft treten sollte,

IN DER ERWÄGUNG, dass es daher notwendig ist, die Bestimmungen des Protokolls so rasch wie möglich umzusetzen,

IN DEM WUNSCH, die Vermarktungsbedingungen für Wein, Spirituosen und aromatisierte Getränke auf ihrem jeweiligen
Markt nach den Grundsätzen von Qualität, beiderseitigem Nutzen und Gegenseitigkeit zu verbessern,

IN ANBETRACHT des Interesses beider Vertragsparteien am gegenseitigen Schutz und der Kontrolle von Weinnamen und
Bezeichnungen für Spirituosen und aromatisierte Getränke —

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN:

Artikel 1

Dieses Protokoll umfasst folgende Bestandteile:

1. ein Abkommen über gegenseitige präferenzielle Handelszugeständnisse für bestimmte Weine (Anhang I
dieses Protokolls);

2. ein Abkommen über gegenseitige Anerkennung, Schutz und Kontrolle von Weinnamen (Anhang II
dieses Protokolls);

3. ein Abkommen über gegenseitige Anerkennung, Schutz und Kontrolle von Bezeichnungen für Spiri-
tuosen und aromatisierte Getränke (Anhang III dieses Protokolls).

Die Listen gemäß Artikel 5 des unter Nummer 2 bzw. gemäß Artikel 5 des unter Nummer 3 genannten
Abkommens werden zu einem späteren Zeitpunkt erstellt und nach dem Verfahren der Artikel 13 und 14
der genannten Abkommen genehmigt.
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Artikel 2

Dieses Protokoll und seine Anhänge sind Bestandteil des Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommens.

Artikel 3

Dieses Protokoll wird von der Gemeinschaft und der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien nach
ihren jeweiligen Verfahren genehmigt. Die Vertragsparteien treffen die für seine Umsetzung erforderlichen
Maßnahmen.

Die Vertragsparteien notifizieren einander den Abschluss ihrer jeweiligen Verfahren gemäß Absatz 1.

Artikel 4

Dieses Protokoll tritt zum gleichen Zeitpunkt wie das Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommen in
Kraft.

Artikel 5

Dieses Protokoll ist in zwei Urschriften in jeder der Amtssprachen der Vertragsparteien abgefasst, wobei
jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist.
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KN-Code Warenbezeichnung Geltender Zollsatz
Menge für das
Jahr 2002

(hl)

Jährliche
Anpassung

(hl)

Sonderbestim-
mungen

Code des mazedo-
nischen Zolltarifs Warenbezeichnung Geltender Zollsatz

Menge für das
Jahr 2002

(hl)

Jährliche
Erhöhung

(hl)

Sonderbestim-
mungen

ABKOMMEN
zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedo-

nien über gegenseitige präferenzielle Handelszugeständnisse für bestimmte Weine

(1) Für die Einfuhr der nachstehenden Erzeugnisse mit Ursprung in der ehemaligen jugoslawischen
Republik Mazedonien in die Gemeinschaft werden folgende Zugeständnisse eingeräumt:

ex 2204 10 Qualitätsschaumwein zollfrei 15 000 + 6 000 (1)

ex 2204 21 Wein aus frischen Wein-
trauben

ex 2204 29 Wein aus frischen Wein-
trauben

zollfrei 285 000 – 6 000 (1)

(1) Auf Antrag einer der beiden Vertragsparteien können Konsultationen stattfinden, um die Kontingente durch Mengenübertragung von
mehr als 6 000 hl vom Kontingent für die Position ex 2204 29 nach dem Kontingent für die Positionen ex 2204 10 und ex 2204 21.

(2) Die Gemeinschaft wendet innerhalb der unter Nummer 1 genannten Zollkontingente einen präferen-
ziellen Null-Zollsatz an, vorausgesetzt, für die Ausfuhr der betreffenden Mengen werden von der ehema-
ligen jugoslawischen Republik Mazedonien keine Ausfuhrsubventionen gewährt.

(3) Für die Einfuhr der nachstehenden Erzeugnisse mit Ursprung in der Gemeinschaft in die ehemalige
jugoslawische Republik Mazedonien werden folgende Zugeständnisse eingeräumt:

ex 2204 10 Qualitätsschaumwein zollfrei 3 000 300

ex 2204 21 Wein aus frischen Wein-
trauben

(4) Die ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien wendet innerhalb der unter Nummer 3 genannten
Zollkontingente einen präferenziellen Null-Zollsatz an, vorausgesetzt, für die Ausfuhr der betreffenden
Mengen werden von der Gemeinschaft keine Ausfuhrsubventionen gewährt.

(5) Dieses Abkommen erstreckt sich auf Wein, der

a) aus frischen Weintrauben bereitet worden ist, die vollständig im Gebiet der betreffenden Vertragspartei
erzeugt und geerntet wurden, und

b) i) Ursprungserzeugnis der Europäischen Union ist und in Übereinstimmung mit den Regeln für die
önologischen Verfahren und Behandlungen gemäß Titel V der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 des
Rates vom 17. Mai 1999 über die gemeinsame Marktorganisation für Wein (1) bereitet wurde;

ii) Ursprungserzeugnis der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien ist und in Übereinstim-
mung mit den Regeln für die önologischen Verfahren und Behandlungen gemäß den Rechtsvor-
schriften der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien bereitet wurde. Diese önologischen
Verfahren und Behandlungen müssen mit dem Gemeinschaftsrecht im Einklang stehen.

(6) Die Einfuhr von Wein, für den die Zugeständnisse dieses Abkommens gelten, wird abhängig gemacht
von der Vorlage einer Bescheinigung einer beiderseitig anerkannten amtlichen Stelle, die in einem einver-
nehmlich erstellten Verzeichnis aufgeführt ist; aus dieser Bescheinigung muss hervorgehen, dass der
betreffende Wein den Bestimmungen von Nummer 5 Buchstabe b) entspricht.

(1) ABl. L 179 vom 14.7.1999, S. 1. Verordnung zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 2862/2000 (ABl. L
328 vom 23.12.2000, S. 2).

ANHANG I
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(7) Die Vertragsparteien prüfen spätestens im ersten Quartal des Jahres 2005 unter Berücksichtigung der
Entwicklung ihres gegenseitigen Weinhandels die Möglichkeiten, einander weitere Zugeständnisse einzu-
räumen.

(8) Die Vertragsparteien tragen dafür Sorge, dass die gegenseitig ein geräumten Zugeständnisse nicht
durch andere Maßnahmen beeinträchtigt werden.

(9) Auf Antrag einer der beiden Vertragsparteien finden Konsultationen über etwaige Probleme im
Zusammenhang mit der Durchführung dieses Abkommens statt.

(10) Dieses Abkommen gilt für die Gebiete, in denen der Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft angewendet wird, und nach Maßgabe jenes Vertrags einerseits sowie für das Gebiet der
ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien andererseits.
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ABKOMMEN
zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedo-

nien über gegenseitige Anerkennung, Schutz und Kontrolle von Weinnamen

Artikel 1

Ziele

(1) Die Vertragsparteien kommen überein, auf der Grund-
lage der Nichtdiskriminierung und der Gegenseitigkeit die
Namen für Weine mit Ursprung in ihren Hoheitsgebieten nach
den Bestimmungen dieses Abkommens anzuerkennen, zu
schützen und zu kontrollieren.

(2) Die Vertragsparteien treffen alle erforderlichen allge-
meinen und besonderen Maßnahmen, um zu gewährleisten,
dass die Vorschriften dieses Abkommens eingehalten und
dessen Ziele verwirklicht werden.

Artikel 2

Anwendungs- und Geltungsbereich

Dieses Abkommen gilt für Weine der Position 2204 nach dem
am 14. Juni 1983 in Brüssel geschlossenen Internationalen
Übereinkommen über das Harmonisierte System zur Bezeich-
nung und Codierung der Waren („Harmonisiertes System“).

Artikel 3

Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieses Abkommens sind, soweit hierin nichts anderes
festgelegt ist:

a) „Wein mit Ursprung in“, gefolgt vom Namen einer der
Vertragsparteien: ein Wein, der im Gebiet der betreffenden
Vertragspartei aus Weintrauben bereitet worden ist, die
ausschließlich im Gebiet dieser Partei geerntet wurden;

b) „geografische Angabe“: jede Angabe — einschließlich
Ursprungsbezeichnung — im Sinne von Artikel 22 Absatz
1 des Übereinkommens über handelsbezogene Aspekte der
Rechte des geistigen Eigentums (nachstehend „TRIPS-Über-
einkommen“ genannt), die in den Rechts- oder Verwaltungs-
vorschriften einer Vertragspartei für die Bezeichnung und
Aufmachung eines Weins mit Ursprung im Gebiet dieser
Partei anerkannt ist;

c) „traditioneller Begriff“: ein im Anhang aufgeführter traditio-
nell verwendeter Name, der sich insbesondere auf die Erzeu-
gungsmethode oder die Qualität, Farbe oder Art eines
Weins bezieht sowie ausreichend unterscheidbar und/oder
bekannt und in den Rechts- und Verwaltungsvorschriften
einer Vertragspartei für die Bezeichnung und Aufmachung
eines Weins mit Ursprung im Gebiet dieser Vertragspartei
anerkannt ist;

d) „geschützter Name“: eine geografische Angabe oder ein
traditioneller Begriff nach Buchstabe b) bzw. c), die
aufgrund dieses Abkommens geschützt sind;

e) „homonym“: gleich lautende oder zum Verwechseln
ähnliche geschützte Namen für verschiedene Ursprungsorte

oder verschiedene Weine mit Ursprung in den jeweiligen
Gebieten der Vertragsparteien;

f) „Bezeichnung“: die Angaben, die zur Beschreibung eines
Weins auf dem Etikett, in den Begleitpapieren beim Trans-
port, in den Geschäftspapieren, insbesondere den Rech-
nungen und Lieferscheinen, sowie in der Werbung
verwendet werden;

g) „Etikettierung“: alle Bezeichnungen und anderen Hinweise,
Zeichen, grafischen Darstellungen oder Marken, die der
Unterscheidung eines Weines dienen und auf dem Behältnis
einschließlich seines Verschlusses, eines Anhängers oder des
Überzugs am Flaschenhals erscheinen;

h) „Aufmachung“: die Angaben oder Zeichen, die auf den
Behältnissen einschließlich ihres Verschlusses, auf der Etiket-
tierung und auf der Verpackung verwendet werden;

i) „Verpackung“: die schützenden Umhüllungen, wie
Einschlagpapier, Strohhülsen aller Art, Kartons und Kisten,
die zum Transport eines oder mehrerer Behältnisse und/
oder zu ihrer Feilbietung beim Verkauf an den Endverbrau-
cher verwendet werden;

j) „Marke“:

— eine eingetragene Marke im Sinne der Rechtsvorschriften
einer Vertragspartei,

— eine gewohnheitsrechtliche Marke, die nach den Rechts-
vorschriften einer Vertragspartei geschützt ist, und

— eine allgemein bekannte Marke im Sinne von Artikel
6bis der Pariser Verbandsübereinkunft zum Schutz des
gewerblichen Eigentums (1967).

TITEL I

GEGENSEITIGER SCHUTZ DER WEINNAMEN

Artikel 4

Grundsätze

(1) Unbeschadet der Artikel 22 und 23 des TRIPS-Überein-
kommens in Anhang 1C des Übereinkommens zur Errichtung
der Welthandelsorganisation treffen die Vertragsparteien alle
erforderlichen Maßnahmen, um gemäß jenem Anhang den
gegenseitigen Schutz der Namen nach Artikel 5 zu gewährleis-
ten, die zur Bezeichnung und Aufmachung von Weinen mit
Ursprung im Gebiet der Vertragsparteien verwendet werden. Zu
diesem Zweck stellt jede Vertragspartei den Beteiligten geeig-
nete Rechtsmittel zur Verfügung, um einen wirksamen Schutz
sicherzustellen und die Verwendung einer geografischen
Angabe oder eines traditionellen Begriffs für einen Wein zu
verhindern, für den die betreffende Angabe bzw. der betref-
fende Begriff nicht gilt.

ANHANG II
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(2) In der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien
sind die geschützten Namen der Gemeinschaft

a) ausschließlich den Weinen mit Ursprung in der Gemein-
schaft vorbehalten, auf die sie sich beziehen, und

b) dürfen nur gemäß den Rechts- und Verwaltungsvorschriften
der Gemeinschaft verwendet werden.

(3) In der Gemeinschaft sind die geschützten Namen der
ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien

a) ausschließlich den Weinen mit Ursprung in der ehemaligen
jugoslawischen Republik Mazedonien vorbehalten, auf die
sie sich beziehen, und

b) dürfen nur gemäß den Rechts- und Verwaltungsvorschriften
der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien
verwendet werden.

(4) Der Schutz gemäß diesem Abkommen verbietet insbe-
sondere die Verwendung von geschützten Namen für Weine,
deren Ursprung nicht dem angegebenen geografischen Gebiet
bzw. dem Ort der traditionellen Verwendung des Begriffs
entspricht, auch wenn

— der tatsächliche Ursprung des Weins angegeben ist,

— die betreffende geografische Angabe in Übersetzungen
verwendet wird,

— der Name in Verbindung mit Ausdrücken wie „Art“, „Typ“,
„Stil“, „Imitat“, „Methode“ oder dergleichen benutzt wird.

(5) Bei homonymen geografischen Angaben gilt Folgendes:

a) Sind nach diesem Abkommen geschützte Angaben
homonym, so wird jede Angabe geschützt, sofern ihre
Verwendung herkömmlich und üblich ist und der Verbrau-
cher hinsichtlich des tatsächlichen Ursprungs des Weins
nicht irregeführt wird.

b) Sind nach diesem Abkommen geschützte Angaben mit dem
Namen eines geografischen Gebiets außerhalb der Gebiete
der Vertragsparteien homonym, so darf dieser Name zur
Bezeichnung und Aufmachung eines in dem betreffenden
geografischen Gebiet erzeugten Weines verwendet werden,
sofern diese Verwendung herkömmlich und üblich und vom
Ursprungsland geregelt ist und beim Verbraucher nicht den
Eindruck erweckt, der Wein stamme aus dem Gebiet der
betreffenden Vertragspartei.

(6) Bei homonymen traditionellen Begriffen gilt Folgendes:

a) Sind nach diesem Abkommen geschützte Begriffe
homonym, so wird jeder Begriff geschützt, sofern seine
Verwendung herkömmlich und üblich ist und der Verbrau-
cher über den tatsächlichen Ursprung des Weins nicht irre-
geführt wird.

b) Sind nach diesem Abkommen geschützte Begriffe mit einem
Namen homonym, der für einen nicht aus den Gebieten der
Vertragsparteien stammenden Wein verwendet wird, so darf
dieser Name zur Bezeichnung und Aufmachung des Weins
verwendet werden, sofern diese Verwendung herkömmlich
und üblich und vom Ursprungsland geregelt ist und beim
Verbraucher nicht den Eindruck erweckt, der Wein stamme
aus dem Gebiet der betreffenden Vertragspartei.

(7) Der Stabilisierungs- und Assoziierungsausschuss kann
durch Beschluss praktische Regeln zur Unterscheidung
zwischen den homonymen Angaben und Begriffen nach
Absatz 5 bzw. Absatz 6 festlegen, wobei die betreffenden
Erzeuger gleich zu behandeln sind und die Verbraucher nicht
irregeführt werden dürfen.

(8) Dieses Abkommen beeinträchtigt in keiner Weise das
Recht einer Person, im Handel ihren Namen oder den Namen
ihres Geschäftsvorgängers zu benutzen, es sei denn, der Name
wird so verwendet, dass die Verbraucher irregeführt werden.

(9) Dieses Abkommen verpflichtet keine der Vertragspar-
teien, eine geografische Angabe oder einen traditionellen
Begriff der anderen Vertragspartei zu schützen, die bzw. der in
ihrem bzw. seinem Ursprungsland nicht oder nicht mehr
geschützt oder dort ungebräuchlich geworden ist.

(10) Die Vertragsparteien verzichten darauf, die Bestim-
mungen von Artikel 24 Absätze 4 bis 7 des TRIPS-Überein-
kommens in Anspruch zu nehmen, um den Schutz eines
Namens der anderen Vertragspartei für unter dieses
Abkommen fallende Erzeugnisse abzulehnen.

Artikel 5

Geschützte Namen

Bei Weinen mit Ursprung in der Gemeinschaft oder in der
ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien werden die
Namen geschützt, die in den gemäß Artikel 14 Absatz 2 Buch-
stabe a) festgelegten Listen aufgeführt sind.

Artikel 6

Marken

(1) Die Eintragung einer Marke für einen Wein, die einen
nach diesem Abkommen geschützten Namen enthält oder
bildet, wird abgelehnt oder auf Antrag einer Vertragspartei
aufgehoben, wenn der betreffende Wein

— nicht aus dem in der geografischen Angabe genannten Ort
stammt bzw.

— nicht dem verwendeten traditionellen Begriff entspricht.

(2) Eine in gutem Glauben spätestens am 31. Dezember
1995 eingetragene Marke darf jedoch bis zum 31. Dezember
2005 weiter verwendet werden, sofern sie seit ihrer Eintragung
tatsächlich ununterbrochen benutzt wurde.

Artikel 7

Ausfuhren

Wird Wein mit Ursprung in den Gebieten der Vertragsparteien
ausgeführt und in Drittländern vermarktet, so treffen die
Vertragsparteien alle erforderlichen Maßnahmen, um zu
gewährleisten, dass die nach Artikel 5 geschützten Namen einer
Vertragspartei nicht zur Bezeichnung und Aufmachung eines
Weins mit Ursprung im Gebiet der anderen Vertragspartei
verwendet werden.
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Artikel 8

Ausdehnung des Schutzes

Soweit es die einschlägigen Rechtsvorschriften der Vertragspar-
teien zulassen, gilt der Schutz aufgrund dieses Abkommens
auch zugunsten von natürlichen und juristischen Personen,
Verbänden, Vereinigungen und Einrichtungen von Erzeugern,
Händlern oder Verbrauchern mit Sitz im Gebiet der anderen
Vertragspartei.

Artikel 9

Durchsetzung

(1) Stellt eine nach Artikel 11 benannte zuständige Stelle
fest, dass die Bezeichnung oder Aufmachung eines Weins,
insbesondere bei der Etikettierung, in amtlichen Dokumenten,
in Geschäftspapieren oder in der Werbung, gegen dieses
Abkommen verstößt, so leiten die Vertragsparteien die erfor-
derlichen Verwaltungs- und/oder Gerichtsverfahren ein, um
unlauteren Wettbewerb zu bekämpfen oder eine missbräuch-
liche Verwendung geschützter Namen auf jede andere Weise zu
verhindern.

(2) Die Verfahren nach Absatz 1 werden insbesondere
eingeleitet, wenn

a) die Übersetzung von Bezeichnungen, die in den Rechtsvor-
schriften der Gemeinschaft oder der ehemaligen jugosla-
wischen Republik Mazedonien vorgesehen sind, in der oder
den Sprachen der anderen Vertragspartei ein Wort ergibt,
das eine Irreführung über Ursprung, Art oder Qualität des
so bezeichneten oder aufgemachten Weines hervorrufen
kann;

b) Bezeichnungen, Marken, Namen, Aufschriften oder Abbil-
dungen, die mittelbar oder unmittelbar falsche oder irrefüh-
rende Angaben über Herkunft, Ursprung, Art, Rebsorte oder
wesentliche Eigenschaften des Weins enthalten, auf den
Behältnissen oder der Verpackung, in der Werbung oder in
amtlichen Dokumenten oder Geschäftspapieren für Weine
verwendet werden, deren Namen nach diesem Abkommen
geschützt sind;

c) Behältnisse oder Verpackungen verwendet werden, die eine
Irreführung über den Ursprung des Weins hervorrufen
können.

(3) Die Anwendung der Absätze 1 und 2 schließt nicht aus,
dass die in Artikel 8 genannten Personen und Organisationen
geeignete Maßnahmen in den Gebieten der Vertragsparteien
einschließlich eines gerichtlichen Vorgehens ergreifen können.

Artikel 10

Andere innerstaatliche Rechtsvorschriften und internatio-
nale Übereinkünfte

Soweit die Vertragsparteien nichts anderes vereinbaren, schließt
dieses Abkommen nicht aus, dass sie für die nach diesem
Abkommen geschützten Namen in ihren innerstaatlichen
Rechtsvorschriften oder in anderen internationalen Überein-
künften jetzt oder künftig einen weiter gehenden Schutz
gewähren.

TITEL II

ÜBERWACHUNG UND AMTSHILFE ZWISCHEN DEN ZUSTÄN-
DIGEN BEHÖRDEN

Artikel 11

Zuständige Behörden

(1) Jede Vertragspartei benennt die Stellen, die die Einhal-
tung dieses Abkommens überwachen. Benennt eine Vertrags-
partei mehr als eine zuständige Stelle, so muss sie für die
Koordinierung der Arbeit dieser Stellen sorgen. Zu diesem
Zweck wird eine einzige Koordinationsstelle benannt.

(2) Die Vertragsparteien teilen einander spätestens zwei
Monate nach Inkrafttreten dieses Abkommens Namen und
Anschriften der in Absatz 1 genannten Stellen mit. Zwischen
diesen Stellen findet eine unmittelbare und enge Zusammen-
arbeit statt.

Artikel 12

Verstöße

(1) Hat eine der Stellen nach Artikel 11 den begründeten
Verdacht, dass

a) bei einem Wein, der Gegenstand des Handels zwischen der
ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien und der
Gemeinschaft ist oder war, dieses Abkommen oder die
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Vertragsparteien
nicht eingehalten werden und

b) diese Nichteinhaltung für die andere Vertragspartei von
besonderem Belang ist und Verwaltungs- und/oder Gerichts-
verfahren nach sich ziehen kann,

so unterrichtet sie unverzüglich die Kommission und die
zuständigen Stellen der anderen Vertragspartei.

(2) Den Informationen nach Absatz 1 sind amtliche Doku-
mente, Geschäftspapiere oder andere geeignete Unterlagen
beizufügen; ferner ist anzugeben, welche Verwaltungs- oder
Gerichtsverfahren gegebenenfalls eingeleitet wurden. Diese
Informationen müssen insbesondere folgende Angaben zu dem
betreffenden Wein umfassen:

a) Erzeuger und Besitzer des Weins,

b) Zusammensetzung und organoleptische Eigenschaften,

c) Bezeichnung und Aufmachung,

d) Art des Verstoßes gegen die Regeln über die Herstellung und
Vermarktung.

TITEL III

VERWALTUNG DES ABKOMMENS

Artikel 13

Arbeitsgruppe

(1) Es wird eine Arbeitsgruppe beim Unterausschuss für
Landwirtschaft nach Artikel 113 des Stabilisierungs- und Asso-
ziierungsabkommens eingesetzt.
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(2) Die Arbeitsgruppe wacht über die ordnungsgemäße
Anwendung dieses Abkommens und prüft alle Fragen, die sich
bei seiner Durchführung ergeben können. Sie kann insbeson-
dere Empfehlungen aussprechen, die zur Verwirklichung der
Ziele dieses Abkommens beitragen.

Artikel 14

Aufgaben der Vertragsparteien

(1) Die Vertragsparteien bleiben entweder unmittelbar oder
über die Arbeitsgruppe nach Artikel 13 in allen Fragen der
Durchführung und Anwendung dieses Abkommens in Verbin-
dung.

(2) Dies bedeutet insbesondere, dass die Vertragsparteien

a) durch Beschluss des Stabilisierungs- und Assoziierungsaus-
schusses die Listen nach Artikel 5 und das Protokoll zu
diesem Abkommen festlegen und anpassen, um etwaige
Änderungen der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der
Vertragsparteien zu berücksichtigen;

b) einander über ihre Absicht unterrichten, neue Regelungen
oder Änderungen bestehender Regelungen in öffentlichen
Belangen wie Gesundheits- oder Verbraucherschutz zu
beschließen, die Auswirkungen auf den Weinmarkt haben;

c) einander über die gerichtlichen Entscheidungen zur Anwen-
dung dieses Abkommens und über die Maßnahmen unter-
richten, die im Anschluss an diese Entscheidungen getroffen
worden sind.

(3) Im Rahmen dieses Abkommens können beide Vertrags-
parteien anhand der Erfahrungen bei seiner Anwendung
Vorschläge zur Erweiterung ihrer Zusammenarbeit im Wein-
sektor unterbreiten.

(4) Die nach Absatz 2 Buchstabe a) gefassten Beschlüsse
sind für die Vertragsparteien verbindlich; diese treffen die
erforderlichen Maßnahmen zu ihrer Durchführung.

TITEL IV

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 15

Durchfuhr kleiner Mengen

Dieses Abkommen gilt nicht für Weine, die

a) sich auf der Durchfuhr durch das Gebiet einer Vertragspartei
befinden oder

b) ihren Ursprung im Gebiet einer Vertragspartei haben und
unter den Bedingungen und nach den Verfahren des Proto-

kolls in kleinen Mengen zwischen den Vertragsparteien
versandt werden.

Artikel 16

Anwendungsgebiete

Dieses Abkommen gilt für die Gebiete, in denen der Vertrag
zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft angewendet
wird, und nach Maßgabe jenes Vertrags einerseits sowie für das
Gebiet der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien
andererseits.

Artikel 17

Nichteinhaltung

(1) Ist eine Vertragspartei der Ansicht, dass die andere Partei
einer Verpflichtung aus diesem Abkommen nicht nachge-
kommen ist, so treten die Vertragsparteien zu Konsultationen
zusammen.

(2) Die Vertragspartei, die die Konsultationen beantragt,
übermittelt der anderen Partei alle zweckdienlichen Angaben
zur eingehenden Prüfung der Angelegenheit.

(3) Falls eine Verzögerung eine Gefahr für die menschliche
Gesundheit bedeuten oder die Wirksamkeit von Maßnahmen
zur Betrugsbekämpfung beeinträchtigen könnte, können die
Vertragsparteien ohne vorherige Konsultation geeignete einst-
weilige Schutzmaßnahmen treffen, sofern Konsultationen
unmittelbar nach Ergreifen dieser Maßnahmen stattfinden.

(4) Haben die Vertragsparteien nach Ablauf der Konsulta-
tionen gemäß den Absätzen 1 und 3 keine Einigung erzielt, so
kann die Partei, die die Konsultationen beantragt oder einstwei-
lige Maßnahmen nach Absatz 3 getroffen hat, geeignete
Schutzmaßnahmen ergreifen, um die ordnungsgemäße Anwen-
dung dieses Abkommens zu ermöglichen.

Artikel 18

Vermarktung vorhandener Bestände

(1) Bei Weinen, die bei Inkrafttreten dieses Abkommens
nach den innerstaatlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften
der Vertragsparteien in einer Weise erzeugt, bereitet, bezeichnet
und aufgemacht sind, die gemäß dem Abkommen unzulässig
ist, dürfen die vorhandenen Restbestände vermarktet werden.

(2) Bei Weinen, die gemäß diesem Abkommen erzeugt,
bereitet, bezeichnet und aufgemacht wurden, deren Erzeugung,
Bereitung, Bezeichnung oder Aufmachung nach einer Ände-
rung des Abkommens dessen Bestimmungen jedoch nicht
mehr entspricht, dürfen die vorhandenen Restbestände
vermarktet werden, soweit die Vertragsparteien nicht etwas
anderes vereinbaren.
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Protokoll zu dem Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der ehemaligen
jugoslawischen Republik Mazedonien über gegenseitige Anerkennung, Schutz und Kontrolle von

Weinnamen

DIE VERTRAGSPARTEIEN SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN:

Im Sinne von Artikel 15 Buchstabe b) des Abkommens gelten als kleine Mengen:

1. Weine in etikettierten Behältnissen von 5 Litern oder weniger, versehen mit einem nicht wieder
verwendbaren Verschluss, sofern die in einer einzigen oder mehreren getrennten Sendungen transpor-
tierte Gesamtmenge 50 Liter nicht übersteigt;

2. a) Erzeugnismengen, die im persönlichen Reisegepäck mitgeführt werden, bis zu höchstens 30 Litern je
Reisenden;

b) Erzeugnismengen, die zwischen Privatpersonen versandt werden, bis zu höchstens 30 Litern;

c) Erzeugnismengen, die zum Umzugsgut von Personen gehören;

d) Erzeugnismengen, die für wissenschaftliche oder technische Versuchszwecke eingeführt werden, bis
zu höchstens einem Hektoliter;

e) für diplomatische, konsularische oder ähnliche Einrichtungen bestimmte Erzeugnisse, die im Rahmen
der ihnen eingeräumten Freimengen eingeführt werden;

f) Erzeugnismengen, die sich im Bordvorrat internationaler Transportmittel befinden.

Der Freistellungsfall nach Nummer 1 kann nicht zugleich mit einem oder mehreren der Freistellungsfälle
nach Nummer 2 in Anspruch genommen werden.
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ABKOMMEN
zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedo-
nien über gegenseitige Anerkennung, Schutz und Kontrolle von Bezeichnungen für Spirituosen

und aromatisierte Getränke

Artikel 1

Ziele

(1) Die Vertragsparteien kommen überein, auf der Grund-
lage der Nichtdiskriminierung und der Gegenseitigkeit die
Bezeichnungen für Spirituosen und aromatisierte Getränke mit
Ursprung in ihren Hoheitsgebieten nach den Bestimmungen
dieses Abkommens anzuerkennen, zu schützen und zu
kontrollieren.

(2) Die Vertragsparteien treffen alle erforderlichen allge-
meinen und besonderen Maßnahmen, um zu gewährleisten,
dass die Vorschriften dieses Abkommens eingehalten und
dessen Ziele verwirklicht werden.

Artikel 2

Anwendungs- und Geltungsbereich

Dieses Abkommen gilt für

a) Spirituosen der Position 2208 nach dem am 14. Juni 1983
in Brüssel geschlossenen Internationalen Übereinkommen
über das Harmonisierte System zur Bezeichnung und Codie-
rung der Waren, wie sie definiert sind

— für die Gemeinschaft in der Verordnung (EWG) Nr.
1576/89 des Rates vom 29. Mai 1989 zur Festlegung
der allgemeinen Regeln für die Begriffsbestimmung,
Bezeichnung und Aufmachung von Spirituosen (1),

— für die ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien in
der Verordnung über die Qualität von Spirituosen
(Gesetzblatt der Sozialistischen Föderativen Republik
Jugoslawien Nr. 16/88), zuletzt geändert durch die
Verordnung über die Qualität von Spirituosen (Gesetz-
blatt der Sozialistischen Föderativen Republik Jugosla-
wien Nr. 63/88);

b) aromatisierte Weine, aromatisierte weinhaltige Getränke
und aromatisierte weinhaltige Cocktails (nachstehend
„aromatisierte Getränke“) der Positionen 2205 und ex 2206
nach dem am 14. Juni 1983 in Brüssel geschlossenen Inter-
nationalen Übereinkommen über das Harmonisierte System
zur Bezeichnung und Codierung der Waren, wie sie definiert
sind

— für die Gemeinschaft in der Verordnung (EWG) Nr.
1601/91 des Rates vom 10. Juni 1991 zur Festlegung
der allgemeinen Regeln für die Begriffsbestimmung,
Bezeichnung und Aufmachung aromatisierter weinhal-

tiger Getränke und aromatisierter weinhaltiger Cock-
tails (2),

— für die ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien in
der Verordnung über die Qualität von Wein (Gesetzblatt
der Sozialistischen Föderativen Republik Jugoslawien Nr.
17/81), zuletzt geändert durch die Verordnung über die
Qualität von Wein (Gesetzblatt der Sozialistischen Föde-
rativen Republik Jugoslawien Nr. 14/89).

Artikel 3

Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieses Abkommens sind

a) „Spirituose mit Ursprung in“, gefolgt vom Namen einer der
Vertragsparteien: eine Spirituose, die im Gebiet der betref-
fenden Vertragspartei hergestellt worden ist;

b) „aromatisiertes Getränk mit Ursprung in“, gefolgt vom
Namen einer der Vertragsparteien: ein aromatisiertes
Getränk, das im Gebiet der betreffenden Vertragspartei
hergestellt worden ist;

c) „Bezeichnung“: die Angaben, die zur Beschreibung einer
Spirituose oder eines aromatisierten Getränkes auf dem
Etikett, gegebenenfalls in den Begleitpapieren beim Trans-
port, in den Geschäftspapieren, insbesondere den Rech-
nungen und Lieferscheinen, sowie in der Werbung
verwendet werden;

d) „homonym“: gleich lautende oder zum Verwechseln
ähnliche geschützte Bezeichnung für verschiedene
Ursprungsorte oder verschiedene Spirituosen bzw. aromati-
sierte Getränke mit Ursprung in den jeweiligen Gebieten der
Vertragsparteien;

e) „Etikettierung“: alle Bezeichnungen und anderen Hinweise,
Zeichen, Symbole, Abbildungen oder Marken, die der Unter-
scheidung einer Spirituose oder eines aromatisierten
Getränkes dienen und auf dem Behältnis einschließlich
seines Verschlusses, eines Anhängers oder des Überzugs am
Flaschenhals erscheinen;

f) „Aufmachung“: die Angaben oder Zeichen, die auf den
Behältnissen einschließlich ihres Verschlusses, auf der Etiket-
tierung und auf der Verpackung verwendet werden;

g) „Verpackung“: die schützenden Umhüllungen, wie
Einschlagpapier, Strohhülsen aller Art, Kartons und Kisten,
die zum Transport eines oder mehrerer Behältnisse und/
oder zu ihrer Feilbietung beim Verkauf an den Endverbrau-
cher verwendet werden;

(1) ABl. L 160 vom 12.6.1989, S. 1. Verordnung zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 3378/94 des Europäischen Parla-
ments und des Rates (ABl. L 366 vom 31.12.1994, S. 1).

(2) ABl. L 149 vom 14.6.1991, S. 1. Verordnung zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 2061/96 des Europäischen Parla-
ments und des Rates (ABl. L 277 vom 30.10.1996, S. 1).

ANHANG III
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h) „Marke“:

— eine eingetragene Marke im Sinne der Rechtsvorschriften
einer Vertragspartei,

— eine gewohnheitsrechtliche Marke, die nach den Rechts-
vorschriften einer Vertragspartei geschützt ist, und

— eine allgemein bekannte Marke im Sinne von Artikel
6bis der Pariser Verbandsübereinkunft zum Schutz des
gewerblichen Eigentums (1967).

TITEL I

GEGENSEITIGER SCHUTZ DER BEZEICHNUNGEN VON SPIRI-
TUOSEN UND AROMATISIERTEN GETRÄNKEN

Artikel 4

Grundsätze

(1) Unbeschadet der Artikel 22 und 23 des Übereinkom-
mens über handelsbezogene Aspekte der Rechte des geistigen
Eigentums im Anhang 1C des Übereinkommens zur Errichtung
der Welthandelsorganisation (nachstehend „TRIPS-Überein-
kommen“ genannt) treffen die Vertragsparteien alle erforder-
lichen Maßnahmen, um gemäß jenem Anhang den gegensei-
tigen Schutz der Bezeichnungen nach Artikel 5 zu gewährlei-
sten, die für Spirituosen und aromatisierte Getränke mit
Ursprung im Gebiet der Vertragsparteien verwendet werden. Zu
diesem Zweck stellt jede Vertragspartei den Beteiligten geeig-
nete Rechtsmittel zur Verfügung, um die Verwendung einer
Bezeichnung für Spirituosen oder aromatisierte Getränke zu
verhindern, deren Ursprung nicht dem in der betreffenden
Bezeichnung angegebenen geografischen Gebiet bzw. dem Ort
der traditionellen Verwendung der Bezeichnung entspricht.

(2) In der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien

— dürfen die geschützten Bezeichnungen der Gemeinschaft
nur gemäß den Rechts- und Verwaltungsvorschriften der
Gemeinschaft verwendet werden, und

— sind die geschützten Bezeichnungen der Gemeinschaft
ausschließlich den Spirituosen und aromatisierten
Getränken mit Ursprung in der Gemeinschaft vorbehalten,
auf die sie sich beziehen.

(3) In der Gemeinschaft

— dürfen die geschützten Bezeichnungen der ehemaligen
jugoslawischen Republik Mazedonien nur gemäß den
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der ehemaligen jugo-
slawischen Republik Mazedonien verwendet werden, und

— sind die geschützten Bezeichnungen der ehemaligen jugo-
slawischen Republik Mazedonien ausschließlich den Spiri-
tuosen und aromatisierten Getränken mit Ursprung in der
ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien vorbe-
halten, auf die sie sich beziehen.

(4) Der Schutz gemäß diesem Abkommen verbietet insbe-
sondere die Verwendung von geschützten Bezeichnungen für
Spirituosen und aromatisierte Getränke, deren Ursprung nicht
dem in der betreffenden Bezeichnung angegebenen geogra-
fischen Gebiet bzw. dem Ort der traditionellen Verwendung der
Bezeichnung entspricht, auch wenn

— der tatsächliche Ursprung der Spirituose bzw. des aromati-
sierten Getränks angegeben ist,

— die betreffende geografische Angabe in Übersetzung
verwendet wird,

— der Name in Verbindung mit Ausdrücken wie „Art“, „Typ“,
„Stil“, „Imitat“, „Methode“ oder dergleichen benutzt wird.

(5) Bei homonymen Bezeichnungen von Spirituosen und
aromatisierten Getränken wird jede Bezeichnung geschützt. Der
Stabilisierungs- und Assoziierungsausschuss kann durch
Beschluss die praktischen Regeln zur Unterscheidung zwischen
den betreffenden homonymen Bezeichnungen festlegen, wobei
die betreffenden Erzeuger gleich zu behandeln sind und die
Verbraucher nicht irregeführt werden dürfen.

(6) Dieses Abkommen beeinträchtigt in keiner Weise das
Recht einer Person, im Handel ihren Namen oder den Namen
ihres Geschäftsvorgängers zu benutzen, es sei denn, der Name
wird so verwendet, dass die Verbraucher irregeführt werden.

(7) Dieses Abkommen verpflichtet keine der Vertragspar-
teien, eine Bezeichnung der anderen Vertragspartei zu
schützen, die in ihrem Ursprungsland nicht oder nicht mehr
geschützt oder dort ungebräuchlich geworden ist.

(8) Die Vertragsparteien verzichten darauf, die Bestim-
mungen von Artikel 24 Absatz 4 bis 7 des TRIPS-Übereinkom-
mens in Anspruch zu nehmen, um den Schutz einer Bezeich-
nung der anderen Vertragspartei abzulehnen.

Artikel 5

Geschützte Bezeichnungen

Folgende Bezeichnungen sind geschützt:

a) bei Spirituosen mit Ursprung in der Gemeinschaft die
Bezeichnungen in Liste 1;

b) bei Spirituosen mit Ursprung in der ehemaligen jugoslawi-
schen Republik Mazedonien die Bezeichnungen in Liste 2;

c) bei aromatisierten Getränken mit Ursprung in der Gemein-
schaft die Bezeichnungen in Liste 3;

d) bei aromatisierten Getränken mit Ursprung in der ehema-
ligen jugoslawischen Republik Mazedonien die Bezeich-
nungen in Liste 4.

Artikel 6

Marken

(1) Die Eintragung einer Marke für eine Spirituose oder ein
aromatisiertes Getränk, die eine nach Artikel 5 geschützte
Bezeichnung enthält oder aus einer solchen besteht, wird abge-
lehnt oder auf Antrag eines Beteiligten aufgehoben, wenn der
Ursprung des Erzeugnisses nicht dem in der Bezeichnung ange-
gebenen Ort entspricht.

(2) Unbeschadet von Absatz 1 darf eine in gutem Glauben
spätestens am 31. Dezember 1995 eingetragene Marke bis zum
31. Dezember 2005 weiter verwendet werden, sofern sie seit
ihrer Eintragung tatsächlich ununterbrochen benutzt wurde.
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Artikel 7

Ausfuhren

Werden Spirituosen oder aromatisierte Getränke mit Ursprung
in den Gebieten der Vertragsparteien ausgeführt und in Dritt-
ländern vermarktet, so ergreifen die Vertragsparteien alle erfor-
derlichen Maßnahmen, um zu gewährleisten, dass die nach
diesem Abkommen geschützten Bezeichnungen einer Vertrags-
partei nicht für Spirituosen oder aromatisierte Getränke mit
Ursprung im Gebiet der anderen Vertragspartei verwendet
werden.

Artikel 8

Ausdehnung des Schutzes

Soweit es die einschlägigen Rechtsvorschriften der Vertragspar-
teien zulassen, gilt der Schutz aufgrund dieses Abkommens
auch zugunsten von natürlichen und juristischen Personen,
Verbänden, Vereinigungen und Einrichtungen von Erzeugern,
Händlern oder Verbrauchern mit Sitz im Gebiet der anderen
Vertragspartei.

Artikel 9

Durchsetzung

(1) Stellt eine nach Artikel 11 benannte zuständige Stelle
fest, dass die Bezeichnung oder Aufmachung einer Spirituose
oder eines aromatisierten Getränks, insbesondere bei der Etiket-
tierung, in amtlichen Dokumenten, in Geschäftspapieren oder
in der Werbung gegen dieses Abkommen verstößt, so leiten die
Vertragsparteien die erforderlichen Verwaltungs- und/oder
Gerichtsverfahren ein, um unlauteren Wettbewerb zu
bekämpfen oder eine missbräuchliche Verwendung geschützter
Bezeichnungen auf jede andere Weise zu verhinderen.

(2) Die in Absatz 1 genannten Maßnahmen und Verfahren
werden insbesondere eingeleitet, wenn

a) die Übersetzung von Bezeichnungen, die in den Rechtsvor-
schriften der Gemeinschaft oder der ehemaligen jugoslawi-
schen Republik Mazedonien vorgesehen sind, in der oder
den Sprachen der anderen Vertragspartei ein Wort ergibt,
das eine Irreführung über Ursprung, Art oder Qualität der
so bezeichneten Spirituosen oder aromatisierten Getränke
hervorrufen kann;

b) Bezeichnungen, Marken, Namen, Aufschriften oder Abbil-
dungen, die mittelbar oder unmittelbar falsche oder irrefüh-
rende Angaben über Ursprung, Art oder wesentliche Eigen-
schaften der Spirituose bzw. des aromatisierten Getränks
enthalten, auf den Behältnissen oder der Verpackung, in der
Werbung oder in amtlichen Dokumenten oder Geschäftspa-
pieren für Erzeugnisse verwendet werden, deren Bezeich-
nung nach diesem Abkommen geschützt ist;

c) Behältnisse oder Verpackungen verwendet werden, die eine
Irreführung über den Ursprung der Spirituosen oder der
aromatisierten Getränke hervorrufen können.

(3) Die Anwendung der Absätze 1 und 2 schließt nicht aus,
dass die in Artikel 8 genannten Personen und Organisationen

geeignete Maßnahmen in den Gebieten der Vertragsparteien
einschließlich eines gerichtlichen Vorgehens ergreifen können.

Artikel 10

Andere innerstaatliche Rechtsvorschriften und internatio-
nale Übereinkünfte

Soweit die Vertragsparteien nichts anderes vereinbaren, schließt
dieses Abkommen nicht aus, dass sie für die nach diesem
Abkommen geschützten Bezeichnungen in ihren innerstaatli-
chen Rechtsvorschriften oder in anderen internationalen Über-
einkünften jetzt oder künftig einen weiter gehenden Schutz
gewähren.

TITEL II

ÜBERWACHUNG UND AMTSHILFE ZWISCHEN DEN ZUSTÄN-
DIGEN BEHÖRDEN

Artikel 11

Zuständige Behörden

(1) Jede Vertragspartei benennt die Stellen, die die Einhal-
tung dieses Abkommens überwachen. Benennt eine Vertrags-
partei mehr als eine zuständige Stelle, so muss sie für die
Koordinierung der Arbeit dieser Stellen sorgen. Zu diesem
Zweck wird eine einzige Koordinationsstelle benannt.

(2) Die Vertragsparteien teilen einander spätestens zwei
Monate nach Inkrafttreten dieses Abkommens Namen und
Anschriften der in Absatz 1 genannten Stellen mit. Zwischen
diesen Stellen findet eine enge, unmittelbare Zusammenarbeit
statt.

Artikel 12

Verstöße

(1) Hat eine der Stellen nach Artikel 11 den begründeten
Verdacht, dass

a) bei Spirituosen oder aromatisierten Getränken im Sinne von
Artikel 2, die Gegenstand des Handels zwischen der ehema-
ligen jugoslawischen Republik Mazedonien und der
Gemeinschaft sind oder waren, dieses Abkommen oder die
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Vertragsparteien
für Spirituosen und aromatisierte Getränke nicht einge-
halten werden und

b) diese Nichteinhaltung für die andere Vertragspartei von
besonderem Belang ist und Verwaltungs- und/oder Gerichts-
verfahren nach sich ziehen kann,

so unterrichtet sie unverzüglich die Kommission und die
zuständigen Stellen der anderen Vertragspartei.

(2) Den Informationen nach Absatz 1 sind amtliche Doku-
mente, Geschäftspapiere oder andere geeignete Unterlagen
beizufügen; ferner ist anzugeben, welche Verwaltungs- oder
Gerichtsverfahren gegebenenfalls eingeleitet wurden. Diese
Informationen müssen insbesondere folgende Angaben zu den
betreffenden Erzeugnissen umfassen:
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a) Hersteller und Besitzer der Spirituose bzw. des aromati-
sierten Getränks;

b) Zusammensetzung und organoleptische Eigenschaften,

c) Bezeichnung und Aufmachung,

d) Art des Verstoßes gegen die Regeln über die Herstellung und
Vermarktung.

TITEL III

VERWALTUNG DES ABKOMMENS

Artikel 13

Arbeitsgruppe

(1) Es wird eine Arbeitsgruppe beim Unterausschuss für
Landwirtschaft nach Artikel 113 des Stabilisierungs- und Asso-
ziierungsabkommens eingesetzt.

(2) Die Arbeitsgruppe wacht über die ordnungsgemäße
Anwendung dieses Abkommens und prüft alle Fragen, die sich
bei seiner Durchführung ergeben können. Sie kann insbeson-
dere Empfehlungen aussprechen, die zur Verwirklichung der
Ziele dieses Abkommens beitragen.

Artikel 14

Aufgaben der Vertragsparteien

(1) Die Vertragsparteien bleiben entweder unmittelbar oder
über die Arbeitsgruppe nach Artikel 13 in allen Fragen der
Durchführung und Anwendung dieses Abkommens in Verbin-
dung.

(2) Dies bedeutet insbesondere, dass die Vertragsparteien

a) durch Beschluss des Stabilisierungs- und Assoziierungsaus-
schusses die Listen nach Artikel 5 und das Protokoll zu
diesem Abkommen festlegen und anpassen, um etwaige
Änderungen der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der
Vertragsparteien zu berücksichtigen;

b) einander über ihre Absicht unterrichten, neue Regelungen
oder Änderungen bestehender Regelungen in öffentlichen
Belangen wie Gesundheits- oder Verbraucherschutz zu
beschließen, die Auswirkungen auf dem Markt für Spiri-
tuosen und aromatisierte Getränke haben;

c) einander über die gerichtlichen Entscheidungen zur Anwen-
dung dieses Abkommens und über die Maßnahmen unter-
richten, die im Anschluss an diese Entscheidungen getroffen
worden sind.

(3) Im Rahmen dieses Abkommens können beide Vertrags-
parteien anhand der Erfahrungen bei seiner Anwendung
Vorschläge zur Erweiterung ihrer Zusammenarbeit im Sektor
Spirituosen und aromatisierte Getränke unterbreiten.

(4) Die nach Absatz 2 Buchstabe a) gefassten Beschlüsse
sind für die Vertragsparteien verbindlich; diese treffen die erfor-
derlichen Maßnahmen zu ihrer Durchführung.

TITEL IV

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

ARTIKEL 15

Durchfuhr kleiner Mengen

Dieses Abkommen gilt nicht für Spirituosen und aromatisierte
Getränke, die

a) sich auf der Durchfuhr durch das Gebiet einer Vertragspartei
befinden oder

b) ihren Ursprung im Gebiet einer Vertragspartei haben und
unter den Bedingungen und nach den Verfahren des Proto-
kolls in kleinen Mengen zwischen den Vertragsparteien
versandt werden.

Artikel 16

Anwendungsgebiete

Dieses Abkommen gilt für die Gebiete, in denen der Vertrag
zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft angewendet
wird, und nach Maßgabe jenes Vertrags einerseits sowie für das
Gebiet der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien
andererseits.

Artikel 17

Nichteinhaltung

(1) Ist eine Vertragspartei der Ansicht, dass die andere Partei
einer Verpflichtung aus diesem Abkommen nicht nachge-
kommen ist, so treten die Vertragsparteien zu Konsultationen
zusammen.

(2) Die Vertragspartei, die die Konsultationen beantragt,
übermittelt der anderen Partei alle zweckdienlichen Angaben
zur eingehenden Prüfung der Angelegenheit.

(3) Falls eine Verzögerung eine Gefahr für die menschliche
Gesundheit bedeuten oder die Wirksamkeit von Maßnahmen
zur Betrugsbekämpfung beeinträchtigen könnte, können die
Vertragsparteien ohne vorherige Konsultation geeignete einst-
weilige Schutzmaßnahmen treffen, sofern Konsultationen
unmittelbar nach Ergreifen dieser Maßnahmen stattfinden.

(4) Haben die Vertragsparteien nach Ablauf der Konsulta-
tionen gemäß den Absätzen 1 und 3 keine Einigung erzielt, so
kann die Partei, die die Konsultationen beantragt oder einstwei-
lige Maßnahmen nach Absatz 3 getroffen hat, geeignete
Schutzmaßnahmen ergreifen, um die ordnungsgemäße Anwen-
dung dieses Abkommens zu ermöglichen.
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Artikel 18

Vermarktung vorhandener Bestände

(1) Bei Spirituosen und aromatisierten Getränken, die bei Inkrafttreten dieses Abkommens nach den
innerstaatlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Vertragsparteien in einer Weise hergestellt,
bezeichnet und aufgemacht sind, die gemäß dem Abkommen unzulässig ist, dürfen von Großhändlern
während des Zeitraums von einem Jahr nach Inkrafttreten des Abkommens und von Einzelhändlern die
vorhandenen Restbestände vermarktet werden. Mit Inkrafttreten dieses Abkommens dürfen die unter das
Abkommen fallenden Spirituosen und aromatisierten Getränke nicht mehr außerhalb ihres bezeichneten
Ursprungsgebiets hergestellt werden.

(2) Bei Spirituosen und aromatisierten Getränken, die gemäß diesem Abkommen hergestellt, bezeichnet
und aufgemacht wurden, deren Herstellung, Bezeichnung oder Aufmachung jedoch nach einer Änderung
des Abkommens dessen Bestimmungen nicht mehr entspricht, dürfen die vorhandenen Restbestände
vermarktet werden, soweit die Vertragsparteien nicht etwas anderes vereinbaren.
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Protokoll zu dem Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der ehemaligen
jugoslawischen Republik Mazedonien über gegenseitige Anerkennung, Schutz und Kontrolle der

Bezeichnungen von Spirituosen und aromatisierten Getränken

DIE VERTRAGSVERTRAGSPARTEIEN SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN:

Im Sinne von Artikel 15 Buchstabe b) des Abkommens gelten als kleine Mengen:

1. Spirituosen und aromatisierte Getränke in etikettierten Behältnissen von 5 Litern oder weniger, versehen
mit einem nicht wieder verwendbaren Verschluss, sofern die in einer einzigen oder mehreren getrennten
Sendungen transportierte Gesamtmenge 10 Liter nicht übersteigt;

2. a) Erzeugnismengen, die im persönlichen Reisegepäck mitgeführt werden, bis zu höchstens 10 Litern je
Reisenden;

b) Erzeugnismengen, die zwischen Privatpersonen versandt werden, bis zu höchstens 10 Litern;

c) Erzeugnismengen, die zum Umzugsgut von Personen gehören;

d) Erzeugnismengen, die für wissenschaftliche oder technische Versuchszwecke eingeführt werden, bis
zu höchstens einem Hektoliter;

e) für diplomatische, konsularische oder ähnliche Einrichtungen bestimmte Erzeugnisse, die im Rahmen
der ihnen eingeräumten Freimengen eingeführt werden;

f) Erzeugnismengen, die sich im Bordvorrat internationaler Transportmittel befinden.

Der Freistellungsfall nach Nummer 1 kann nicht zugleich mit einem oder mehreren der Freistellungsfälle
nach Nummer 2 in Anspruch genommen werden.
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BESCHLUSS DES RATES
vom 3. Dezember 2001

über den Abschluss eines Zusatzprotokolls zur Anpassung der Handelsaspekte des Interimsabkom-
mens zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der ehemaligen jugoslawischen Republik
Mazedonien aufgrund der Ergebnisse der Verhandlungen zwischen den Parteien über gegenseitige
präferenzielle Zugeständnisse für bestimmte Weine, über gegenseitige Anerkennung, Schutz und
Kontrolle von Weinnamen und über gegenseitige Anerkennung, Schutz und Kontrolle von

Bezeichnungen für Spirituosen und aromatisierte Getränke

(2001/917/EG)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 133 in Verbindung mit
Artikel 300 Absatz 2 Unterabsatz 1 Satz 1 und mit Artikel 300
Absatz 4,

auf Vorschlag der Kommission,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Das Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommen
zwischen den Europäischen Gemeinschaften und ihren
Mitgliedstaaten einerseits und der ehemaligen jugoslawi-
schen Republik Mazedonien andererseits, nachstehend
„Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommen“ genannt,
ist am 24. November 2000 paraphiert und durch einen
Briefwechsel am 9. April 2001 in Luxemburg unter-
zeichnet worden. Nach Artikel 27 Absatz 4 des Stabili-
sierungs- und Assoziierungsabkommens muss die
Handelsregelung für Wein und Spirituosen noch festge-
legt werden.

(2) Am 1. Juni 2001 ist ein Interimsabkommen in Kraft
getreten, um die Entwicklung der Handelsbeziehungen
durch Schaffung eines vertraglichen Verhältnisses zu
gewährleisten und die Bestimmungen des Stabilisierungs-
und Assoziierungsabkommens über Handel und
handelsbezogene Fragen so rasch wie möglich anzu-
wenden. In Artikel 14 Absatz 4 des Interimsabkommens
wird wiederholt, dass ein gesondertes Abkommen über
Wein und Spirituosen geschlossen werden soll.

(3) Entsprechend den vom Rat am 11. März 1998 festge-
legten Verhandlungsdirektiven haben sich die Kommis-
sion und die ehemalige jugoslawische Republik Mazedo-
nien am 20. Juni 2001 über neue gegenseitige Handels-
zugeständnisse für bestimmte Weine und über gegensei-
tige Anerkennung, Schutz und Kontrolle von Wein-
namen und Spirituosenbezeichnungen geeinigt. Aus
Gründen der Kohärenz mit dem Stabilisierungsprozess
als Ganzem sollten die Verhandlungsergebnisse in Form
eines Zusatzprotokolls in den Rahmen des Interimsab-
kommens einbezogen werden.

(4) Die Durchführungsvorschriften zu den präferenziellen
Handelszugeständnissen für bestimmte Weine sollten
von der Kommission mit Unterstützung des durch

Artikel 248a der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des
Rates vom 12. Oktober 1992 zur Festlegung des Zoll-
kodex der Gemeinschaften (1) eingesetzten Zollkodex-
Ausschusses unbeschadet des Artikels 62 der Verord-
nung (EG) Nr. 1493/1999 des Rates vom 17. Mai 1999
über die gemeinsame Marktorganisation für Wein (2)
erlassen werden. Die Kommission muss auch die
notwendigen Änderungen und technischen Anpas-
sungen an den Durchführungsvorschriften vornehmen,
die sich aus neuen Präferenzabkommen, Protokollen,
Briefwechseln und anderen Rechtsakten, die zwischen
der Europäischen Gemeinschaft und der ehemaligen
jugoslawischen Republik Mazedonien geschlossen
werden, ergeben könnten oder die infolge von Ände-
rungen an der Kombinierten Nomenklatur bzw. den
TARIC-Codes erforderlich werden.

(5) Zur leichteren Durchführung bestimmter Vorschriften
des Protokolls sollte die Kommission ermächtigt werden,
im Namen der Gemeinschaft Beschlüsse zur Änderung
der Listen und Protokolle zu dem Abkommen über
gegenseitige Anerkennung, Schutz und Kontrolle von
Weinnamen (Anhang II des Protokolls) und zu dem
Abkommen über gegenseitige Anerkennung, Schutz und
Kontrolle von Bezeichnungen für Spirituosen und
aromatisierte Getränke (Anhang II des Protokolls) zu
genehmigen. Beim Erlass dieser Rechtsakte sollte die
Kommission vom Verwaltungsausschuss für Wein nach
Artikel 74 der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 einer-
seits bzw. vom Ausschuss für die Durchführung der
Bestimmungen über Spirituosen nach Artikel 13 der
Verordnung (EWG) Nr. 1576/89 des Rates vom 29. Mai
1989 zur Festlegung der allgemeinen Regeln für die
Begriffsbestimmung, Bezeichnung und Aufmachung von
Spirituosen (3) sowie vom Ausschuss für die Durchfüh-
rung der Bestimmungen über aromatisierte Getränke
nach Artikel 12 der Verordnung (EWG) Nr. 1601/91 des
Rates vom 10. Juni 1991 zur Festlegung der allgemeinen
Regeln für die Begriffsbestimmung, Bezeichnung und
Aufmachung aromatisierter weinhaltiger Getränke und
aromatisierter weinhaltiger Cocktails (4) andererseits
unterstützt werden.

(1) ABl. L 302 vom 19.10.1992, S. 1. Verordnung zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 2700/2000 (ABl. L 311 vom
12.12.2000, S. 17).

(2) ABl. L 179 vom 14.7.1999, S. 1. Verordnung zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 2826/2000 (ABl. L 328 vom
23.12.2000, S. 2).

(3) ABl. L 160 vom 12.6.1989, S. 1. Verordnung zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 3378/94 des Europäischen Parla-
ments und des Rates (ABl. L 366 vom 31.12.1994, S. 1).

(4) ABl. L 149 vom 14.6.1991, S. 1. Verordnung zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 2061/96 des Europäischen Parla-
ments und des Rates (ABl. L 277 vom 30.10.1996, S. 1).



DE Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften27.12.2001 L 342/25

(6) Die zur Durchführung dieses Beschlusses erforderlichen
Maßnahmen sollten gemäß dem Beschluss 1999/468/EG
des Rates vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der Modali-
täten für die Ausübung der der Kommission übertra-
genen Durchführungsbefugnisse (1) erlassen werden —

BESCHLIESST:

Artikel 1

Das Zusatzprotokoll zur Anpassung der Handelsaspekte des
Interimsabkommens zwischen der Europäischen Gemeinschaft
und der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien
aufgrund der Ergebnisse der Verhandlungen zwischen den
Parteien über gegenseitige präferenzielle Zugeständnisse für
bestimmte Weine, über gegenseitige Anerkennung, Schutz und
Kontrolle von Weinnamen und über gegenseitige Anerken-
nung, Schutz und Kontrolle von Bezeichnungen für Spirituosen
und aromatisierte Getränke (nachstehend „Protokoll“ genannt)
wird im Namen der Gemeinschaft genehmigt.

Der Wortlaut des Protokolls ist diesem Beschluss beigefügt.

Artikel 2

(1) Der Präsident des Rates wird ermächtigt, die Person zu
bestellen, die befugt ist, das Protokoll im Namen der Gemein-
schaft zu unterzeichnen, um die Zustimmung der Gemein-
schaft, durch dieses Abkommen gebunden zu sein, auszu-
drücken.

(2) Der Präsident des Rates nimmt die in Artikel 3 des
Protokolls vorgesehene Notifizierung seiner Genehmigung im
Namen der Gemeinschaft vor.

Artikel 3

Die Durchführungsbestimmungen zu den Zollkontingenten für
bestimmte in Anhang I des Protokolls bezeichnete Weine sowie
die Änderungen und technischen Anpassungen an den Durch-
führungsbestimmungen, die infolge von Änderungen der Codes
der Kombinierten Nomenklatur bzw. der TARIC-Untertei-
lungen erforderlich werden oder sich aus dem Abschluss neuer
Abkommen, Protokolle, Briefwechsel oder anderer Rechtsakte
zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der ehemaligen
jugoslawischen Republik Mazedonien ergeben, werden von der
Kommission unbeschadet des Artikels 62 der Verordnung (EG)
Nr. 1493/1999 nach dem in Artikel 4 Absatz 2 dieses
Beschlusses genannten Verfahren erlassen.

Artikel 4

(1) Die Kommission wird von dem Ausschuss für den Zoll-
kodex nach Artikel 248a der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92
unterstützt.

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die
Artikel 4 und 7 des Beschlusses 1999/468/EG.

Der Zeitraum nach Artikel 4 Absatz 3 des Beschlusses 1999/
468/EG wird auf drei Monate festgesetzt.

(3) Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung.

Artikel 5

(1) Für die Zwecke der Beschlüsse, mit denen der Kooperati-
onsrat nach Artikel 4 Absatz 7 und Artikel 14 Absatz 2
Buchstabe a) des Abkommens über gegenseitige Anerkennung,
Schutz und Kontrolle von Weinnamen die Listen der
geschützten Namen festlegt, wird der Standpunkt der Gemein-
schaft vom Rat auf Vorschlag der Kommission mit qualifi-
zierter Mehrheit festgelegt.

(2) Unbeschadet des Absatzes 1 schließt die Kommission in
Anwendung der Artikel 13 und 14 des Abkommens über
gegenseitige Anerkennung, Schutz und Kontrolle von Wein-
namen die notwendigen Rechtsakte zur Änderung der Listen
und des Protokolls zum Abkommen nach dem in Artikel 6
Absatz 2 dieses Beschlusses genannten Verfahren. Für alle
anderen in den genannten Artikeln erfassten Fälle wird der
Standpunkt der Gemeinschaft von der Kommission festgelegt
und vertreten.

Artikel 6

(1) Die Kommission wird von dem Verwaltungsausschuss
für Wein nach Artikel 74 der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999
unterstützt.

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die
Artikel 4 und 7 des Beschlusses 1999/468/EG.

Der Zeitraum nach Artikel 4 Absatz 3 des genannten
Beschlusses wird auf einen Monat festgesetzt.

(3) Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung.

Artikel 7

(1) Für die Zwecke der Beschlüsse, mit denen der Kooperati-
onsrat nach Artikel 4 Absatz 5 und Artikel 14 Absatz 2
Buchstabe a) des Abkommens über gegenseitige Anerkennung,
Schutz und Kontrolle von Bezeichnungen für Spirituosen und
aromatisierte Getränke die Listen der geschützten Bezeich-
nungen festlegt, wird der Standpunkt der Gemeinschaft vom
Rat auf Vorschlag der Kommission mit qualifizierter Mehrheit
festgelegt.

(2) Unbeschadet des Absatzes 1 schließt die Kommission in
Anwendung der Artikel 13 und 14 des Abkommens über
gegenseitige Anerkennung, Schutz und Kontrolle von Bezeich-
nungen für Spirituosen und aromatisierte Getränke die notwen-
digen Rechtsakte zur Änderung der Listen und des Protokolls
zum Abkommen nach dem in Artikel 8 Absatz 2 dieses
Beschlusses genannten Verfahren. Für alle anderen in den
genannten Artikeln erfassten Fälle wird der Standpunkt der
Gemeinschaft von der Kommission festgelegt und vertreten.

Artikel 8

(1) Die Kommission wird von dem Ausschuss für die Durch-
führung der Bestimmungen über Spirituosen nach Artikel 13
der Verordnung (EWG) Nr. 1576/89 sowie von dem Ausschuss
für die Durchführung der Bestimmungen über aromatisierte
weinhaltige Getränke und aromatisierte weinhaltige Cocktails
nach Artikel 12 der Verordnung (EWG) Nr. 1601/91 unter-
stützt.(1) ABl. L 184 vom 17.7.1999, S. 23.
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(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die Artikel 5 und 7 des Beschlusses 1999/
468/EG.

Der Zeitraum nach Artikel 5 Absatz 6 des genannten Beschlusses wird auf einen Monat festgesetzt.

(3) Die Ausschüsse geben sich eine Geschäftsordnung.

Artikel 9

Dieser Beschluss wird im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften veröffentlicht.

Geschehen zu Brüssel am 3. Dezember 2001.

Im Namen des Rates

Der Präsident

F. VANDENBROUCKE



DE Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften27.12.2001 L 342/27

ZUSATZPROTOKOLL
zur Anpassung der Handelsaspekte des Interimsabkommens zwischen der Europäischen Gemein-
schaft und der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien aufgrund der Ergebnisse der
Verhandlungen zwischen den Parteien über gegenseitige präferenzielle Zugeständnisse für
bestimmte Weine, über gegenseitige Anerkennung, Schutz und Kontrolle von Weinnamen und
über gegenseitige Anerkennung, Schutz und Kontrolle von Bezeichnungen für Spirituosen und

aromatisierte Getränke

DIE EUROPÄISCHE GEMEINSCHAFT, nachstehend „Gemeinschaft“ genannt,

einerseits, und

DIE EHEMALIGE JUGOSLAWISCHE REPUBLIK MAZEDONIEN, nachstehend „ehemalige jugoslawische Republik Mazedo-
nien“ genannt,

andererseits,

beide nachstehend „Vertragsparteien“ genannt —

IN DER ERWÄGUNG, dass das Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommen zwischen den Europäischen Gemeinschaften
und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien andererseits durch einen
Briefwechsel am 9. April 2001 in Luxemburg unterzeichnet worden ist,

IN DER ERWÄGUNG, dass nach Artikel 27 Absatz 4 des Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommens die Aushandlung
eines gesonderten Abkommens über Wein und Spirituosen noch aussteht,

IN DER ERWÄGUNG, dass am 1. Juni 2001 ein Interimsabkommen in Kraft getreten ist, um die Entwicklung der
Handelsbeziehungen durch Schaffung eines vertraglichen Verhältnisses zu gewährleisten und die Bestimmungen des
Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommens über Handel und handelsbezogene Fragen anzuwenden. In Artikel 14
Absatz 4 des Interimsabkommens wird nochmals auf die Absicht verwiesen, dass ein gesondertes Abkommen über Wein
und Spirituosen geschlossen werden soll,

IN DER ERWÄGUNG, dass auf dieser Grundlage Verhandlungen zwischen den Vertragsparteien aufgenommen und
erfolgreich abgeschlossen wurden,

IN DER ERWÄGUNG, dass aus Gründen der Kohärenz mit dem Stabilisierungsprozess als Ganzem das Abkommen über
Wein und Spirituosen in Form eines Protokolls in den Rahmen des Interimsabkommens einbezogen werden sollte,

IN DER ERWÄGUNG, dass dieses Protokoll über Wein und Spirituosen am 1. Januar 2002 in Kraft treten sollte,

IN DER ERWÄGUNG, dass es daher notwendig ist, die Bestimmungen des Protokolls so rasch wie möglich umzusetzen,

IN DEM WUNSCH, die Vermarktungsbedingungen für Wein, Spirituosen und aromatisierte Getränke auf ihrem jeweiligen
Markt nach den Grundsätzen von Qualität, beiderseitigem Nutzen und Gegenseitigkeit zu verbessern,

IN ANBETRACHT des Interesses beider Vertragsparteien am gegenseitigen Schutz und der Kontrolle von Weinnamen und
Bezeichnungen für Spirituosen und aromatisierte Getränke —

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN:

Artikel 1

Dieses Protokoll umfasst folgende Bestandteile:

1. ein Abkommen über gegenseitige präferenzielle Handelszugeständnisse für bestimmte Weine (Anhang I
dieses Protokolls);

2. ein Abkommen über gegenseitige Anerkennung, Schutz und Kontrolle von Weinnamen (Anhang II
dieses Protokolls);

3. ein Abkommen über gegenseitige Anerkennung, Schutz und Kontrolle von Bezeichnungen für Spiri-
tuosen und aromatisierte Getränke (Anhang III dieses Protokolls).

Die Listen gemäß Artikel 5 des unter Nummer 2 bzw. Artikel 5 des unter Nummer 3 genannten
Abkommens werden zu einem späteren Zeitpunkt erstellt und nach dem Verfahren der Artikel 13 und 14
der genannten Abkommen genehmigt.
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Artikel 2

Dieses Protokoll und seine Anhänge sind Bestandteil des Interimsabkommens.

Artikel 3

Dieses Protokoll wird von der Gemeinschaft und der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien nach
ihren jeweiligen Verfahren genehmigt. Die Vertragsparteien treffen die für seine Umsetzung erforderlichen
Maßnahmen.

Die Vertragsparteien notifizieren einander den Abschluss ihrer jeweiligen Verfahren gemäß Absatz 1.

Artikel 4

Vorbehaltlich des Abschlusses der Verfahren nach Artikel 3 tritt dieses Protokoll am 1. Januar 2002 in Kraft
und gilt ab demselben Zeitpunkt.

Artikel 5

Dieses Protokoll ist in zwei Urschriften in jeder der Amtssprachen der Vertragsparteien abgefasst, wobei
jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist
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KN-Code Warenbezeichnung Geltender
Zollsatz

Menge für das
Jahr 2002

(hl)

Jährliche
Anpassung

(hl)

Sonderbestim-
mung

Code des mazedo-
nischen Zolltarifs Warenbezeichnung Geltender Zollsatz

Menge für das
Jahr 2002

(hl)

Jährliche
Erhöhung

(hl)

Sonderbestim-
mungen

ABKOMMEN
zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedo-

nien über gegenseitige präferenzielle Handelszugeständnisse für bestimmte Weine

(1) Für die Einfuhr der nachstehenden Erzeugnisse mit Ursprung in der ehemaligen jugoslawischen
Republik Mazedonien in die Gemeinschaft werden folgende Zugeständnisse eingeräumt:

ex 2204 10 Qualitätsschaumwein zollfrei 15 000 + 6 000 (1)

ex 2204 21 Wein aus frischen Wein-
trauben

ex 2204 29 Wein aus frischen Wein-
trauben

zollfrei 285 000 – 6 000 (1)

(1) Auf Antrag einer der beiden Vertragsparteien können Konsultationen stattfinden, um die Kontingente durch Mengenübertragung von
mehr als 6 000 hl vom Kontingent für die Position ex 2204 29 nach dem Kontingent für die Positionen ex 2204 10 und ex 2204 21
anzupassen.

(2) Die Gemeinschaft wendet innerhalb der unter Nummer 1 genannten Zollkontingente einen präferen-
ziellen Null-Zollsatz an, vorausgesetzt, für die Ausfuhr der betreffenden Mengen werden von der ehema-
ligen jugoslawischen Republik Mazedonien keine Ausfuhrsubventionen gewährt.

(3) Für die Einfuhr der nachstehenden Erzeugnisse mit Ursprung in der Gemeinschaft in die ehemalige
jugoslawische Republik Mazedonien werden folgende Zugeständnisse eingeräumt:

ex 2204 10 Qualitätsschaumwein zollfrei 3 000 300

ex 2204 21 Wein aus frischen Wein-
trauben

(4) Die ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien wendet innerhalb der unter Nummer 3 genannten
Zollkontingente einen präferenziellen Null-Zollsatz an, vorausgesetzt, für die Ausfuhr der betreffenden
Mengen werden von der Gemeinschaft keine Ausfuhrsubventionen gewährt.

(5) Dieses Abkommen erstreckt sich auf Wein, der

a) aus frischen Weintrauben bereitet worden ist, die vollständig im Gebiet der betreffenden Vertragspartei
erzeugt und geerntet wurden, und

b) i) Ursprungserzeugnis der Europäischen Union ist und in Übereinstimmung mit den Regeln für die
önologischen Verfahren und Behandlungen gemäß Titel V der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 des
Rates vom 17. Mai 1999 über die gemeinsame Marktorganisation für Wein (1) bereitet wurde;

ii) Ursprungserzeugnis der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien ist und in Übereinstim-
mung mit den Regeln für die önologischen Verfahren und Behandlungen gemäß den Rechtsvor-
schriften der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien bereitet wurde. Diese önologischen
Verfahren und Behandlungen müssen mit dem Gemeinschaftsrecht im Einklang stehen.

(1) ABl. L 179 vom 14.7.1999, S. 1. Verordnung zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 2826/2000 (ABl. L
328 vom 23.12.2000, S. 2).

ANHANG I
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(6) Die Einfuhr von Wein, für den die Zugeständnisse dieses Abkommens gelten, wird abhängig gemacht
von der Vorlage einer Bescheinigung einer beiderseitig anerkannten amtlichen Stelle, die in einem einver-
nehmlich erstellten Verzeichnis aufgeführt ist; aus dieser Bescheinigung muss hervorgehen, dass der
betreffende Wein den Bestimmungen von Nummer 5 Buchstabe b) entspricht.

(7) Die Vertragsparteien prüfen spätestens im ersten Quartal des Jahres 2005 unter Berücksichtigung der
Entwicklung ihres gegenseitigen Weinhandels die Möglichkeiten, einander weitere Zugeständnisse einzu-
räumen.

(8) Die Vertragsparteien tragen dafür Sorge, dass die gegenseitig eingeräumten Zugeständnisse nicht
durch andere Maßnahmen beeinträchtigt werden.

(9) Auf Antrag einer der beiden Vertragsparteien finden Konsultationen über etwaige Probleme im
Zusammenhang mit der Durchführung dieses Abkommens statt.

(10) Dieses Abkommen gilt für die Gebiete, in denen der Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft angewendet wird, und nach Maßgabe jenes Vertrags einerseits sowie für das Gebiet der
ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien andererseits.
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ABKOMMEN
zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedo-

nien über gegenseitige Anerkennung, Schutz und Kontrolle von Weinnamen

Artikel 1

Ziele

(1) Die Vertragsparteien kommen überein, auf der Grund-
lage der Nichtdiskriminierung und der Gegenseitigkeit die
Namen für Weine mit Ursprung in ihren Hoheitsgebieten nach
den Bestimmungen dieses Abkommens anzuerkennen, zu
schützen und zu kontrollieren.

(2) Die Vertragsparteien treffen alle erforderlichen allge-
meinen und besonderen Maßnahmen, um zu gewährleisten,
dass die Vorschriften dieses Abkommens eingehalten und
dessen Ziele verwirklicht werden.

Artikel 2

Anwendungs- und Geltungsbereich

Dieses Abkommen gilt für Weine der Position 2204 nach dem
am 14. Juni 1983 in Brüssel geschlossenen Internationalen
Übereinkommen über das Harmonisierte System zur Bezeich-
nung und Codierung der Waren („Harmonisiertes System“).

Artikel 3

Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieses Abkommens sind, soweit hierin nichts anderes
festgelegt ist:

a) „Wein mit Ursprung in“, gefolgt vom Namen einer der
Vertragsparteien: ein Wein, der im Gebiet der betreffenden
Vertragspartei aus Weintrauben bereitet worden ist, die
ausschließlich im Gebiet dieser Vertragspartei geerntet
wurden;

b) „geografische Angabe“: jede Angabe — einschließlich
Ursprungsbezeichnung — im Sinne von Artikel 22 Absatz
1 des Übereinkommens über handelsbezogene Aspekte der
Rechte des geistigen Eigentums (nachstehend „TRIPS-Über-
einkommen“ genannt), die in den Rechts- oder Verwaltungs-
vorschriften einer Vertragspartei für die Bezeichnung und
Aufmachung eines Weins mit Ursprung im Gebiet dieser
Partei anerkannt ist;

c) „traditioneller Begriff“: ein im Anhang aufgeführter traditio-
nell verwendeter Name, der sich insbesondere auf die Erzeu-
gungsmethode oder die Qualität, Farbe oder Art eines
Weins bezieht sowie ausreichend unterscheidbar und/oder
bekannt und in den Rechts- und Verwaltungsvorschriften
einer Vertragspartei für die Bezeichnung und Aufmachung
eines Weins mit Ursprung im Gebiet dieser Vertragspartei
anerkannt ist;

d) „geschützter Name“: eine geografische Angabe oder ein
traditioneller Begriff nach Buchstabe b) bzw. c), die
aufgrund dieses Abkommens geschützt sind;

e) „homonym“: gleich lautende oder zum Verwechseln
ähnliche geschützte Namen für verschiedene Ursprungsorte
oder verschiedene Weine mit Ursprung in den jeweiligen
Gebieten der Vertragsparteien;

f) „Bezeichnung“: die Angaben, die zur Beschreibung eines
Weins auf dem Etikett, in den Begleitpapieren beim Trans-
port, in den Geschäftspapieren, insbesondere den Rech-
nungen und Lieferscheinen, sowie in der Werbung
verwendet werden;

g) „Etikettierung“: alle Bezeichnungen und anderen Hinweise,
Zeichen, grafischen Darstellungen oder Marken, die der
Unterscheidung eines Weines dienen und auf dem Behältnis
einschließlich seines Verschlusses, eines Anhängers oder des
Überzugs am Flaschenhals erscheinen;

h) „Aufmachung“: die Angaben oder Zeichen, die auf den
Behältnissen einschließlich ihres Verschlusses, auf der Etiket-
tierung und auf der Verpackung verwendet werden;

i) „Verpackung“: die schützenden Umhüllungen, wie
Einschlagpapier, Strohhülsen aller Art, Kartons und Kisten,
die zum Transport eines oder mehrerer Behältnisse und/
oder zu ihrer Feilbietung beim Verkauf an den Endverbrau-
cher verwendet werden;

j) „Marke“:

— eine eingetragene Marke im Sinne der Rechtsvorschriften
einer Vertragspartei,

— eine gewohnheitsrechtliche Marke, die nach den Rechts-
vorschriften einer Vertragspartei geschützt ist, und

— eine allgemein bekannte Marke im Sinne von Artikel
6bis der Pariser Verbandsübereinkunft zum Schutz des
gewerblichen Eigentums (1967).

TITEL I

GEGENSEITIGER SCHUTZ DER WEINNAMEN

Artikel 4

Grundsätze

(1) Unbeschadet der Artikel 22 und 23 des TRIPS-Überein-
kommens im Anhang 1C des Übereinkommens zur Errichtung
der Welthandelsorganisation treffen die Vertragsparteien alle
erforderlichen Maßnahmen, um gemäß jenem Anhang den
gegenseitigen Schutz der Namen nach Artikel 5 zu gewährleis-
ten, die zur Bezeichnung und Aufmachung von Weinen mit
Ursprung im Gebiet der Vertragsparteien verwendet werden. Zu
diesem Zweck stellt jede Vertragspartei den Beteiligten geeig-
nete Rechtsmittel zur Verfügung, um einen wirksamen Schutz
sicherzustellen und die Verwendung einer geografischen
Angabe oder eines traditionellen Begriffs für einen Wein zu
verhindern, für den die betreffende Angabe bzw. der betref-
fende Begriff nicht gilt.

ANHANG II
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(2) In der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien
sind die geschützten Namen der Gemeinschaft

a) ausschließlich den Weinen mit Ursprung in der Gemein-
schaft vorbehalten, auf die sie sich beziehen, und

b) dürfen nur gemäß den Rechts- und Verwaltungsvorschriften
der Gemeinschaft verwendet werden.

(3) In der Gemeinschaft sind die geschützten Namen der
ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien

a) ausschließlich den Weinen mit Ursprung in der ehemaligen
jugoslawischen Republik Mazedonien vorbehalten, auf die
sie sich beziehen, und

b) dürfen nur gemäß den Rechts- und Verwaltungsvorschriften
der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien
verwendet werden.

(4) Der Schutz gemäß diesem Abkommen verbietet insbe-
sondere die Verwendung von geschützten Namen für Weine,
deren Ursprung nicht dem angegebenen geografischen Gebiet
bzw. dem Ort der traditionellen Verwendung des Begriffs
entspricht, auch wenn

— der tatsächliche Ursprung des Weins angegeben ist,

— die betreffende geografische Angabe in Übersetzung
verwendet wird,

— der Name in Verbindung mit Ausdrücken wie „Art“, „Typ“,
„Stil“, „Imitat“, „Methode“ oder dergleichen benutzt wird.

(5) Bei homonymen geografischen Angaben gilt Folgendes:

a) Sind nach diesem Abkommen geschützte Angaben
homonym, so wird jede Angabe geschützt, sofern ihre
Verwendung herkömmlich und üblich ist und der Verbrau-
cher hinsichtlich des tatsächlichen Ursprungs des Weins
nicht irregeführt wird.

b) Sind nach diesem Abkommen geschützte Angaben mit dem
Namen eines geografischen Gebiets außerhalb der Gebiete
der Vertragsparteien homonym, so darf ein solcher Name
zur Bezeichnung und Aufmachung eines in dem betref-
fenden geografischen Gebiet erzeugten Weines verwendet
werden, sofern diese Verwendung herkömmlich und üblich
und vom Ursprungsland geregelt ist und beim Verbraucher
nicht den Eindruck erweckt, der Wein stamme aus dem
Gebiet der betreffenden Vertragspartei.

(6) Bei homonymen traditionellen Begriffen gilt Folgendes:

a) Sind nach diesem Abkommen geschützte Begriffe
homonym, so wird jeder Begriff geschützt, sofern seine
Verwendung herkömmlich und üblich ist und der Verbrau-
cher über den tatsächlichen Ursprungs des Weins nicht
irregeführt wird.

b) Sind nach diesem Abkommen geschützte Begriffe mit einem
Namen homonym, der für einen nicht aus den Gebieten der
Vertragsparteien stammenden Wein verwendet wird, so darf
ein solcher Name zur Bezeichnung und Aufmachung des
Weins verwendet werden, sofern diese Verwendung
herkömmlich und üblich und vom Ursprungsland geregelt
ist und beim Verbraucher nicht den Eindruck erweckt, der
Wein stamme aus dem Gebiet der betreffenden Vertrags-
partei.

(7) Der Kooperationsrat kann durch Beschluss praktische
Regeln zur Unterscheidung zwischen den homonymen
Angaben und Begriffen nach Absatz 5 bzw. Absatz 6 festlegen,
wobei die betreffenden Erzeuger gleich zu behandeln sind und
die Verbraucher nicht irregeführt werden dürfen.

(8) Dieses Abkommen beeinträchtigt in keiner Weise das
Recht einer Person, im Handel ihren Namen oder den Namen
ihres Geschäftsvorgängers zu benutzen, es sei denn, der Name
wird so verwendet, dass die Verbraucher irregeführt werden.

(9) Dieses Abkommen verpflichtet keine der Vertragspar-
teien, eine geografische Angabe oder einen traditionellen
Begriff der anderen Vertragspartei zu schützen, die bzw. der in
ihrem bzw. seinem Ursprungsland nicht oder nicht mehr
geschützt oder dort ungebräuchlich geworden ist.

(10) Die Vertragsparteien verzichten darauf, die Bestim-
mungen von Artikel 24 Absätze 4 bis 7 des TRIPS-Überein-
kommens in Anspruch zu nehmen, um den Schutz eines
Namens der anderen Vertragspartei für unter dieses
Abkommen fallende Erzeugnisse abzulehnen.

Artikel 5

Geschützte Namen

Bei Weinen mit Ursprung in der Gemeinschaft oder in der
ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien werden die
Namen geschützt, die in den gemäß Artikel 14 Absatz 2 Buch-
stabe a) festgelegten Listen aufgeführt sind.

Artikel 6

Marken

(1) Die Eintragung einer Marke für einen Wein, die einen
nach diesem Abkommen geschützten Namen enthält oder
bildet, wird abgelehnt oder auf Antrag einer Vertragspartei
aufgehoben, wenn der betreffende Wein

— nicht aus dem in der geografischen Angabe genannten Ort
stammt bzw.

— nicht dem verwendeten traditionellen Begriff entspricht.
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(2) Eine in gutem Glauben spätestens am 31. Dezember
1995 eingetragene Marke darf jedoch bis zum 31. Dezember
2005 weiter verwendet werden, sofern sie seit ihrer Eintragung
tatsächlich ununterbrochen benutzt wurde.

Artikel 7

Ausfuhren

Wird Wein mit Ursprung in den Gebieten der Vertragsparteien
ausgeführt und in Drittländern vermarktet, so treffen die
Vertragsparteien alle erforderlichen Maßnahmen, um zu
gewährleisten, dass die nach Artikel 5 geschützten Namen einer
Vertragspartei nicht zur Bezeichnung und Aufmachung eines
Weins mit Ursprung im Gebiet der anderen Vertragspartei
verwendet werden.

Artikel 8

Ausdehnung des Schutzes

Soweit es die einschlägigen Rechtsvorschriften der Vertragspar-
teien zulassen, gilt der Schutz aufgrund dieses Abkommens
auch zugunsten von natürlichen und juristischen Personen,
Verbänden, Vereinigungen und Einrichtungen von Erzeugern,
Händlern oder Verbrauchern mit Sitz im Gebiet der anderen
Vertragspartei.

Artikel 9

Durchsetzung

(1) Stellt eine nach Artikel 11 benannte zuständige Stelle
fest, dass die Bezeichnung oder Aufmachung eines Weins,
insbesondere bei der Etikettierung, in amtlichen Dokumenten,
in Geschäftspapieren oder in der Werbung, gegen dieses
Abkommen verstößt, so leiten die Vertragsparteien die erfor-
derlichen Verwaltungs- und/oder Gerichtsverfahren ein, um
unlauteren Wettbewerb zu bekämpfen oder eine missbräuch-
liche Verwendung geschützter Namen auf jede andere Weise zu
verbieten.

(2) Die Verfahren nach Absatz 1 werden insbesondere
eingeleitet, wenn

a) die Übersetzung von Bezeichnungen, die in den Rechtsvor-
schriften der Gemeinschaft oder der ehemaligen jugoslawi-
schen Republik Mazedonien vorgesehen sind, in der oder
den Sprachen der anderen Vertragspartei ein Wort ergibt,
das eine Irreführung über Ursprung, Art oder Qualität des
so bezeichneten oder aufgemachten Weines hervorrufen
kann;

b) Bezeichnungen, Marken, Namen, Aufschriften oder Abbil-
dungen, die mittelbar oder unmittelbar falsche oder irrefüh-
rende Angaben über Herkunft, Ursprung, Art, Rebsorte oder
wesentliche Eigenschaften des Weins enthalten, auf den
Behältnissen oder der Verpackung, in der Werbung oder in
amtlichen Dokumenten oder Geschäftspapieren für Weine
verwendet werden, deren Namen nach diesem Abkommen
geschützt sind;

c) Behältnisse oder Verpackungen verwendet werden, die eine
Irreführung über den Ursprung des Weins hervorrufen
können.

(3) Die Anwendung der Absätze 1 und 2 schließt nicht aus,
dass die in Artikel 8 genannten Personen und Organisationen

geeignete Maßnahmen in den Gebieten der Vertragsparteien
einschließlich eines gerichtlichen Vorgehens ergreifen können.

Artikel 10

Andere innerstaatliche Rechtsvorschriften und internatio-
nale Übereinkünfte

Soweit die Vertragsparteien nichts anderes vereinbaren, schließt
dieses Abkommen nicht aus, dass sie für die nach diesem
Abkommen geschützten Namen in ihren innerstaatlichen
Rechtsvorschriften oder in anderen internationalen Überein-
künften jetzt oder künftig einen weiter gehenden Schutz
gewähren.

TITEL II

ÜBERWACHUNG UND AMTSHILFE ZWISCHEN DER ZUSTÄN-
DIGEN BEHÖRDEN

Artikel 11

Zuständige Behörden

(1) Jede Vertragspartei benennt die Stellen, die die Einhal-
tung dieses Abkommens überwachen. Benennt eine Vertrags-
partei mehr als eine zuständige Stelle, so muss sie für die
Koordinierung der Arbeit dieser Stellen sorgen. Zu diesem
Zweck wird eine einzige Koordinationsstelle benannt.

(2) Die Vertragsparteien teilen einander spätestens zwei
Monate nach Inkrafttreten dieses Abkommens Namen und
Anschriften der genannten Stellen mit. Zwischen diesen Stellen
findet eine unmittelbare und enge Zusammenarbeit statt.

Artikel 12

Verstöße

(1) Hat eine der Stellen nach Artikel 11 den begründeten
Verdacht, dass

a) bei einem Wein, der Gegenstand des Handels zwischen der
ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien und der
Gemeinschaft ist oder war, dieses Abkommen oder die
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Vertragsparteien
nicht eingehalten werden und

b) diese Nichteinhaltung für die andere Vertragspartei von
besonderem Belang ist und Verwaltungs- und/oder Gerichts-
verfahren nach sich ziehen kann,

so unterrichtet sie unverzüglich die Kommission und die
zuständigen Stellen der anderen Vertragspartei.

(2) Den Informationen nach Absatz 1 sind amtliche Doku-
mente, Geschäftspapiere oder andere geeignete Unterlagen
beizufügen; ferner ist anzugeben, welche Verwaltungs- oder
Gerichtsverfahren gegebenenfalls eingeleitet wurden. Diese
Informationen müssen insbesondere folgende Angaben zu dem
betreffenden Wein umfassen:

a) Erzeuger und Besitzer des Weins,

b) Zusammensetzung und organoleptische Eigenschaften,

c) Bezeichnung und Aufmachung,

d) Art des Verstoßes gegen die Regeln über die Herstellung und
Vermarktung.
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TITEL III

VERWALTUNG DES ABKOMMENS

Artikel 13

Arbeitsgruppe

(1) Bis zum Inkrafttreten des Stabilisierungs- und Assoziie-
rungsabkommens wird eine Arbeitsgruppe bei der bestehenden
Arbeitsgruppe eingesetzt, die mit Beschluss Nr. 1/98 des
Kooperationsrates (1) des durch Briefwechsel vom 29. April
1997 (2) unterzeichneten Kooperationsabkommens zwischen
der Europäischen Gemeinschaft und der ehemaligen jugoslawi-
schen Republik Mazedonien eingesetzt wurde.

(2) Die Arbeitsgruppe wacht über die ordnungsgemäße
Anwendung dieses Abkommens und prüft alle Fragen, die sich
bei seiner Durchführung ergeben können. Sie kann insbeson-
dere Empfehlungen aussprechen, die zur Verwirklichung der
Ziele dieses Abkommens beitragen.

Artikel 14

Aufgaben der Vertragsparteien

(1) Die Vertragsparteien bleiben entweder unmittelbar oder
über die Arbeitsgruppe nach Artikel 13 in allen Fragen der
Durchführung und Anwendung dieses Abkommens in Verbin-
dung.

(2) Dies bedeutet insbesondere, dass die Vertragsparteien
a) durch Beschluss des Kooperationsrates die Listen nach

Artikel 5 und das Protokoll zu diesem Abkommen festlegen
und anpassen, um etwaige Änderungen der Rechts- und
Verwaltungsvorschriften der Vertragsparteien zu berücksich-
tigen;

b) einander über ihre Absicht unterrichten, neue Regelungen
oder Änderungen bestehender Regelungen in öffentlichen
Belangen wie Gesundheits- oder Verbraucherschutz zu
beschließen, die Auswirkungen auf den Weinmarkt haben;

c) einander über die gerichtlichen Entscheidungen zur Anwen-
dung dieses Abkommens und über die Maßnahmen unter-
richten, die im Anschluss an diese Entscheidungen getroffen
worden sind.

(3) Im Rahmen dieses Abkommens können beide Vertrags-
parteien anhand der Erfahrungen bei seiner Anwendung
Vorschläge zur Erweiterung ihrer Zusammenarbeit im Wein-
sektor unterbreiten.

(4) Die nach Absatz 2 Buchstabe a) gefassten Beschlüsse
sind für die Vertragsparteien verbindlich; diese treffen die erfor-
derlichen Maßnahmen zu ihrer Durchführung.

TITEL IV

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 15

Durchfuhr kleiner Mengen

Dieses Abkommen gilt nicht für Weine, die
a) sich auf der Durchfuhr durch das Gebiet einer Vertragspartei

befinden oder

b) ihren Ursprung im Gebiet einer Vertragspartei haben und
unter den Bedingungen und nach den Verfahren des Proto-
kolls in kleinen Mengen zwischen den Vertragsparteien
versandt werden.

Artikel 16

Anwendungsgebiete

Dieses Abkommen gilt für die Gebiete, in denen der Vertrag
zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft angewendet
wird, und nach Maßgabe jenes Vertrags einerseits sowie für das
Gebiet der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien
andererseits.

Artikel 17

Nichteinhaltung

(1) Ist eine Vertragspartei der Ansicht, dass die andere Partei
einer Verpflichtung aus diesem Abkommen nicht nachge-
kommen ist, so treten die Vertragsparteien zu Konsultationen
zusammen.

(2) Die Vertragspartei, die die Konsultationen beantragt,
übermittelt der anderen Partei alle zweckdienlichen Angaben
zur eingehenden Prüfung der Angelegenheit.

(3) Falls eine Verzögerung eine Gefahr für die menschliche
Gesundheit bedeuten oder die Wirksamkeit von Maßnahmen
zur Betrugsbekämpfung beeinträchtigen könnte, können die
Vertragsparteien ohne vorherige Konsultation geeignete einst-
weilige Schutzmaßnahmen treffen, sofern Konsultationen
unmittelbar nach Ergreifen dieser Maßnahmen stattfinden.

(4) Haben die Vertragsparteien nach Ablauf der Konsulta-
tionen gemäß den Absätzen 1 und 3 keine Einigung erzielt, so
kann die Partei, die die Konsultationen beantragt oder einstwei-
lige Maßnahmen nach Absatz 3 getroffen hat, geeignete
Schutzmaßnahmen ergreifen, um die ordnungsgemäße Anwen-
dung dieses Abkommens zu ermöglichen.

Artikel 18

Vermarktung vorhandener Bestände

(1) Bei Weinen, die bei Inkrafttreten dieses Abkommens
nach den innerstaatlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften
der Vertragsparteien in einer Weise erzeugt, bereitet, bezeichnet
und aufgemacht sind, die gemäß dem Abkommen unzulässig
ist, dürfen die vorhandenen Restbestände vermarktet werden.

(2) Bei Weinen, die gemäß diesem Abkommen erzeugt,
bereitet, bezeichnet und aufgemacht wurden, deren Erzeugung,
Bereitung, Bezeichnung oder Aufmachung nach einer Ände-
rung des Abkommens dessen Bestimmungen jedoch nicht
mehr entspricht, dürfen die vorhandenen Restbestände
vermarktet werden, soweit die Vertragsparteien nicht etwas
anderes vereinbaren.

(1) ABl. L 190 vom 4.7.1998, S. 48.
(2) ABl. L 348 vom 18.12.1997, S. 1.
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Protokoll zu dem Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der ehemaligen
jugoslawischen Republik Mazedonien über gegenseitige Anerkennung, Schutz und Kontrolle von

Weinnamen

DIE VERTRAGSPARTEIEN SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN:

Im Sinne von Artikel 15 Buchstabe b) des Abkommens gelten als kleine Mengen:

1. Weine in etikettierten Behältnissen von 5 Litern oder weniger, versehen mit einem nicht wieder
verwendbaren Verschluss, sofern die in einer einzigen oder mehreren getrennten Sendungen transpor-
tierte Gesamtmenge 50 Liter nicht übersteigt;

2. a) Erzeugnismengen, die im persönlichen Reisegepäck mitgeführt werden, bis zu höchstens 30 Litern je
Reisenden;

b) Erzeugnismengen, die zwischen Privatpersonen versandt werden, bis zu höchstens 30 Litern;

c) Erzeugnismengen, die zum Umzugsgut von Personen gehören;

d) Erzeugnismengen, die für wissenschaftliche oder technische Versuchszwecke eingeführt werden, bis
zu höchstens einem Hektoliter;

e) für diplomatische, konsularische oder ähnliche Einrichtungen bestimmte Erzeugnisse, die im Rahmen
der ihnen eingeräumten Freimengen eingeführt werden;

f) Erzeugnismengen, die sich im Bordvorrat internationaler Transportmittel befinden.

Der Freistellungsfall nach Nummer 1 kann nicht zugleich mit einem oder mehreren der Freistellungsfälle
nach Nummer 2 in Anspruch genommen werden.
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ABKOMMEN
zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedo-
nien über gegenseitige Anerkennung, Schutz und Kontrolle von Bezeichnungen für Spirituosen

und aromatisierte Getränke

Artikel 1

Ziele

(1) Die Vertragsparteien kommen überein, auf der Grund-
lage der Nichtdiskriminierung und der Gegenseitigkeit die
Bezeichnungen für Spirituosen und aromatisierte Getränke mit
Ursprung in ihren Hoheitsgebieten nach den Bestimmungen
dieses Abkommens anzuerkennen, zu schützen und zu
kontrollieren.

(2) Die Vertragsparteien treffen alle erforderlichen allge-
meinen und besonderen Maßnahmen, um zu gewährleisten,
dass die Vorschriften dieses Abkommens eingehalten und
dessen Ziele verwirklicht werden.

Artikel 2

Anwendungs- und Geltungsbereich

Dieses Abkommen gilt für

a) Spirituosen der Position 2208 nach dem am 14. Juni 1983
in Brüssel geschlossenen Internationalen Übereinkommen
über das Harmonisierte System zur Bezeichnung und Codie-
rung der Waren, wie sie definiert sind

— für die Gemeinschaft in der Verordnung (EWG) Nr.
1576/89 des Rates vom 29. Mai 1989 zur Festlegung
der allgemeinen Regeln für die Begriffsbestimmung,
Bezeichnung und Aufmachung von Spirituosen (1),

— für die ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien in
der Verordnung über die Qualität von Spirituosen
(Gesetzblatt der Sozialistischen Föderativen Republik
Jugoslawien Nr. 16/88), zuletzt geändert durch die
Verordnung über die Qualität von Spirituosen (Gesetz-
blatt der Sozialistischen Föderativen Republik Jugosla-
wien Nr. 63/88);

b) aromatisierte Weine, aromatisierte weinhaltige Getränke
und aromatisierte weinhaltige Cocktails (nachstehend
„aromatisierte Getränke“) der Positionen 2205 und ex 2206
nach dem am 14. Juni 1983 in Brüssel geschlossenen Inter-
nationalen Übereinkommen über das Harmonisierte System
zur Bezeichnung und Codierung der Waren, wie sie definiert
sind

— für die Gemeinschaft in der Verordnung (EWG) Nr.
1601/91 des Rates vom 10. Juni 1991 zur Festlegung
der allgemeinen Regeln für die Begriffsbestimmung,
Bezeichnung und Aufmachung aromatisierter weinhal-

tiger Getränke und aromatisierter weinhaltiger Cock-
tails (2),

— für die ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien in
der Verordnung über die Qualität von Wein (Gesetzblatt
der Sozialistischen Föderativen Republik Jugoslawien Nr.
17/81), zuletzt geändert durch die Verordnung über die
Qualität von Wein (Gesetzblatt der Sozialistischen Föde-
rativen Republik Jugoslawien Nr. 14/89).

Artikel 3

Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieses Abkommens sind

a) „Spirituose mit Ursprung in“, gefolgt vom Namen einer der
Vertragsparteien: eine Spirituose, die im Gebiet der betref-
fenden Vertragspartei hergestellt worden ist;

b) „aromatisiertes Getränk mit Ursprung in“, gefolgt vom
Namen einer der Vertragsparteien: ein aromatisiertes
Getränk, das im Gebiet der betreffenden Vertragspartei
hergestellt worden ist;

c) „Bezeichnung“: die Angaben, die zur Beschreibung einer
Spirituose oder eines aromatisierten Getränkes auf dem
Etikett, gegebenenfalls in den Begleitpapieren beim Trans-
port, in den Geschäftspapieren, insbesondere den Rech-
nungen und Lieferscheinen, sowie in der Werbung
verwendet werden;

d) „homonym“: gleich lautende oder zum Verwechseln
ähnliche geschützte Bezeichnungen für verschiedene
Ursprungsorte oder verschiedene Spirituosen bzw. aromati-
sierte Getränke mit Ursprung in den jeweiligen Gebieten der
Vertragsparteien;

e) „Etikettierung“: alle Bezeichnungen und anderen Hinweise,
Zeichen, Symbole, Abbildungen oder Marken, die der Unter-
scheidung einer Spirituose oder eines aromatisierten
Getränkes dienen und auf dem Behältnis einschließlich
seines Verschlusses, eines Anhängers oder des Überzugs am
Flaschenhals erscheinen;

f) „Aufmachung“: die Angaben oder Zeichen, die auf den
Behältnissen einschließlich ihres Verschlusses, auf der Etiket-
tierung und auf der Verpackung verwendet werden;

g) „Verpackung“: die schützenden Umhüllungen, wie
Einschlagpapier, Strohhülsen aller Art, Kartons und Kisten,
die zum Transport eines oder mehrerer Behältnisse und/
oder zu ihrer Feilbietung beim Verkauf an den Endverbrau-
cher verwendet werden.

(1) ABl. L 160 vom 12.6.1989, S. 1. Verordnung zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 3378/94 des Europäischen Parla-
ments und des Rates (ABl. L 366 vom 31.12.1994, S. 1).

(2) ABl. L 149 vom 14.6.1991, S. 1. Verordnung zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 2061/96 (ABl. L 277 vom
30.10.1996, S. 1).

ANHANG III
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h) „Marke“:

— eine eingetragene Marke im Sinne der Rechtsvorschriften
einer Vertragspartei,

— eine gewohnheitsrechtliche Marke, die nach den Rechts-
vorschriften einer Vertragspartei geschützt ist, und

— eine allgemein bekannte Marke im Sinne von Artikel
6bis der Pariser Verbandsübereinkunft zum Schutz des
gewerblichen Eigentums (1967).

TITEL I

GEGENSEITIGER SCHUTZ DER BEZEICHNUNGEN VON SPIRI-
TUOSEN UND AROMATISIERTEN GETRÄNKEN

Artikel 4

Grundsätze

(1) Unbeschadet der Artikel 22 und 23 des Übereinkom-
mens über handelsbezogene Aspekte der Rechte des geistigen
Eigentums im Anhang 1C des Übereinkommens zur Errichtung
der Welthandelsorganisation (nachstehend „TRIPS-Überein-
kommen“ genannt) treffen die Vertragsparteien alle erforderli-
chen Maßnahmen, um gemäß jenem Anhang den gegenseitigen
Schutz der Bezeichnungen nach Artikel 5 zu gewährleisten, die
für Spirituosen und aromatisierte Getränke mit Ursprung im
Gebiet der Vertragsparteien verwendet werden. Zu diesem
Zweck stellt jede Vertragspartei den Beteiligten geeignete
Rechtsmittel zur Verfügung, um die Verwendung einer Bezeich-
nung für Spirituosen oder aromatisierte Getränke zu verhin-
dern, deren Ursprung nicht dem in der betreffenden Bezeich-
nung angegebenen geografischen Gebiet bzw. dem Ort der
traditionellen Verwendung der Bezeichnung entspricht.

(2) In der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien

— dürfen die geschützten Bezeichnungen der Gemeinschaft
nur gemäß den Rechts- und Verwaltungsvorschriften der
Gemeinschaft verwendet werden und

— sind die geschützten Bezeichnungen der Gemeinschaft
ausschließlich den Spirituosen und aromatisierten
Getränken mit Ursprung in der Gemeinschaft vorbehalten,
auf die sie sich beziehen.

(3) In der Gemeinschaft

— dürfen die geschützten Bezeichnungen der ehemaligen
jugoslawischen Republik Mazedonien nur gemäß den
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der ehemaligen jugo-
slawischen Republik Mazedonien verwendet werden und

— sind die geschützten Bezeichnungen der ehemaligen jugo-
slawischen Republik Mazedonien ausschließlich den Spiri-
tuosen und aromatisierten Getränken mit Ursprung in der
ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien vorbe-
halten, auf die sie sich beziehen.

(4) Der Schutz gemäß diesem Abkommen verbietet insbe-
sondere die Verwendung von geschützten Bezeichnungen für
Spirituosen und aromatisierte Getränke, deren Ursprung nicht
dem in der betreffenden Bezeichnung angegebenen geografi-
schen Gebiet bzw. dem Ort der traditionellen Verwendung der
Bezeichnung entspricht, auch wenn

— der tatsächliche Ursprung der Spirituose bzw. des aromati-
sierten Getränks angegeben ist,

— die betreffende geografische Angabe in Übersetzung
verwendet wird,

— der Name in Verbindung mit Ausdrücken wie „Art“, „Typ“,
„Stil“, „Imitat“, „Methode“ oder dergleichen benutzt wird.

(5) Bei homonymen Bezeichnungen von Spirituosen und
aromatisierten Getränken wird jede Bezeichnung geschützt. Der
Kooperationsrat kann durch Beschluss die praktischen Regeln
zur Unterscheidung zwischen den betreffenden homonymen
Bezeichnungen festlegen, wobei die betreffenden Erzeuger
gleich zu behandeln sind und die Verbraucher nicht irregeführt
werden dürfen.

(6) Dieses Abkommen beeinträchtigt in keiner Weise das
Recht einer Person, im Handel ihren Namen oder den Namen
ihres Geschäftsvorgängers zu benutzen, es sei denn, der Name
wird so verwendet, dass die Verbraucher irregeführt werden.

(7) Dieses Abkommen verpflichtet keine der Vertragspar-
teien, eine Bezeichnung der anderen Vertragspartei zu
schützen, die in ihrem Ursprungsland nicht oder nicht mehr
geschützt oder dort ungebräuchlich geworden ist.

(8) Die Vertragsparteien verzichten darauf, die Bestim-
mungen von Artikel 24 Absatz 4 bis 7 des TRIPS-Übereinkom-
mens in Anspruch zu nehmen, um den Schutz einer Bezeich-
nung der anderen Vertragspartei abzulehnen.

Artikel 5

Geschützte Bezeichnungen

Folgende Bezeichnungen sind geschützt:

a) bei Spirituosen mit Ursprung in der Gemeinschaft die
Bezeichnungen in Liste 1;

b) bei Spirituosen mit Ursprung in der ehemaligen jugoslawi-
schen Republik Mazedonien die Bezeichnungen in Liste 2;

c) bei aromatisierten Getränken mit Ursprung in der Gemein-
schaft die Bezeichnungen in Liste 3;

d) bei aromatisierten Getränken mit Ursprung in der ehema-
ligen jugoslawischen Republik Mazedonien die Bezeich-
nungen in Liste 4.

Artikel 6

Marken

(1) Die Eintragung einer Marke für eine Spirituose oder ein
aromatisiertes Getränk, die eine nach Artikel 5 geschützte
Bezeichnung enthält oder aus einer solchen besteht, wird abge-
lehnt oder auf Antrag eines Beteiligten aufgehoben, wenn der
Ursprung des Erzeugnisses nicht dem in der Bezeichnung ange-
gebenen Ort entspricht.

(2) Unbeschadet von Absatz 1 darf eine in gutem Glauben
spätestens am 31. Dezember 1995 eingetragene Marke bis zum
31. Dezember 2005 weiter verwendet werden, sofern sie seit
ihrer Eintragung tatsächlich ununterbrochen benutzt wurde.
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Artikel 7

Ausfuhren

Werden Spirituosen oder aromatisierte Getränke mit Ursprung
in den Gebieten der Vertragsparteien ausgeführt und in Dritt-
ländern vermarktet, so ergreifen die Vertragsparteien alle erfor-
derlichen Maßnahmen, um zu gewährleisten, dass die nach
diesem Abkommen geschützten Bezeichnungen einer Vertrags-
partei nicht für Spirituosen oder aromatisierte Getränke mit
Ursprung im Gebiet der anderen Vertragspartei verwendet
werden.

Artikel 8

Ausdehnung des Schutzes

Soweit es die einschlägigen Rechtsvorschriften der Vertragspar-
teien zulassen, gilt der Schutz aufgrund dieses Abkommens
auch zugunsten von natürlichen und juristischen Personen,
Verbänden, Vereinigungen und Einrichtungen von Erzeugern,
Händlern oder Verbrauchern mit Sitz im Gebiet der anderen
Vertragspartei.

Artikel 9

Durchsetzung

(1) Stellt eine nach Artikel 11 benannte zuständige Stelle
fest, dass die Bezeichnung oder Aufmachung einer Spirituose
oder eines aromatisierten Getränks, insbesondere bei der Etiket-
tierung, in amtlichen Dokumenten, in Geschäftspapieren oder
in der Werbung gegen dieses Abkommen verstößt, so leiten die
Vertragsparteien die erforderlichen Verwaltungs- und/oder
Gerichtsverfahren ein, um unlauteren Wettbewerb zu
bekämpfen oder eine missbräuchliche Verwendung geschützter
Bezeichnungen auf jede andere Weise zu verhindern.

(2) Die in Absatz 1 genannten Maßnahmen und Verfahren
werden insbesondere eingeleitet, wenn

a) die Übersetzung von Bezeichnungen, die in den Rechtsvor-
schriften der Gemeinschaft oder der ehemaligen jugoslawi-
schen Republik Mazedonien vorgesehen sind, in der oder
den Sprachen der anderen Vertragspartei ein Wort ergibt,
das eine Irreführung über Ursprung, Art oder Qualität der
so bezeichneten Spirituosen oder aromatisierten Getränke
hervorrufen kann;

b) Bezeichnungen, Marken, Namen, Aufschriften oder Abbil-
dungen, die mittelbar oder unmittelbar falsche oder irrefüh-
rende Angaben über Ursprung, Art oder wesentliche Eigen-
schaften der Spirituose bzw. des aromatisierten Getränks
enthalten, auf den Behältnissen oder der Verpackung, in der
Werbung oder in amtlichen Dokumenten oder Geschäftspa-
pieren für Erzeugnisse verwendet werden, deren Bezeich-
nung nach diesem Abkommen geschützt ist;

c) Behältnisse oder Verpackungen verwendet werden, die eine
Irreführung über den Ursprung der Spirituosen oder der
aromatisierten Getränke hervorrufen können.

(3) Die Anwendung der Absätze 1 und 2 schließt nicht aus,
dass die in Artikel 8 genannten Personen und Organisationen

geeignete Maßnahmen in den Gebieten der Vertragsparteien
einschließlich eines gerichtlichen Vorgehens ergreifen können.

Artikel 10

Andere innerstaatliche Rechtsvorschriften und internatio-
nale Übereinkünfte

Soweit die Vertragsparteien nichts anderes vereinbaren, schließt
dieses Abkommen nicht aus, dass sie für die nach diesem
Abkommen geschützten Bezeichnungen in ihren innerstaatli-
chen Rechtsvorschriften oder in anderen internationalen Über-
einkünften jetzt oder künftig einen weiter gehenden Schutz
gewähren.

TITEL II

ÜBERWACHUNG UND AMTSHILFE ZWISCHEN DEN ZUSTÄN-
DIGEN BEHÖRDEN

Artikel 11

Zuständige Behörden

(1) Jede Vertragspartei benennt die Stellen, die die Einhal-
tung dieses Abkommens überwachen. Benennt eine Vertrags-
partei mehr als eine zuständige Stelle, so muss sie für die
Koordinierung der Arbeit dieser Stellen sorgen. Zu diesem
Zweck wird eine einzige Koordinationsstelle benannt.

(2) Die Vertragsparteien teilen einander spätestens zwei
Monate nach Inkrafttreten dieses Abkommens Namen und
Anschriften der in Absatz 1 genannten Stellen mit. Zwischen
diesen Stellen findet eine enge, unmittelbare Zusammenarbeit
statt.

Artikel 12

Verstöße

(1) Hat eine der Stellen nach Artikel 11 den begründeten
Verdacht, dass

a) bei Spirituosen oder aromatisierten Getränken im Sinne von
Artikel 2, die Gegenstand des Handels zwischen der ehema-
ligen jugoslawischen Republik Mazedonien und der
Gemeinschaft sind oder waren, dieses Abkommen oder die
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Vertragsparteien
für Spirituosen und aromatisierte Getränke nicht einge-
halten werden und

b) diese Nichteinhaltung für die andere Vertragspartei von
besonderem Belang ist und Verwaltungs- und/oder Gerichts-
verfahren nach sich ziehen kann,

so unterrichtet sie unverzüglich die Kommission und die
zuständigen Stellen der anderen Vertragspartei.

(2) Den Informationen nach Absatz 1 sind amtliche Doku-
mente, Geschäftspapiere oder andere geeignete Unterlagen
beizufügen; ferner ist anzugeben, welche Verwaltungs- oder
Gerichtsverfahren gegebenenfalls eingeleitet wurden. Diese
Informationen müssen insbesondere folgende Angaben zu den
betreffenden Erzeugnissen umfassen:
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a) Hersteller und Besitzer der Spirituose bzw. des aromati-
sierten Getränks,

b) Zusammensetzung und organoleptische Eigenschaften,

c) Bezeichnung und Aufmachung,

d) Art des Verstoßes gegen die Regeln über die Herstellung und
Vermarktung.

TITEL III

VERWALTUNG DES ABKOMMENS

Artikel 13

Arbeitsgruppe

(1) Bis zum Inkrafttreten des Stabilisierungs- und Assoziie-
rungsabkommens wird eine Arbeitsgruppe bei der bestehenden
Arbeitsgruppe eingesetzt, die mit Beschluss Nr. 1/98 des
Kooperationsrates (1) des durch Briefwechsel vom 29. April
1997 (2) unterzeichneten Kooperationsabkommens zwischen
der Europäischen Gemeinschaft und der ehemaligen jugoslawi-
schen Republik Mazedonien eingesetzt wurde.

(2) Die Arbeitsgruppe wacht über die ordnungsgemäße
Anwendung dieses Abkommens und prüft alle Fragen, die sich
bei seiner Durchführung ergeben können. Sie kann insbeson-
dere Empfehlungen aussprechen, die zur Verwirklichung der
Ziele dieses Abkommens beitragen.

Artikel 14

Aufgaben der Vertragsparteien

(1) Die Vertragsparteien bleiben entweder unmittelbar oder
über die Arbeitsgruppe nach Artikel 13 in allen Fragen der
Durchführung und Anwendung dieses Abkommens in Verbin-
dung.

(2) Dies bedeutet insbesondere, dass die Vertragsparteien

a) durch Beschluss des Kooperationsrates die Listen nach
Artikel 5 und das Protokoll zu diesem Abkommen festlegen
und anpassen, um etwaige Änderungen der Rechts- und
Verwaltungsvorschriften der Vertragsparteien zu berücksich-
tigen;

b) einander über ihre Absicht unterrichten, neue Regelungen
oder Änderungen bestehender Regelungen in öffentlichen
Belangen wie Gesundheits- oder Verbraucherschutz zu
beschließen, die Auswirkungen auf dem Markt für Spiri-
tuosen und aromatisierte Getränke haben;

c) einander über die gerichtlichen Entscheidungen zur Anwen-
dung dieses Abkommens und über die Maßnahmen unter-
richten, die im Anschluss an diese Entscheidungen getroffen
worden sind.

(3) Im Rahmen dieses Abkommens können beide Vertrags-
parteien anhand der Erfahrungen bei seiner Anwendung

Vorschläge zur Erweiterung ihrer Zusammenarbeit im Sektor
Spirituosen und aromatisierte Getränke unterbreiten.

(4) Die nach Absatz 2 Buchstabe a) gefassten Beschlüsse
sind für die Vertragsparteien verbindlich; diese treffen die erfor-
derlichen Maßnahmen zu ihrer Durchführung.

TITEL IV

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 15

Durchfuhr kleiner Mengen

Dieses Abkommen gilt nicht für Spirituosen und aromatisierte
Getränke, die

a) sich auf der Durchfuhr durch das Gebiet einer Vertragspartei
befinden oder

b) ihren Ursprung im Gebiet einer Vertragspartei haben und
unter den Bedingungen und nach den Verfahren des Proto-
kolls in kleinen Mengen zwischen den Vertragsparteien
versandt werden.

Artikel 16

Anwendungsgebiete

Dieses Abkommen gilt für die Gebiete, in denen der Vertrag
zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft angewendet
wird, und nach Maßgabe jenes Vertrags einerseits sowie für das
Gebiet der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien
andererseits.

Artikel 17

Nichteinhaltung

(1) Ist eine Vertragspartei der Ansicht, dass die andere Partei
einer Verpflichtung aus diesem Abkommen nicht nachge-
kommen ist, so treten die Vertragsparteien zu Konsultationen
zusammen.

(2) Die Vertragspartei, die die Konsultationen beantragt,
übermittelt der anderen Partei alle zweckdienlichen Angaben
zur eingehenden Prüfung der Angelegenheit.

(3) Falls eine Verzögerung eine Gefahr für die menschliche
Gesundheit bedeuten oder die Wirksamkeit von Maßnahmen
zur Betrugsbekämpfung beeinträchtigen könnte, können die
Vertragsparteien ohne vorherige Konsultation geeignete einst-
weilige Schutzmaßnahmen treffen, sofern Konsultationen
unmittelbar nach Ergreifen dieser Maßnahmen stattfinden.

(4) Haben die Vertragsparteien nach Ablauf der Konsulta-
tionen gemäß den Absätzen 1 und 3 keine Einigung erzielt, so
kann die Partei, die die Konsultationen beantragt oder einstwei-
lige Maßnahmen nach Absatz 3 getroffen hat, geeignete
Schutzmaßnahmen ergreifen, um die ordnungsgemäße Anwen-
dung dieses Abkommens zu ermöglichen.

(1) ABl. L 190 vom 4.7.1998, S. 48.
(2) ABl. L 348 vom 18.12.1997, S. 2.
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Artikel 18

Vermarktung vorhandener Bestände

(1) Bei Spirituosen und aromatisierten Getränken, die bei Inkrafttreten dieses Abkommens nach den
innerstaatlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Vertragsparteien in einer Weise hergestellt,
bezeichnet und aufgemacht sind, die gemäß dem Abkommen unzulässig ist, dürfen von Großhändlern
während des Zeitraums von einem Jahr nach Inkrafttreten des Abkommens und von Einzelhändlern die
vorhandenen Restbestände vermarktet werden. Mit Inkrafttreten dieses Abkommens dürfen die unter das
Abkommen fallenden Spirituosen und aromatisierten Getränke nicht mehr außerhalb ihres bezeichneten
Ursprungsgebiets hergestellt werden.

(2) Bei Spirituosen und aromatisierten Getränken, die gemäß diesem Abkommen hergestellt, bezeichnet
und aufgemacht wurden, deren Bezeichnung oder Aufmachung jedoch nach einer Änderung des Abkom-
mens dessen Bestimmungen nicht mehr entspricht, dürfen die vorhandenen Restbestände vermarktet
werden, soweit die Vertragsparteien nicht etwas anderes vereinbaren.
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Protokoll zu dem Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der ehemaligen
jugoslawischen Republik Mazedonien über gegenseitige Anerkennung, Schutz und Kontrolle der

Bezeichnungen von Spirituosen und aromatisierten Getränken

DIE VERTRAGSPARTEIEN SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN:

Im Sinne von Artikel 15 Buchstabe b) des Abkommens gelten als kleine Mengen:

1. Spirituosen und aromatisierte Getränke in etikettierten Behältnissen von 5 Litern oder weniger, versehen
mit einem nicht wieder verwendbaren Verschluss, sofern die in einer einzigen oder mehreren getrennten
Sendungen transportierte Gesamtmenge 10 Liter nicht übersteigt;

2. a) Erzeugnismengen, die im persönlichen Reisegepäck mitgeführt werden, bis zu höchstens 10 Litern je
Reisenden;

b) Erzeugnismengen, die zwischen Privatpersonen versandt werden, bis zu höchstens 10 Litern;

c) Erzeugnismengen, die zum Umzugsgut von Personen gehören;

d) Erzeugnismengen, die für wissenschaftliche oder technische Versuchszwecke eingeführt werden, bis
zu höchstens einem Hektoliter;

e) für diplomatische, konsularische oder ähnliche Einrichtungen bestimmte Erzeugnisse, die im Rahmen
der ihnen eingeräumten Freimengen eingeführt werden;

f) Erzeugnismengen, die sich im Bordvorrat internationaler Transportmittel befinden.

Der Freistellungsfall nach Nummer 1 kann nicht zugleich mit einem oder mehreren der Freistellungsfälle
nach Nummer 2 in Anspruch genommen werden.
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BESCHLUSS DES RATES
vom 3. Dezember 2001

über den Abschluss eines Zusatzprotokolls zur Anpassung der Handelsaspekte des Stabilisierungs-
und Assoziierungsabkommens zwischen den Europäischen Gemeinschaften und ihren Mitglied-
staaten einerseits und der Republik Kroatien andererseits aufgrund der Ergebnisse der Verhand-
lungen zwischen den Parteien über gegenseitige präferenzielle Zugeständnisse für bestimmte
Weine, über gegenseitige Anerkennung, Schutz und Kontrolle von Weinnamen und über gegensei-
tige Anerkennung, Schutz und Kontrolle von Bezeichnungen für Spirituosen und aromatisierte

Getränke

(2001/918/EG)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 133 in Verbindung mit
Artikel 300 Absatz 2 Unterabsatz 1 Satz 1 und Artikel 300
Absatz 4,

auf Vorschlag der Kommission,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Das Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommen
zwischen den Europäischen Gemeinschaften und ihren
Mitgliedstaaten einerseits und der Republik Kroatien
andererseits, nachstehend „Stabilisierungs- und Assoziie-
rungsabkommen“ genannt, ist am 14. Mai 2001 para-
phiert und am 29. Oktober 2001 unterzeichnet worden.
Nach Artikel 27 Absatz 4 des Stabilisierungs- und Asso-
ziierungsabkommens muss die Handelsregelung für
Wein und Spirituosen noch festgelegt werden.

(2) Entsprechend den vom Rat am 13. November 2000
festgelegten Verhandlungsdirektiven haben sich die
Kommission und die Republik Kroatien am 20. April
2001 über neue gegenseitige Handelszugeständnisse für
bestimmte Weine und über gegenseitige Anerkennung,
Schutz und Kontrolle von Weinnamen und Spirituosen-
bezeichnungen geeinigt. Aus Gründen der Kohärenz mit
dem Stabilisierungsprozess als Ganzem sollten die
Verhandlungsergebnisse in Form eines Zusatzprotokolls
in den Rahmen des Stabilisierungs- und Assoziierungs-
abkommens einbezogen werden.

(3) Die Durchführungsvorschriften zu den präferenziellen
Handelszugeständnissen für bestimmte Weine sollten
von der Kommission mit Unterstützung des durch
Artikel 248a der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des
Rates vom 12. Oktober 1992 zur Festlegung des Zoll-
kodex der Gemeinschaften (1) eingesetzten Zollkodex-

Ausschusses unbeschadet des Artikels 62 der Verord-
nung (EG) Nr. 1493/1999 des Rates vom 17. Mai 1999
über die gemeinsame Marktorganisation für Wein (2)
erlassen werden. Die Kommission muss die notwendigen
Änderungen und technischen Anpassungen an den
Durchführungsvorschriften vornehmen, die sich aus
neuen Präferenzabkommen, Protokollen, Briefwechseln
und anderen Rechtsakten, die zwischen der Europä-
ischen Gemeinschaft und der Republik Kroatien
geschlossen werden, ergeben könnten oder die infolge
von Änderungen an der Kombinierten Nomenklatur
bzw. den TARIC-Codes erforderlich werden.

(4) Zur leichteren Durchführung bestimmter Vorschriften
des Protokolls sollte die Kommission ermächtigt werden,
im Namen der Gemeinschaft Beschlüsse zur Änderung
der Listen und Protokolle zu dem Abkommen über
gegenseitige Anerkennung, Schutz und Kontrolle von
Weinnamen (Anhang II des Protokolls) und zu dem
Abkommen über gegenseitige Anerkennung von
Bezeichnungen für Spirituosen und aromatisierte
Getränke (Anhang III des Protokolls) zu genehmigen.
Beim Erlass dieser Rechtsakte sollte die Kommission
vom Verwaltungsausschuss für Wein nach Artikel 74
der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 einerseits bzw.
vom Ausschuss für die Durchführung der Bestim-
mungen über Spirituosen nach Artikel 13 der Verord-
nung (EWG) Nr. 1576/89 des Rates vom 29. Mai 1989
zur Festlegung der allgemeinen Regeln für die Begriffsbe-
stimmung, Bezeichnung und Aufmachung von Spiri-
tuosen (3) sowie vom Ausschuss für die Durchführung
der Bestimmungen über aromatisierte Getränke nach
Artikel 12 der Verordnung (EWG) Nr. 1601/91 des
Rates vom 10. Juni 1991 zur Festlegung der allgemeinen
Regeln für die Begriffsbestimmung, Bezeichnung und
Aufmachung aromatisierter weinhaltiger Getränke und
aromatisierter weinhaltiger Cocktails (4) andererseits
unterstützt werden.

(5) Die zur Durchführung dieses Beschlusses erforderlichen
Maßnahmen sollten gemäß dem Beschluss 1999/468/EG
des Rates vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der Modali-
täten für die Ausübung der der Kommission übertra-
genen Durchführungsbefugnisse (5) erlassen werden —

(2) ABl. L 179 vom 14.7.1999, S. 1. Verordnung zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 2826/2000 (ABl. L 328 vom
23.12.2000, S. 2).

(3) ABl. L 160 vom 12.6.1989, S. 1. Verordnung zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 3378/94 des Europäischen Parla-
ments und des Rates (ABl. L 366 vom 31.12.1994, S. 1).

(4) ABl. L 149 vom 14.6.1991, S. 1. Verordnung zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 2061/96 des Europäischen Parla-
ments und des Rates (ABl. L 277 vom 30.10.1996, S. 1).

(1) ABl. L 302 vom 19.10.1992, S. 1. Verordnung zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 2700/2000 (ABl. L 311 vom
12.12.2000, S. 17). (5) ABl. L 184 vom 17.7.1999, S. 23.
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BESCHLIESST:

Artikel 1

Das Zusatzprotokoll zur Anpassung der Handelsaspekte des
Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommens zwischen den
Europäischen Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einer-
seits und der Republik Kroatien andererseits aufgrund der
Ergebnisse der Verhandlungen zwischen den Parteien über
gegenseitige präferenzielle Zugeständnisse für bestimmte
Weine, über gegenseitige Anerkennung, Schutz und Kontrolle
von Weinnamen und über gegenseitige Anerkennung, Schutz
und Kontrolle von Bezeichnungen für Spirituosen und aromati-
sierte Getränke (nachstehend „Protokoll“ genannt) wird im
Namen der Gemeinschaft genehmigt.

Der Wortlaut des Protokolls ist diesem Beschluss beigefügt.

Artikel 2

(1) Der Präsident des Rates wird ermächtigt, die Person zu
bestellen, die befugt ist, das Protokoll im Namen der Gemein-
schaft zu unterzeichnen, um die Zustimmung der Gemein-
schaft, durch dieses Abkommen gebunden zu sein, auszu-
drücken.

(2) Der Präsident des Rates nimmt die in Artikel 3 des
Protokolls vorgesehene Notifizierung seiner Genehmigung im
Namen der Gemeinschaft vor.

Artikel 3

Die Durchführungsbestimmungen zu den Zollkontingenten für
bestimmte in Anhang I des Protokolls bezeichnete Weine sowie
die Änderungen und technischen Anpassungen an den Durch-
führungsbestimmungen, die infolge von Änderungen der Codes
der Kombinierten Nomenklatur bzw. der TARIC-Untertei-
lungen erforderlich werden oder sich aus dem Abschluss neuer
Abkommen, Protokolle, Briefwechsel oder anderer Rechtsakte
zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Republik
Kroatien ergeben, werden von der Kommission unbeschadet
des Artikels 62 der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 nach dem
in Artikel 4 Absatz 2 dieses Beschlusses genannten Verfahren
erlassen.

Artikel 4

(1) Die Kommission wird von dem Ausschuss für den Zoll-
kodex nach Artikel 248a der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92
unterstützt.

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die
Artikel 4 und 7 des Beschlusses 1999/468/EG.

Der Zeitraum nach Artikel 4 Absatz 3 des Beschlusses 1999/
468/EG wird auf drei Monate festgesetzt.

(3) Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung.

Artikel 5

(1) Für die Zwecke der Beschlüsse, mit denen der Stabilisie-
rungs- und Assoziierungsausschuss nach Artikel 4 Absatz 7
und Artikel 14 Absatz 2 Buchstabe a) des Abkommens über

gegenseitige Anerkennung, Schutz und Kontrolle von Wein-
namen die Listen der geschützten Namen festlegt, wird der
Standpunkt der Gemeinschaft vom Rat auf Vorschlag der
Kommission mit qualifizierter Mehrheit festgelegt.

(2) Unbeschadet des Absatzes 1 schließt die Kommission in
Anwendung der Artikel 13 und 14 des Abkommens über
gegenseitige Anerkennung, Schutz und Kontrolle von Wein-
namen die notwendigen Rechtsakte zur Änderung der Listen
und des Protokolls zum Abkommen nach dem in Artikel 6
Absatz 2 dieses Beschlusses genannten Verfahren. Für alle
anderen in den genannten Artikeln erfassten Fälle wird der
Standpunkt der Gemeinschaft von der Kommission festgelegt
und vertreten.

Artikel 6

(1) Die Kommission wird von dem Verwaltungsausschuss
für Wein nach Artikel 74 der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999
unterstützt.

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die
Artikel 4 und 7 des Beschlusses 1999/468/EG.

Der Zeitraum nach Artikel 4 Absatz 3 des genannten
Beschlusses wird auf einen Monat festgesetzt.

(3) Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung.

Artikel 7

(1) Für die Zwecke der Beschlüsse, mit denen der Stabilisie-
rungs- und Assoziierungsausschuss nach Artikel 4 Absatz 5
und Artikel 14 Absatz 2 Buchstabe a) des Abkommens über
gegenseitige Anerkennung, Schutz und Kontrolle von Bezeich-
nungen für Spirituosen und aromatisierte Getränke die Listen
der geschützten Bezeichnungen festlegt, wird der Standpunkt
der Gemeinschaft vom Rat auf Vorschlag der Kommission mit
qualifizierter Mehrheit festgelegt.

(2) Unbeschadet des Absatzes 1 schließt die Kommission in
Anwendung der Artikel 13 und 14 des Abkommens über
gegenseitige Anerkennung, Schutz und Kontrolle von Bezeich-
nungen für Spirituosen und aromatisierte Getränke die notwen-
digen Rechtsakte zur Änderung der Listen und des Protokolls
zum Abkommen nach dem in Artikel 8 Absatz 2 dieses
Beschlusses genannten Verfahren. Für alle anderen in den
genannten Artikeln erfassten Fälle wird der Standpunkt der
Gemeinschaft von der Kommission festgelegt und vertreten.

Artikel 8

(1) Die Kommission wird von dem Ausschuss für die Durch-
führung der Bestimmungen über Spirituosen nach Artikel 13
der Verordnung (EWG) Nr. 1576/89 sowie von dem Ausschuss
für die Durchführung der Bestimmungen über aromatisierte
weinhaltige Getränke und aromatisierte weinhaltige Cocktails
nach Artikel 12 der Verordnung (EWG) Nr. 1601/91 unter-
stützt.
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(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die Artikel 5 und 7 des Beschlusses 1999/
468/EG.

Der Zeitraum nach Artikel 5 Absatz 6 des genannten Beschlusses wird auf einen Monat festgesetzt.

(3) Die Ausschüsse geben sich eine Geschäftsordnung.

Artikel 9

Dieser Beschluss wird im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften veröffentlicht.

Geschehen zu Brüssel am 3. Dezember 2001.

Im Namen des Rates

Der Präsident

F. VANDENBROUCKE
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ZUSATZPROTOKOLL
zur Anpassung der Handelsaspekte des Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommens zwischen
den Europäischen Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Republik Kroatien
andererseits aufgrund der Ergebnisse der Verhandlungen zwischen den Parteien über gegenseitige
präferenzielle Zugeständnisse für bestimmte Weine, über gegenseitige Anerkennung, Schutz und
Kontrolle von Weinnamen und über gegenseitige Anerkennung, Schutz und Kontrolle von

Bezeichnungen für Spirituosen und aromatisierte Getränke

DIE EUROPÄISCHE GEMEINSCHAFT, nachstehend „Gemeinschaft“ genannt,

einerseits, und

DIE REPUBLIK KROATIEN, nachstehend „Kroatien“ genannt,

andererseits,

beide nachstehend „Vertragsparteien“ genannt —

IN DER ERWÄGUNG, dass das Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommen zwischen den Europäischen Gemeinschaften
und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Republik Kroatien andererseits am 14. Mai 2001 in Brüssel paraphiert und
am 29. Oktober 2001 in Luxemburg unterzeichnet worden ist,

IN DER ERWÄGUNG, dass gemäß Artikel 27 Absatz 4 des Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommens die Aushand-
lung eines gesonderten Abkommens über Wein und Spirituosen noch aussteht,

IN DER ERWÄGUNG, dass ein Interimsabkommen die Entwicklung der Handelsbeziehungen durch Schaffung eines
vertraglichen Verhältnisses gewährleisten und die Bestimmungen des Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommens über
Handel und handelsbezogene Fragen so rasch wie möglich zur Anwendung bringen wird. Jenes Interimsabkommen wurde
am 10. Juli 2001 paraphiert und am 29. Oktober 2001 unterzeichnet und sollte ab 1. Januar 2002 gelten. In Artikel 14
Absatz 4 des Interimsabkommens wird nochmals auf die Absicht verwiesen, dass ein gesondertes Abkommen über Wein
und Spirituosen geschlossen werden soll,

IN DER ERWÄGUNG, dass auf dieser Grundlage Verhandlungen zwischen den Vertragsparteien aufgenommen und
erfolgreich abgeschlossen wurden,

IN DER ERWÄGUNG, dass aus Gründen der Kohärenz mit dem Stabilisierungsprozess als Ganzem die Vereinbarung über
Wein und Spirituosen in Form eines Protokolls in den Rahmen des Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommens
einbezogen werden sollte,

IN DER ERWÄGUNG, dass dieses Protokoll über Wein und Spirituosen zum gleichen Zeitpunkt wie das Stabilisierungs-
und Assoziierungsabkommen in Kraft treten sollte,

IN DER ERWÄGUNG, dass es daher notwendig ist, die Bestimmungen des Protokolls so rasch wie möglich umzusetzen,

IN DEM WUNSCH, die Vermarktungsbedingungen für Wein, Spirituosen und aromatisierte Getränke auf ihrem jeweiligen
Markt nach den Grundsätzen von Qualität, beiderseitigem Nutzen und Gegenseitigkeit zu verbessern,

IN ANBETRACHT des Interesses beider Vertragsparteien am gegenseitigen Schutz und der Kontrolle von Weinnamen und
Bezeichnungen für Spirituosen und aromatisierte Getränke —

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN:

Artikel 1

Dieses Protokoll umfasst folgende Bestandteile:

1. ein Abkommen über gegenseitige präferenzielle Handelszugeständnisse für bestimmte Weine (Anhang I
zu diesem Protokoll);

2. ein Abkommen über gegenseitige Anerkennung, Schutz und Kontrolle von Weinnamen (Anhang II zu
diesem Protokoll);

3. ein Abkommen über gegenseitige Anerkennung, Schutz und Kontrolle von Bezeichnungen für Spiri-
tuosen und aromatisierte Getränke (Anhang III zu diesem Protokoll).

Die Listen gemäß Artikel 5 des unter Nummer 2 bzw. Artikel 5 des unter Nummer 3 genannten
Abkommens werden zu einem späteren Zeitpunkt erstellt und nach dem Verfahren der Artikel 13 und 14
der genannten Abkommen genehmigt.
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Artikel 2

Dieses Protokoll und seine Anhänge sind Bestandteil des Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommens.

Artikel 3

Dieses Protokoll wird von der Gemeinschaft und der Republik Kroatien nach ihren jeweiligen Verfahren
genehmigt. Die Vertragsparteien treffen die für seine Umsetzung erforderlichen Maßnahmen.

Die Vertragsparteien notifizieren einander den Abschluss ihrer jeweiligen Verfahren gemäß Absatz 1.

Artikel 4

Dieses Protokoll tritt zum gleichen Zeitpunkt wie das Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommen in
Kraft.

Artikel 5

Dieses Protokoll ist in zwei Urschriften in jeder der Amtssprachen der Vertragsparteien abgefasst, wobei
jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist.

Hecho en Zagreb, el siete de diciembre del dos mil uno.

Udfærdiget i Zagreb den syvende december to tusind og en.

Geschehen zu Zagreb am siebten Dezember zweitausendundeins.

Έγινε στο Ζάγκρεµπ, στις εφτά ∆εκεµβρίου δύο χιλιάδες ένα.

Done at Zagreb on the seventh day of December in the year two thousand and one.

Fait à Zagreb, le sept décembre deux mille un.

Fatto a Zagabria, addì sette dicembre duemilauno.

Gedaan te Zagreb, de zevende december tweeduizendeneen.

Feito em Zagrebe, em sete de Dezembro de dois mil e um.

Tehty Zagrebissa seitsemäntenä päivänä joulukuuta vuonna kaksituhattayksi.

Som skedde i Zagreb den sjunde december tjugohundraett.

Sastavljeno u Zagrebu dana sedmog prosinca dvijetisucé i prve godine.
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Por la Comunidad Europea

For Det Europæiske Fællesskab

Für die Europäische Gemeinschaft

Για την Ευρωπαϊκή Κοινότητα

For the European Community

Pour la Communauté européenne

Per la Comunità europea

Voor de Europese Gemeenschap

Pela Comunidade Europeia

Euroopan yhteisön puolesta

På Europeiska gemenskapens vägnar

Za Republiku Hrvatsku
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KN-Code Warenbezeichnung Geltender
Zollsatz

Menge
für das Jahr 2002

(hl)

Jährliche
Erhöhung

(hl)

Sonderbestim-
mungen

Code des kroati-
schen Zolltarifs Warenbezeichnung Geltender

Zollsatz

Menge für das Jahr
2002
(hl)

Jährliche
Erhöhung

(hl)

Sonderbestim-
mungen

ABKOMMEN
zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Republik Kroatien über gegenseitige

präferenzielle Handelszugeständnisse für bestimmte Weine

(1) Für die Einfuhr der nachstehenden Erzeugnisse mit Ursprung in der Republik Kroatien in die
Gemeinschaft werden folgende Zugeständnisse eingeräumt:

ex 2204 10 Qualitätsschaumwein zollfrei 30 000 10 000 (1) (2)

ex 2204 21 Wein aus frischen Wein-
trauben

ex 2204 29 Wein aus frischen Wein-
trauben

zollfrei 15 000 0 (2)

(1) Unter der Bedingung, dass im Vorjahr mindestens 80 % der in Betracht kommenden Menge genutzt worden sind, erfolgt die jährliche
Erhöhung, bis die Summe des Kontingents für die Positionen ex 2204 10 und ex 2204 21 und des Kontingents für die Position
ex 2204 29 eine Höchtsmenge von 70 000 hl.

(2) Auf Antrag einer der beiden Vertragsparteien können Konsultationen stattfinden, um die Kontingente durch Mengenübertragung vom
Kontingent für die Position ex 2204 29 nach dem Kontingent für die Posittionen ex 2204 10 und ex 2204 21 anzupassen.

(2) Die Gemeinschaft wendet innerhalb der unter Nummer 1 genannten Zollkontingente einen präferen-
ziellen Null-Zollsatz an, vorausgesetzt, für die Ausfuhr der betreffenden Mengen werden von der Republik
Kroatien keine Ausfuhrsubventionen gewährt.

(3) Für die Einfuhr der nachstehenden Erzeugnisse mit Ursprung in der Gemeinschaft in die Republik
Kroatien werden folgende Zugeständnisse eingeräumt:

ex 2204 10 Qualitätsschaumwein zollfrei 8 000 800 (1)

ex 2204 21 Wein aus frischen Wein-
trauben

(1) Unter der Bedingung, dass im Vorjahr mindestens 80 % der in Betracht kommenden Menge genutzt worden sind, erfolgt die jährliche
Erhöhung, bis das Kontingent eine Höchstmenge von 12 000 hl erreicht.

(4) Die Republik Kroatien wendet innerhalb der unter Nummer 3 genannten Zollkontingente einen
präferenziellen Null-Zollsatz an, vorausgesetzt, für die Ausfuhr der betreffenden Mengen werden von der
Gemeinschaft keine Ausfuhrsubventionen gewährt.

(5) Dieses Abkommen erstreckt sich auf Wein, der

a) aus frischen Weintrauben bereitet worden ist, die vollständig im Gebiet der betreffenden Vertragspartei
erzeugt und geerntet wurden, und

b) i) Ursprungserzeugnis der Europäischen Union ist und in Übereinstimmung mit den Regeln für die
önologischen Verfahren und Behandlungen gemäß Titel V der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 des
Rates vom 17. Mai 1999 über die gemeinsame Marktorganisation für Wein (1) bereitet wurde;

ii) Ursprungserzeugnis der Republik Kroatien ist und in Übereinstimmung mit den Regeln für die
önologischen Verfahren und Behandlungen gemäß den kroatischen Rechtsvorschriften bereitet
wurde. Diese önologischen Verfahren und Behandlungen müssen mit dem Gemeinschaftsrecht im
Einklang stehen.

(1) ABl. L 179 vom 14.7.1999, S. 1. Verordnung zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 2826/2000 (ABl. L
328 vom 23.12.2000, S. 2).

ANHANG I
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(6) Die Einfuhr von Wein, für den die Zugeständnisse dieses Abkommens gelten, wird abhängig gemacht
von der Vorlage einer Bescheinigung einer beiderseitig anerkannten amtlichen Stelle, die in einem einver-
nehmlich erstellten Verzeichnis aufgeführt ist; aus dieser Bescheinigung muss hervorgehen, dass der
betreffende Wein den Bestimmungen von Nummer 5 Buchstabe b) entspricht.

(7) Die Vertragsparteien prüfen — spätestens im ersten Quartal des Jahres 2005 — unter Berücksichti-
gung der Entwicklung ihres gegenseitigen Weinhandels die Möglichkeiten, einander weitere Zugeständnisse
einzuräumen.

(8) Die Vertragsparteien tragen dafür Sorge, dass die gegenseitig eingeräumten Zugeständnisse nicht
durch andere Maßnahmen beeinträchtigt werden.

(9) Auf Antrag einer der beiden Vertragsparteien finden Konsultationen über etwaige Probleme im
Zusammenhang mit der Durchführung dieses Abkommens statt.

(10) Dieses Abkommen gilt für die Gebiete, in denen der Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft angewendet wird, und nach Maßgabe jenes Vertrags einerseits sowie für das Gebiet der
Republik Kroatien andererseits.
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ABKOMMEN
zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Republik Kroatien über gegenseitige Anerken-

nung, Schutz und Kontrolle von Weinnamen

Artikel 1

Ziele

(1) Die Vertragsparteien kommen überein, auf der Grund-
lage der Nichtdiskriminierung und der Gegenseitigkeit die
Namen für Weine mit Ursprung in ihren Hoheitsgebieten nach
den Bestimmungen dieses Abkommens anzuerkennen, zu
schützen und zu kontrollieren.

(2) Die Vertragsparteien treffen alle erforderlichen allge-
meinen und besonderen Maßnahmen, um zu gewährleisten,
dass die Vorschriften dieses Abkommens eingehalten und
dessen Ziele verwirklicht werden.

Artikel 2

Anwendungs- und Geltungsbereich

Dieses Abkommen gilt für Weine der Position 2204 nach dem
am 14. Juni 1983 in Brüssel geschlossenen Internationalen
Übereinkommen über das Harmonisierte System zur Bezeich-
nung und Codierung der Waren („Harmonisiertes System“).

Artikel 3

Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieses Abkommens sind, soweit hierin nichts anderes
festgelegt ist:

a) „Wein mit Ursprung in“, gefolgt vom Namen einer der
Vertragsparteien: ein Wein, der im Gebiet der betreffenden
Vertragspartei aus Weintrauben bereitet worden ist, die
ausschließlich im Gebiet dieser Vertragspartei geerntet
wurden;

b) „geografische Angabe“: jede Angabe — einschließlich
Ursprungsbezeichnung - im Sinne von Artikel 22 Absatz 1
des Übereinkommens über handelsbezogene Aspekte der
Rechte des geistigen Eigentums (nachstehend 'TRIPS-Über-
einkommen' genannt), die in den Rechts- oder Verwaltungs-
vorschriften einer Vertragspartei für die Bezeichnung und
Aufmachung eines Weins mit Ursprung im Gebiet dieser
Partei anerkannt ist;

c) „traditioneller Begriff“: ein im Anhang aufgeführter traditio-
nell verwendeter Name, der sich insbesondere auf die Erzeu-
gungsmethode oder die Qualität, Farbe oder Art eines
Weins bezieht sowie ausreichend unterscheidbar und/oder
bekannt und in den Rechts- und Verwaltungsvorschriften
einer Vertragspartei für die Bezeichnung und Aufmachung
eines Weins mit Ursprung im Gebiet dieser Vertragspartei
anerkannt ist;

d) „geschützter Name“: eine geografische Angabe oder ein
traditioneller Begriff nach Buchstabe b) bzw. c), die
aufgrund dieses Abkommens geschützt sind;

e) „homonym“: gleich lautende oder zum Verwechseln
ähnliche geschützte Namen für verschiedene Ursprungsorte
oder verschiedene Weine mit Ursprung in den jeweiligen
Gebieten der Vertragsparteien;

f) „Bezeichnung“: die Angaben, die zur Beschreibung eines
Weins auf dem Etikett, in den Begleitpapieren beim Trans-
port, in den Geschäftspapieren, insbesondere den Rech-
nungen und Lieferscheinen, sowie in der Werbung
verwendet werden;

g) „Etikettierung“: alle Bezeichnungen und anderen Hinweise,
Zeichen, grafischen Darstellungen oder Marken, die der
Unterscheidung eines Weines dienen und auf dem Behältnis
einschließlich seines Verschlusses, eines Anhängers oder des
Überzugs am Flaschenhals erscheinen;

h) „Aufmachung“: die Angaben oder Zeichen, die auf den
Behältnissen einschließlich ihres Verschlusses, auf der Etiket-
tierung und auf der Verpackung verwendet werden;

i) „Verpackung“: die schützenden Umhüllungen, wie
Einschlagpapier, Strohhülsen aller Art, Kartons und Kisten,
die zum Transport eines oder mehrerer Behältnisse und/
oder zu ihrer Feilbietung beim Verkauf an den Endverbrau-
cher verwendet werden;

j) „Marke“:

— eine eingetragene Marke im Sinne der Rechtsvorschriften
einer Vertragspartei,

— eine gewohnheitsrechtliche Marke, die nach den Rechts-
vorschriften einer Vertragspartei geschützt ist, und

— eine allgemein bekannte Marke im Sinne von Artikel
6bis der Pariser Verbandsübereinkunft zum Schutz des
gewerblichen Eigentums (1967).

TITEL I

GEGENSEITIGER SCHUTZ DER WEINNAMEN

Artikel 4

Grundsätze

(1) Unbeschadet der Artikel 22 und 23 des TRIPS-Überein-
kommens im Anhang 1 C des Übereinkommens zur Errichtung
der Welthandelsorganisation treffen die Vertragsparteien alle
erforderlichen Maßnahmen, um gemäß jenem Anhang den
gegenseitigen Schutz der Namen nach Artikel 5 zu gewährleis-
ten, die zur Bezeichnung und Aufmachung von Weinen mit
Ursprung im Gebiet der Vertragsparteien verwendet werden. Zu
diesem Zweck stellt jede Vertragspartei den Beteiligten geeig-
nete Rechtsmittel zur Verfügung, um einen wirksamen Schutz
sicherzustellen und die Verwendung einer geografischen
Angabe oder eines traditionellen Begriffs für einen Wein zu
verhindern, für den die betreffende Angabe bzw. der betref-
fende Begriff nicht gilt.

ANHANG II



DE Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften27.12.2001 L 342/51

(2) In Kroatien sind die geschützten Namen der Gemein-
schaft

a) ausschließlich den Weinen mit Ursprung in der Gemein-
schaft vorbehalten, auf die sie sich beziehen, und

b) dürfen nur gemäß den Rechts- und Verwaltungsvorschriften
der Gemeinschaft verwendet werden.

(3) In der Gemeinschaft sind die geschützten Namen Kroa-
tiens

a) ausschließlich den Weinen mit Ursprung in Kroatien vorbe-
halten, auf die sie sich beziehen, und

b) dürfen nur gemäß den Rechts- und Verwaltungsvorschriften
Kroatiens verwendet werden.

(4) Der Schutz gemäß diesem Abkommen verbietet insbe-
sondere die Verwendung von geschützten Namen für Weine,
deren Ursprung nicht dem angegebenen geografischen Gebiet
bzw. dem Ort der traditionellen Verwendung des Begriffs
entspricht, auch wenn

— der tatsächliche Ursprung des Weins angegeben ist,

— die betreffende geografische Angabe in Übersetzung
verwendet wird,

— der Name in Verbindung mit Ausdrücken wie „Art“, „Typ“,
„Stil“, „Imitat“, „Methode“ oder dergleichen benutzt wird.

(5) Bei homonymen geografischen Angaben gilt Folgendes:

a) Sind nach diesem Abkommen geschützte Angaben
homonym, so wird jede Angabe geschützt, sofern ihre
Verwendung herkömmlich und üblich ist und der Verbrau-
cher hinsichtlich des tatsächlichen Ursprungs des Weins
nicht irregeführt wird.

b) Sind nach diesem Abkommen geschützte Angaben mit dem
Namen eines geografischen Gebiets außerhalb der Gebiete
der Vertragsparteien homonym, so darf ein solcher Name
zur Bezeichnung und Aufmachung eines in dem betref-
fenden geografischen Gebiet erzeugten Weines verwendet
werden, sofern diese Verwendung herkömmlich und üblich
und vom Ursprungsland geregelt ist und beim Verbraucher
nicht den Eindruck erweckt, der Wein stamme aus dem
Gebiet der betreffenden Vertragspartei.

(6) Bei homonymen traditionellen Begriffen gilt Folgendes:

a) Sind nach diesem Abkommen geschützte Begriffe
homonym, so wird jeder Begriff geschützt, sofern seine
Verwendung herkömmlich und üblich ist und der Verbrau-
cher hinsichtlich des tatsächlichen Ursprungs des Weins
nicht irregeführt wird.

b) Sind nach diesem Abkommen geschützte Begriffe mit einem
Namen homonym, der für einen nicht aus den Gebieten der
Vertragsparteien stammenden Wein verwendet wird, so darf
ein solcher Name zur Bezeichnung und Aufmachung des
Weins verwendet werden, sofern diese Verwendung
herkömmlich und üblich und vom Ursprungsland geregelt
ist und beim Verbraucher nicht den Eindruck erweckt, der

Wein stamme aus dem Gebiet der betreffenden Vertrags-
partei.

(7) Der Stabilisierungs- und Assoziierungsausschuss kann
durch Beschluss praktische Regeln zur Unterscheidung
zwischen den homonymen Angaben und Begriffen nach
Absatz 5 bzw. Absatz 6 festlegen, wobei die betreffenden
Erzeuger gleich zu behandeln sind und die Verbraucher nicht
irregeführt werden dürfen.

(8) Dieses Abkommen beeinträchtigt in keiner Weise das
Recht einer Person, im Handel ihren Namen oder den Namen
ihres Geschäftsvorgängers zu benutzen, es sei denn, der Name
wird so verwendet, dass die Verbraucher irregeführt werden.

(9) Dieses Abkommen verpflichtet keine der Vertragspar-
teien, eine geografische Angabe oder einen traditionellen
Begriff der anderen Vertragspartei zu schützen, die bzw. der in
ihrem bzw. seinem Ursprungsland nicht oder nicht mehr
geschützt oder dort ungebräuchlich geworden ist.

(10) Die Vertragsparteien verzichten darauf, die Bestim-
mungen von Artikel 24 Absätze 4 bis 7 des TRIPS-Überein-
kommens in Anspruch zu nehmen, um den Schutz eines
Namens der anderen Vertragspartei für unter dieses
Abkommen fallende Erzeugnisse abzulehnen.

Artikel 5

Geschützte Namen

Folgende Namen von Weinen werden geschützt:

a) mit Ursprung in der Gemeinschaft:

— die Bezeichnungen für den Mitgliedstaat, aus dem der
Wein stammt,

— die in den zu diesem Zweck erstellten Listen aufge-
führten geografischen Angaben und traditionellen
Begriffe.

b) mit Ursprung in Kroatien:

— der Name „Kroatien“ oder andere Bezeichnungen für
dieses Land,

— die in den zu diesem Zweck erstellten Listen aufge-
führten geografischen Angaben und traditionellen
Begriffe.

Artikel 6

Marken

(1) Die Eintragung einer Marke für einen Wein, die einen
nach diesem Abkommen geschützten Namen beinhaltet oder
bildet, wird abgelehnt oder auf Antrag einer Vertragspartei
aufgehoben, wenn der betreffende Wein

— nicht aus dem in der geografischen Angabe genannten Ort
stammt bzw.

— nicht dem verwendeten traditionellen Begriff entspricht.
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(2) Eine in gutem Glauben spätestens am 31. Dezember
1995 eingetragene Marke darf jedoch bis zum 31. Dezember
2005 weiter verwendet werden, sofern sie seit ihrer Eintragung
tatsächlich ununterbrochen benutzt wurde.

Artikel 7

Ausfuhren

Wird Wein mit Ursprung in den Gebieten der Vertragsparteien
ausgeführt und in Drittländern vermarktet, so treffen die
Vertragsparteien alle erforderlichen Maßnahmen, um zu
gewährleisten, dass die nach Artikel 5 geschützten Namen einer
Vertragspartei nicht zur Bezeichnung und Aufmachung eines
Weins mit Ursprung im Gebiet der anderen Vertragspartei
verwendet werden.

Artikel 8

Ausdehnung des Schutzes

Soweit es die einschlägigen Rechtsvorschriften der Vertragspar-
teien zulassen, gilt der Schutz aufgrund dieses Abkommens
auch zugunsten von natürlichen und juristischen Personen,
Verbänden, Vereinigungen und Einrichtungen von Erzeugern,
Händlern oder Verbrauchern mit Sitz im Gebiet der anderen
Vertragspartei.

Artikel 9

Durchsetzung

(1) Stellt eine nach Artikel 11 benannte zuständige Stelle
fest, dass die Bezeichnung oder Aufmachung eines Weins,
insbesondere bei der Etikettierung, in amtlichen Dokumenten,
in Geschäftspapieren oder in der Werbung, gegen dieses
Abkommen verstößt, so leiten die Vertragsparteien die erfor-
derlichen Verwaltungs- und/oder Gerichtsverfahren ein, um
unlauteren Wettbewerb zu bekämpfen oder eine missbräuch-
liche Verwendung geschützter Namen auf jede andere Weise zu
verhindern.

(2) Die Verfahren nach Absatz 1 werden insbesondere
eingeleitet, wenn

a) die Übersetzung von Bezeichnungen, die in den Rechtsvor-
schriften der Gemeinschaft oder Kroatiens vorgesehen sind,
in der oder den Sprachen der anderen Vertragspartei ein
Wort ergibt, das eine Irreführung über Ursprung, Art oder
Qualität des so bezeichneten oder aufgemachten Weines
hervorrufen kann;

b) Bezeichnungen, Marken, Namen, Aufschriften oder Abbil-
dungen, die mittelbar oder unmittelbar falsche oder irrefüh-
rende Angaben über Herkunft, Ursprung, Art, Rebsorte oder
wesentliche Eigenschaften des Weins enthalten, auf den
Behältnissen oder der Verpackung, in der Werbung oder in
amtlichen Dokumenten oder Geschäftspapieren für Weine
verwendet werden, deren Namen nach diesem Abkommen
geschützt sind;

c) Behältnisse oder Verpackungen verwendet werden, die eine
Irreführung über den Ursprung des Weins hervorrufen
können.

(3) Die Anwendung der Absätze 1 und 2 schließt nicht aus,
dass die in Artikel 8 genannten Personen und Organisationen

geeignete Maßnahmen in den Gebieten der Vertragsparteien
einschließlich eines gerichtlichen Vorgehens ergreifen können.

Artikel 10

Andere innerstaatliche Rechtsvorschriften und internatio-
nale Übereinkünfte

Soweit die Vertragsparteien nichts anderes vereinbaren, schließt
dieses Abkommen nicht aus, dass sie für die nach diesem
Abkommen geschützten Namen in ihren innerstaatlichen
Rechtsvorschriften oder in anderen internationalen Überein-
künften jetzt oder künftig einen weiter gehenden Schutz
gewähren.

TITEL II

ÜBERWACHUNG UND AMTSHILFE ZWISCHEN DEN ZUSTÄN-
DIGEN BEHÖRDEN

Artikel 11

Zuständige Behörden

(1) Jede Vertragspartei benennt die Stellen, die die Einhal-
tung dieses Abkommens überwachen. Benennt eine Vertrags-
partei mehr als eine zuständige Stelle, so muss sie für die
Koordinierung der Arbeit dieser Stellen sorgen. Zu diesem
Zweck wird eine einzige Koordinationsstelle benannt.

(2) Die Vertragsparteien teilen einander spätestens zwei
Monate nach Inkrafttreten dieses Abkommens Namen und
Anschriften der genannten Stellen mit. Zwischen diesen Stellen
findet eine unmittelbare und enge Zusammenarbeit statt.

Artikel 12

Verstöße

(1) Hat eine der Stellen nach Artikel 11 den begründeten
Verdacht, dass

a) bei einem Wein, der Gegenstand des Handels zwischen
Kroatien und der Gemeinschaft ist oder war, dieses
Abkommen oder die Rechts- und Verwaltungsvorschriften
der Vertragsparteien nicht eingehalten werden und

b) diese Nichteinhaltung für die andere Vertragspartei von
besonderem Belang ist und Verwaltungs- und/oder Gerichts-
verfahren nach sich ziehen kann,

so unterrichtet sie unverzüglich die Kommission und die
zuständigen Stellen der anderen Vertragspartei.

(2) Den Informationen nach Absatz 1 sind amtliche Doku-
mente, Geschäftspapiere oder andere geeignete Unterlagen
beizufügen; ferner ist anzugeben, welche Verwaltungs- oder
Gerichtsverfahren gegebenenfalls eingeleitet wurden. Diese
Informationen müssen insbesondere folgende Angaben zu dem
betreffenden Wein umfassen:

a) Erzeuger und Besitzer des Weins,

b) Zusammensetzung und organoleptische Eigenschaften,

c) Bezeichnung und Aufmachung,

d) Art des Verstoßes gegen die Regeln über die Herstellung und
Vermarktung.
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TITEL III

VERWALTUNG DES ABKOMMENS

Artikel 13

Arbeitsgruppe

(1) Es wird eine Arbeitsgruppe beim Unterausschuss für
Landwirtschaft nach Artikel 115 des Stabilisierungs- und Asso-
ziierungsabkommens eingesetzt.

(2) Die Arbeitsgruppe wacht über die ordnungsgemäße
Anwendung dieses Abkommens und prüft alle Fragen, die sich
bei seiner Durchführung ergeben können. Sie kann insbeson-
dere Empfehlungen aussprechen, die zur Verwirklichung der
Ziele dieses Abkommens beitragen.

Artikel 14

Aufgaben der Vertragsparteien

(1) Die Vertragsparteien bleiben entweder unmittelbar oder
über die Arbeitsgruppe nach Artikel 13 in allen Fragen der
Durchführung und Anwendung dieses Abkommens in Verbin-
dung.

(2) Dies bedeutet insbesondere, dass die Vertragsparteien

a) durch Beschluss des Stabilisierungs- und Assoziierungsaus-
schusses die Listen nach Artikel 5 und das Protokoll zu
diesem Abkommen festlegen und anpassen, um etwaige
Änderungen der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der
Vertragsparteien zu berücksichtigen;

b) einander über ihre Absicht unterrichten, neue Regelungen
oder Änderungen bestehender Regelungen in öffentlichen
Belangen wie Gesundheits- oder Verbraucherschutz zu
beschließen, die Auswirkungen auf den Weinmarkt haben;

c) einander über die gerichtlichen Entscheidungen zur Anwen-
dung dieses Abkommens und über die Maßnahmen unter-
richten, die im Anschluss an diese Entscheidungen getroffen
worden sind.

(3) Im Rahmen dieses Abkommens können beide Vertrags-
parteien anhand der Erfahrungen bei seiner Anwendung
Vorschläge zur Erweiterung ihrer Zusammenarbeit im Wein-
sektor unterbreiten.

(4) Die nach Absatz 2 Buchstabe a) gefassten Beschlüsse
sind für die Vertragsparteien verbindlich; diese treffen die erfor-
derlichen Maßnahmen zu ihrer Durchführung.

TITEL IV

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 15

Durchfuhr kleiner Mengen

Dieses Abkommen gilt nicht für Weine, die

a) sich auf der Durchfuhr durch das Gebiet einer Vertragspartei
befinden oder

b) ihren Ursprung im Gebiet einer Vertragspartei haben und
unter den Bedingungen und nach den Verfahren des Proto-
kolls in kleinen Mengen zwischen den Vertragsparteien
versandt werden.

Artikel 16

Anwendungsgebiete

Dieses Abkommen gilt für die Gebiete, in denen der Vertrag
zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft angewendet
wird, und nach Maßgabe jenes Vertrags einerseits sowie für das
Gebiet der Republik Kroatien andererseits.

Artikel 17

Nichteinhaltung

(1) Ist eine Vertragspartei der Ansicht, dass die andere Partei
einer Verpflichtung aus diesem Abkommen nicht nachge-
kommen ist, so treten die Vertragsparteien zu Konsultationen
zusammen.

(2) Die Vertragspartei, die die Konsultationen beantragt,
übermittelt der anderen Partei alle zweckdienlichen Angaben
zur eingehenden Prüfung der Angelegenheit.

(3) Falls eine Verzögerung eine Gefahr für die menschliche
Gesundheit bedeuten oder die Wirksamkeit von Maßnahmen
zur Betrugsbekämpfung beeinträchtigen könnte, können die
Vertragsparteien ohne vorherige Konsultation geeignete einst-
weilige Schutzmaßnahmen treffen, sofern Konsultationen
unmittelbar nach Ergreifen dieser Maßnahmen stattfinden.

(4) Haben die Vertragsparteien nach Ablauf der Konsulta-
tionen gemäß den Absätzen 1 und 3 keine Einigung erzielt, so
kann die Partei, die die Konsultationen beantragt oder einstwei-
lige Maßnahmen nach Absatz 3 getroffen hat, geeignete
Schutzmaßnahmen ergreifen, um die ordnungsgemäße Anwen-
dung dieses Abkommens zu ermöglichen.

Artikel 18

Vermarktung vorhandener Bestände

(1) Bei Weinen, die bei Inkrafttreten dieses Abkommens
nach den innerstaatlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften
der Vertragsparteien in einer Weise erzeugt, bereitet, bezeichnet
und aufgemacht sind, die gemäß dem Abkommen unzulässig
ist, dürfen die vorhandenen Restbestände vermarktet werden.

(2) Bei Weinen, die gemäß diesem Abkommen erzeugt,
bereitet, bezeichnet und aufgemacht wurden, deren Erzeugung,
Bereitung, Bezeichnung oder Aufmachung nach einer Ände-
rung des Abkommens dessen Bestimmungen jedoch nicht
mehr entspricht, dürfen die vorhandenen Restbestände
vermarktet werden, soweit die Vertragsparteien nicht etwas
anderes vereinbaren.
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Protokoll zu dem Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Republik Kroatien
über gegenseitige Anerkennung, Schutz und Kontrolle von Weinnamen

DIE VERTRAGSPARTEIEN SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN:

Im Sinne von Artikel 15 Buchstabe b) des Abkommens gelten als kleine Mengen:

1. Weine in etikettierten Behältnissen von 5 Litern oder weniger, versehen mit einem nicht wieder
verwendbaren Verschluss, sofern die in einer einzigen oder mehreren getrennten Sendungen transpor-
tierte Gesamtmenge 50 Liter nicht übersteigt;

2. a) Erzeugnismengen, die im persönlichen Reisegepäck mitgeführt werden, bis zu höchstens 30 Litern je
Reisenden;

b) Erzeugnismengen, die zwischen Privatpersonen versandt werden, bis zu höchstens 30 Litern;

c) Erzeugnismengen, die zum Umzugsgut von Personen gehören;

d) Erzeugnismengen, die für wissenschaftliche oder technische Versuchszwecke eingeführt werden, bis
zu höchstens einem Hektoliter;

e) für diplomatische, konsularische oder ähnliche Einrichtungen bestimmte Erzeugnisse, die im Rahmen
der ihnen eingeräumten Freimengen eingeführt werden;

f) Erzeugnismengen, die sich im Bordvorrat internationaler Transportmittel befinden.

Der Freistellungsfall nach Nummer 1 kann nicht zugleich mit einem oder mehreren der Freistellungsfälle
nach Nummer 2 in Anspruch genommen werden.
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ABKOMMEN
zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Republik Kroatien über gegenseitige Anerken-
nung, Schutz und Kontrolle von Bezeichnungen für Spirituosen und aromatisierte Getränke

Artikel 1

Ziele

(1) Die Vertragsparteien kommen überein, auf der Grund-
lage der Nichtdiskriminierung und der Gegenseitigkeit die
Bezeichnungen für Spirituosen und aromatisierte Getränke mit
Ursprung in ihren Hoheitsgebieten nach den Bestimmungen
dieses Abkommens anzuerkennen, zu schützen und zu
kontrollieren.

(2) Die Vertragsparteien treffen alle erforderlichen allge-
meinen und besonderen Maßnahmen, um zu gewährleisten,
dass die Vorschriften dieses Abkommens eingehalten und
dessen Ziele verwirklicht werden.

Artikel 2

Anwendungs- und Geltungsbereich

Dieses Abkommen gilt für

a) Spirituosen der Position 2208 nach dem am 14. Juni 1983
in Brüssel geschlossenen Internationalen Übereinkommen
über das Harmonisierte System zur Bezeichnung und Codie-
rung der Waren, wie sie definiert sind

— für die Gemeinschaft in der Verordnung (EWG) Nr.
1576/89 des Rates vom 29. Mai 1989 zur Festlegung
der allgemeinen Regeln für die Begriffsbestimmung,
Bezeichnung und Aufmachung von Spirituosen (1),

— für Kroatien in der Verordnung über die Qualität von
Spirituosen (Gesetzblatt der Sozialistischen Föderativen
Republik Jugoslawien Nr. 16/88 und 63/88), im Wein-
gesetz (Narodne novine Nr. 96/96) und in den Verord-
nungen zum Weingesetz (Narodne novine Nr. 96/96,
7/97, 117/97 und 57/00);

b) aromatisierte Weine, aromatisierte weinhaltige Getränke
und aromatisierte weinhaltige Cocktails (nachstehend
„aromatisierte Getränke“ genannt) der Positionen 2205 und
ex 2206 nach dem am 14. Juni 1983 in Brüssel geschlos-
senen Internationalen Übereinkommen über das Harmoni-
sierte System zur Bezeichnung und Codierung der Waren,
wie sie definiert sind

— für die Gemeinschaft in der Verordnung (EWG) Nr.
1601/91 des Rates vom 10. Juni 1991 zur Festlegung
der allgemeinen Regeln für die Begriffsbestimmung,
Bezeichnung und Aufmachung aromatisierter weinhal-

tiger Getränke und aromatisierter weinhaltiger Cock-
tails (2),

— für Kroatien in der Verordnung über die Qualität von
Spirituosen (Gesetzblatt der Sozialistischen Föderativen
Republik Jugoslawien Nr. 16/88 und 63/88), im Wein-
gesetz (Narodne novine Nr. 96/96) und in den Verord-
nungen zum Weingesetz (Narodne novine Nr. 96/96,
7/97, 117/97 und 57/00).

Artikel 3

Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieses Abkommens sind

a) „Spirituose mit Ursprung in“, gefolgt vom Namen einer der
Vertragsparteien: eine Spirituose, die im Gebiet der betref-
fenden Vertragspartei hergestellt worden ist;

b) „aromatisiertes Getränk mit Ursprung in“, gefolgt vom
Namen einer der Vertragsparteien: ein aromatisiertes
Getränk, das im Gebiet der betreffenden Vertragspartei
hergestellt worden ist;

c) „Bezeichnung“: die Angaben, die zur Beschreibung einer
Spirituose oder eines aromatisierten Getränkes auf dem
Etikett, gegebenenfalls in den Begleitpapieren beim Trans-
port, in den Geschäftspapieren, insbesondere den Rech-
nungen und Lieferscheinen, sowie in der Werbung
verwendet werden;

d) „homonym“: gleich lautende oder zum Verwechseln
ähnliche geschützte Bezeichnungen für verschiedene
Ursprungsorte oder verschiedene Spirituosen bzw. aromati-
sierte Getränke mit Ursprung in den jeweiligen Gebieten der
Vertragsparteien;

e) „Etikettierung“: alle Bezeichnungen und anderen Hinweise,
Zeichen, Symbole, Abbildungen oder Marken, die der Unter-
scheidung einer Spirituose oder eines aromatisierten
Getränkes dienen und auf dem Behältnis einschließlich
seines Verschlusses, eines Anhängers oder des Überzugs am
Flaschenhals erscheinen;

f) „Aufmachung“: die Angaben oder Zeichen, die auf den
Behältnissen einschließlich ihres Verschlusses, auf der Etiket-
tierung und auf der Verpackung verwendet werden;

g) „Verpackung“: die schützenden Umhüllungen, wie
Einschlagpapier, Strohhülsen aller Art, Kartons und Kisten,
die zum Transport eines oder mehrerer Behältnisse und/
oder zu ihrer Feilbietung beim Verkauf an den Endverbrau-
cher verwendet werden.

(1) ABl. L 160 vom 12.6.1989, S. 1. Verordnung zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 3378/94 des Europäischen Parla-
ments und des Rates (ABl. L 366 vom 31.12.1994, S. 1).

(2) ABl. L 149 vom 14.6.1991, S. 1. Verordnung zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 2061/96 des Europäischen Parla-
ments und des Rates (ABl. L 277 vom 30.10.1996, S. 1).

ANHANG III
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h) „Marke“:

— eine eingetragene Marke im Sinne der Rechtsvorschriften
einer Vertragspartei,

— eine gewohnheitsrechtliche Marke, die nach den Rechts-
vorschriften einer Vertragspartei geschützt ist, und

— eine allgemein bekannte Marke im Sinne von Artikel
6bis der Pariser Verbandsübereinkunft zum Schutz des
gewerblichen Eigentums (1967).

TITEL I

GEGENSEITIGER SCHUTZ DER BEZEICHNUNGEN VON SPIRI-
TUOSEN UND AROMATISIERTEN GETRÄNKEN

Artikel 4

Grundsätze

(1) Unbeschadet der Artikel 22 und 23 des Übereinkom-
mens über handelsbezogene Aspekte der Rechte des geistigen
Eigentums im Anhang 1C des Übereinkommens zur Errichtung
der Welthandelsorganisation (nachstehend „TRIPS-Überein-
kommen“ genannt) treffen die Vertragsparteien alle erforderli-
chen Maßnahmen, um gemäß jenem Anhang den gegenseitigen
Schutz der Bezeichnungen nach Artikel 5 zu gewährleisten, die
für Spirituosen und aromatisierte Getränke mit Ursprung im
Gebiet der Vertragsparteien verwendet werden. Zu diesem
Zweck stellt jede Vertragspartei den Beteiligten geeignete
Rechtsmittel zur Verfügung, um die Verwendung einer Bezeich-
nung für Spirituosen oder aromatisierte Getränke zu verhin-
dern, deren Ursprung nicht dem in der betreffenden Bezeich-
nung angegebenen geografischen Gebiet bzw. dem Ort der
traditionellen Verwendung der Bezeichnung entspricht.

(2) In Kroatien

— dürfen die geschützten Bezeichnungen der Gemeinschaft
nur gemäß den Rechts- und Verwaltungsvorschriften der
Gemeinschaft verwendet werden, und

— sind die geschützten Bezeichnungen der Gemeinschaft
ausschließlich den Spirituosen und aromatisierten
Getränken mit Ursprung in der Gemeinschaft vorbehalten,
auf die sie sich beziehen.

(3) In der Gemeinschaft

— dürfen die geschützten Bezeichnungen Kroatiens nur gemäß
den Rechts- und Verwaltungsvorschriften Kroatiens
verwendet werden,

— sind die geschützten Bezeichnungen Kroatiens ausschließ-
lich den Spirituosen und aromatisierten Getränken mit
Ursprung in Kroatien vorbehalten, auf die sie sich beziehen.

(4) Der Schutz gemäß diesem Abkommen verbietet insbe-
sondere die Verwendung von geschützten Bezeichnungen für
Spirituosen und aromatisierte Getränke, deren Ursprung nicht
dem in der betreffenden Bezeichnung angegebenen geografi-
schen Gebiet bzw. dem Ort der traditionellen Verwendung der
Bezeichnung entspricht, auch wenn

— der tatsächliche Ursprung der Spirituose bzw. des aromati-
sierten Getränks angegeben ist,

— die betreffende geografische Angabe in Übersetzung
verwendet wird,

— der Name in Verbindung mit Ausdrücken wie „Art“, „Typ“,
„Stil“, „Imitat“, „Methode“ oder dergleichen benutzt wird.

(5) Bei homonymen Bezeichnungen von Spirituosen und
aromatisierten Getränken wird jede Bezeichnung geschützt. Der
Stabilisierungs- und Assoziierungsausschuss kann durch
Beschluss die praktischen Regeln zur Unterscheidung zwischen
den betreffenden homonymen Bezeichnungen festlegen, wobei
die betreffenden Erzeuger gleich zu behandeln sind und die
Verbraucher nicht irregeführt werden dürfen.

(6) Dieses Abkommen beeinträchtigt in keiner Weise das
Recht einer Person, im Handel ihren Namen oder den Namen
ihres Geschäftsvorgängers zu benutzen, es sei denn, der Name
wird so verwendet, dass die Verbraucher irregeführt werden.

(7) Dieses Abkommen verpflichtet keine der Vertragspar-
teien, eine Bezeichnung der anderen Vertragspartei zu
schützen, die in ihrem Ursprungsland nicht oder nicht mehr
geschützt oder dort ungebräuchlich geworden ist.

(8) Die Vertragsparteien verzichten darauf, die Bestim-
mungen von Artikel 24 Absatz 4 bis 7 des TRIPS-Übereinkom-
mens in Anspruch zu nehmen, um den Schutz einer Bezeich-
nung der anderen Vertragspartei abzulehnen.

Artikel 5

Geschützte Bezeichnungen

Folgende Bezeichnungen sind geschützt:

a) bei Spirituosen mit Ursprung in der Gemeinschaft die
Bezeichnungen in Liste 1;

b) bei Spirituosen mit Ursprung in Kroatien die Bezeichnungen
in Liste 2;

c) bei aromatisierten Getränken mit Ursprung in der Gemein-
schaft die Bezeichnungen in Liste 3;

d) bei aromatisierten Getränken mit Ursprung in Kroatien die
Bezeichnungen in Liste 4.

Artikel 6

Marken

(1) Die Eintragung einer Marke für eine Spirituose oder ein
aromatisiertes Getränk, die eine nach Artikel 5 geschützte
Bezeichnung enthält oder aus einer solchen besteht, wird abge-
lehnt oder auf Antrag eines Beteiligten aufgehoben, wenn der
Ursprung des Erzeugnisses nicht dem in der Bezeichnung ange-
gebenen Ort entspricht.

(2) Unbeschadet des Absatzes 1 darf eine in gutem Glauben
spätestens am 31. Dezember 1995 eingetragene Marke bis zum
31. Dezember 2005 weiter verwendet werden, sofern sie seit
ihrer Eintragung tatsächlich ununterbrochen benutzt wurde.
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Artikel 7

Ausfuhren

Werden Spirituosen oder aromatisierte Getränke mit Ursprung
in den Gebieten der Vertragsparteien ausgeführt und in Dritt-
ländern vermarktet, so ergreifen die Vertragsparteien alle erfor-
derlichen Maßnahmen, um zu gewährleisten, dass die nach
diesem Abkommen geschützten Bezeichnungen einer Vertrags-
partei nicht für Spirituosen oder aromatisierte Getränke mit
Ursprung im Gebiet der anderen Vertragspartei verwendet
werden.

Artikel 8

Ausdehnung des Schutzes

Soweit es die einschlägigen Rechtsvorschriften der Vertragspar-
teien zulassen, gilt der Schutz aufgrund dieses Abkommens
auch zugunsten von natürlichen und juristischen Personen,
Verbänden, Vereinigungen und Einrichtungen von Erzeugern,
Händlern oder Verbrauchern mit Sitz im Gebiet der anderen
Vertragspartei.

Artikel 9

Durchsetzung

(1) Stellt eine nach Artikel 11 benannte zuständige Stelle
fest, dass die Bezeichnung oder Aufmachung einer Spirituose
oder eines aromatisierten Getränks, insbesondere bei der Etiket-
tierung, in amtlichen Dokumenten, in Geschäftspapieren oder
in der Werbung gegen dieses Abkommen verstößt, so leiten die
Vertragsparteien die erforderlichen Verwaltungs- und/oder
Gerichtsverfahren ein, um unlauteren Wettbewerb zu
bekämpfen oder eine missbräuchliche Verwendung geschützter
Bezeichnungen auf jede andere Weise zu verhindern.

(2) Die in Absatz 1 genannten Maßnahmen und Verfahren
werden insbesondere eingeleitet, wenn

a) die Übersetzung von Bezeichnungen, die in den Rechtsvor-
schriften der Gemeinschaft oder Kroatiens vorgesehen sind,
in der oder den Sprachen der anderen Vertragspartei ein
Wort ergibt, das eine Irreführung über Ursprung, Art oder
Qualität der so bezeichneten Spirituosen oder aromati-
sierten Getränke hervorrufen kann;

b) Bezeichnungen, Marken, Namen, Aufschriften oder Abbil-
dungen, die mittelbar oder unmittelbar falsche oder irrefüh-
rende Angaben über Ursprung, Art oder wesentliche Eigen-
schaften der Spirituose bzw. des aromatisierten Getränks
enthalten, auf den Behältnissen oder der Verpackung, in der
Werbung oder in amtlichen Dokumenten oder Geschäftspa-
pieren für Erzeugnisse verwendet werden, deren Bezeich-
nung nach diesem Abkommen geschützt ist;

c) Behältnisse oder Verpackungen verwendet werden, die eine
Irreführung über den Ursprung der Spirituosen oder der
aromatisierten Getränke hervorrufen können.

(3) Die Anwendung der Absätze 1 und 2 schließt nicht aus,
dass die in Artikel 8 genannten Personen und Organisationen
geeignete Maßnahmen in den Gebieten der Vertragsparteien
einschließlich eines gerichtlichen Vorgehens ergreifen können.

Artikel 10

Andere innerstaatliche Rechtsvorschriften und internatio-
nale Übereinkünfte

Soweit die Vertragsparteien nichts anderes vereinbaren, schließt
dieses Abkommen nicht aus, dass sie für die nach diesem
Abkommen geschützten Bezeichnungen in ihren innerstaatli-
chen Rechtsvorschriften oder in anderen internationalen Über-
einkünften jetzt oder künftig einen weiter gehenden Schutz
gewähren.

TITEL II

ÜBERWACHUNG UND AMTSHILFE ZWISCHEN DEN ZUSTÄN-
DIGEN BEHÖRDEN

Artikel 11

Zuständige Behörden

(1) Jede Vertragspartei benennt die Stellen, die die Einhal-
tung dieses Abkommens überwachen. Benennt eine Vertrags-
partei mehr als eine zuständige Stelle, so muss sie für die
Koordinierung der Arbeit dieser Stellen sorgen. Zu diesem
Zweck wird eine einzige Koordinationsstelle benannt.

(2) Die Vertragsparteien teilen einander spätestens zwei
Monate nach Inkrafttreten dieses Abkommens Namen und
Anschriften der in Absatz 1 genannten Stellen mit. Zwischen
diesen Stellen findet eine unmittelbare und enge Zusammenar-
beit statt.

Artikel 12

Verstöße

(1) Hat eine der Stellen nach Artikel 11 den begründeten
Verdacht, dass

a) bei Spirituosen oder aromatisierten Getränken im Sinne von
Artikel 2, die Gegenstand des Handels zwischen Kroatien
und der Gemeinschaft sind oder waren, dieses Abkommen
oder die Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Vertrags-
parteien für Spirituosen und aromatisierte Getränke nicht
eingehalten werden und

b) diese Nichteinhaltung für die andere Vertragspartei von
besonderem Belang ist und Verwaltungs- und/oder Gerichts-
verfahren nach sich ziehen kann,

so unterrichtet sie unverzüglich die Kommission und die
zuständigen Stellen der anderen Vertragspartei.

(2) Den Informationen nach Absatz 1 sind amtliche Doku-
mente, Geschäftspapiere oder andere geeignete Unterlagen
beizufügen; ferner ist anzugeben, welche Verwaltungs- oder
Gerichtsverfahren gegebenenfalls eingeleitet wurden. Diese
Informationen müssen insbesondere folgende Angaben zu den
betreffenden Erzeugnissen umfassen:

a) Hersteller und Besitzer der Spirituose bzw. des aromati-
sierten Getränks;

b) Zusammensetzung und organoleptische Eigenschaften,

c) Bezeichnung und Aufmachung,

d) Art des Verstoßes gegen die Regeln über die Herstellung und
Vermarktung.
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TITEL III

VERWALTUNG DES ABKOMMENS

Artikel 13

Arbeitsgruppe

(1) Es wird eine Arbeitsgruppe beim Unterausschuss für
Landwirtschaft nach Artikel 115 des Stabilisierungs- und Asso-
ziierungsabkommens eingesetzt.

(2) Die Arbeitsgruppe wacht über die ordnungsgemäße
Anwendung dieses Abkommens und prüft alle Fragen, die sich
bei seiner Durchführung ergeben können. Sie kann insbeson-
dere Empfehlungen aussprechen, die zur Verwirklichung der
Ziele dieses Abkommens beitragen.

Artikel 14

Aufgaben der Vertragsparteien

(1) Die Vertragsparteien bleiben entweder unmittelbar oder
über die Arbeitsgruppe nach Artikel 13 in allen Fragen der
Durchführung und Anwendung dieses Abkommens in Verbin-
dung.

(2) Dies bedeutet insbesondere, dass die Vertragsparteien

a) durch Beschluss des Stabilisierungs- und Assoziierungsaus-
schusses die Listen nach Artikel 5 und das Protokoll zu
diesem Abkommen festlegen und anpassen, um etwaige
Änderungen der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der
Vertragsparteien zu berücksichtigen;

b) einander über ihre Absicht unterrichten, neue Regelungen
oder Änderungen bestehender Regelungen in öffentlichen
Belangen wie Gesundheits- oder Verbraucherschutz zu
beschließen, die Auswirkungen auf dem Markt für Spiri-
tuosen und aromatisierte Getränke haben;

c) einander über die gerichtlichen Entscheidungen zur Anwen-
dung dieses Abkommens und über die Maßnahmen unter-
richten, die im Anschluss an diese Entscheidungen getroffen
worden sind.

(3) Im Rahmen dieses Abkommens können beide Vertrags-
parteien anhand der Erfahrungen bei seiner Anwendung
Vorschläge zur Erweiterung ihrer Zusammenarbeit im Sektor
Spirituosen und aromatisierte Getränke unterbreiten.

(4) Die nach Absatz 2 Buchstabe a) gefassten Beschlüsse
sind für die Vertragsparteien verbindlich; diese treffen die erfor-
derlichen Maßnahmen zu ihrer Durchführung.

TITEL IV

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 15

Durchfuhr kleiner Mengen

Dieses Abkommen gilt nicht für Spirituosen und aromatisierte
Getränke, die

a) sich auf der Durchfuhr durch das Gebiet einer Vertragspartei
befinden oder

b) ihren Ursprung im Gebiet einer Vertragspartei haben und
unter den Bedingungen und nach den Verfahren des Proto-
kolls in kleinen Mengen zwischen den Vertragsparteien
versandt werden.

Artikel 16

Anwendungsgebiete

Dieses Abkommen gilt für die Gebiete, in denen der Vertrag
zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft angewendet
wird, und nach Maßgabe jenes Vertrags einerseits sowie für das
Gebiet der Republik Kroatien andererseits.

Artikel 17

Nichteinhaltung

(1) Ist eine Vertragspartei der Ansicht, dass die andere Partei
einer Verpflichtung aus diesem Abkommen nicht nachge-
kommen ist, so treten die Vertragsparteien zu Konsultationen
zusammen.

(2) Die Vertragspartei, die die Konsultationen beantragt,
übermittelt der anderen Partei alle zweckdienlichen Angaben
zur eingehenden Prüfung der Angelegenheit.

(3) Falls eine Verzögerung eine Gefahr für die menschliche
Gesundheit bedeuten oder die Wirksamkeit von Maßnahmen
zur Betrugsbekämpfung beeinträchtigen könnte, können die
Vertragsparteien ohne vorherige Konsultation geeignete einst-
weilige Schutzmaßnahmen treffen, sofern Konsultationen
unmittelbar nach Ergreifen dieser Maßnahmen stattfinden.

(4) Haben die Vertragsparteien nach Ablauf der Konsulta-
tionen gemäß den Absätzen 1 und 3 keine Einigung erzielt, so
kann die Partei, die die Konsultationen beantragt oder einstwei-
lige Maßnahmen nach Absatz 3 getroffen hat, geeignete
Schutzmaßnahmen ergreifen, um die ordnungsgemäße Anwen-
dung dieses Abkommens zu ermöglichen.

Artikel 18

Vermarktung vorhandener Bestände

(1) Bei Spirituosen und aromatisierten Getränken, die bei
Inkrafttreten dieses Abkommens nach den innerstaatlichen
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Vertragsparteien in
einer Weise hergestellt, bezeichnet und aufgemacht sind, die
gemäß dem Abkommen unzulässig ist, dürfen von Großhänd-
lern während des Zeitraums von einem Jahr nach Inkrafttreten
des Abkommens und von Einzelhändlern die vorhandenen
Restbestände vermarktet werden. Mit Inkrafttreten dieses
Abkommens dürfen die unter das Abkommen fallenden Spiri-
tuosen und aromatisierten Getränke nicht mehr außerhalb ihres
bezeichneten Ursprungsgebiets hergestellt werden.

(2) Bei Spirituosen und aromatisierten Getränken, die gemäß
diesem Abkommen hergestellt, bezeichnet und aufgemacht
wurden, deren Bezeichnung oder Aufmachung jedoch nach
einer Änderung des Abkommens dessen Bestimmungen nicht
mehr entspricht, dürfen die vorhandenen Restbestände
vermarktet werden, soweit die Vertragsparteien nicht etwas
anderes vereinbaren.
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Protokoll zu dem Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Republik Kroatien
über gegenseitige Anerkennung, Schutz und Kontrolle der Bezeichnungen von Spirituosen und

aromatisierten Getränken

DIE VERTRAGSPARTEIEN SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN:

Im Sinne von Artikel 15 Buchstabe b) des Abkommens gelten als kleine Mengen:

1. Spirituosen und aromatisierte Getränke in etikettierten Behältnissen von 5 Litern oder weniger, versehen
mit einem nicht wieder verwendbaren Verschluss, sofern die in einer einzigen oder mehreren getrennten
Sendungen transportierte Gesamtmenge 10 Liter nicht übersteigt;

2. a) Erzeugnismengen, die im persönlichen Reisegepäck mitgeführt werden, bis zu höchstens 10 Litern je
Reisenden;

b) Erzeugnismengen, die zwischen Privatpersonen versandt werden, bis zu höchstens 10 Litern;

c) Erzeugnismengen, die zum Umzugsgut von Personen gehören;

d) Erzeugnismengen, die für wissenschaftliche oder technische Versuchszwecke eingeführt werden, bis
zu höchstens einem Hektoliter;

e) für diplomatische, konsularische oder ähnliche Einrichtungen bestimmte Erzeugnisse, die im Rahmen
der ihnen eingeräumten Freimengen eingeführt werden;

f) Erzeugnismengen, die sich im Bordvorrat internationaler Transportmittel befinden.

Der Freistellungsfall nach Nummer 1 kann nicht zugleich mit einem oder mehreren der Freistellungsfälle
nach Nummer 2 in Anspruch genommen werden.



DE Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 27.12.2001L 342/60

BESCHLUSS DES RATES
vom 3. Dezember 2001

über den Abschluss eines Zusatzprotokolls zur Anpassung der Handelsaspekte des Interimsabkom-
mens zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Republik Kroatien aufgrund der Ergeb-
nisse der Verhandlungen zwischen den Parteien über gegenseitige präferenzielle Zugeständnisse für
bestimmte Weine, über gegenseitige Anerkennung, Schutz und Kontrolle von Weinnamen und
über gegenseitige Anerkennung, Schutz und Kontrolle von Bezeichnungen für Spirituosen und

aromatisierte Getränke

(2001/919/EG)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 133 in Verbindung mit
Artikel 300 Absatz 2 Unterabsatz 1 Satz 1 und Artikel 300
Absatz 4,

auf Vorschlag der Kommission,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Das Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommen
zwischen den Europäischen Gemeinschaften und ihren
Mitgliedstaaten einerseits und der Republik Kroatien
andererseits, nachstehend „Stabilisierungs- und Assoziie-
rungsabkommen“ genannt, ist am 14. Mai 2001 para-
phiert und am 29. Oktober 2001 unterzeichnet worden.
Nach Artikel 27 Absatz 4 des Stabilisierungs- und Asso-
ziierungsabkommens muss die Handelsregelung für
Wein und Spirituosen noch festgelegt werden.

(2) Ein Interimsabkommen soll gewährleisten, dass sich die
Handelsbeziehungen durch Schaffung eines vertraglichen
Verhältnisses entwickeln können und die Bestimmungen
des Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommens über
Handel und handelsbezogene Fragen so rasch wie
möglich angewendet werden. Dieses Interimsabkommen
wurde am 10. Juli 2001 paraphiert und am 29. Oktober
2001 in Luxemburg unterzeichnet. In Artikel 14 Absatz
4 des Interimsabkommens wird wiederholt, dass ein
gesondertes Abkommen über Wein und Spirituosen
geschlossen werden soll.

(3) Entsprechend den vom Rat am 13. November 2000
festgelegten Verhandlungsdirektiven haben sich die
Kommission und die Republik Kroatien am 20. April
2001 über neue gegenseitige Handelszugeständnisse für
bestimmte Weine und über gegenseitige Anerkennung,
Schutz und Kontrolle von Weinnamen und Spirituosen-
bezeichnungen geeinigt. Aus Gründen der Kohärenz mit
dem Stabilisierungsprozess als Ganzem sollten die
Verhandlungsergebnisse in Form eines Zusatzprotokolls
in den Rahmen des Interimsabkommens einbezogen
werden.

(4) Die Durchführungsvorschriften zu den präferenziellen
Handelszugeständnissen für bestimmte Weine sollten
von der Kommission mit Unterstützung des durch

Artikel 248a der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des
Rates vom 12. Oktober 1992 zur Festlegung des Zoll-
kodex der Gemeinschaften (1) eingesetzten Zollkodex-
Ausschusses unbeschadet des Artikels 62 der Verord-
nung (EG) Nr. 1493/1999 des Rates vom 17. Mai 1999
über die gemeinsame Marktorganisation für Wein (2)
erlassen werden. Die Kommission muss die notwendigen
Änderungen und technischen Anpassungen an den
Durchführungsvorschriften vornehmen, die sich aus
neuen Präferenzabkommen, Protokollen, Briefwechseln
und anderen Rechtsakten, die zwischen der Europä-
ischen Gemeinschaft und der Republik Kroatien
geschlossen werden, ergeben könnten oder die infolge
von Änderungen an der Kombinierten Nomenklatur
bzw. den TARIC-Codes erforderlich werden.

(5) Zur leichteren Durchführung bestimmter Vorschriften
des Protokolls sollte die Kommission ermächtigt werden,
im Namen der Gemeinschaft Beschlüsse zur Änderung
der Listen und Protokolle zu dem Abkommen über
gegenseitige Anerkennung, Schutz und Kontrolle von
Weinnamen (Anhang II des Protokolls) und zu dem
Abkommen über gegenseitige Anerkennung, Schutz und
Kontrolle von Bezeichnungen für Spirituosen und
aromatisierte Getränke (Anhang III des Protokolls) zu
genehmigen. Beim Erlass dieser Rechtsakte sollte die
Kommission vom Verwaltungsausschuss für Wein nach
Artikel 74 der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 einer-
seits bzw. vom Ausschuss für die Durchführung der
Bestimmungen über Spirituosen nach Artikel 13 der
Verordnung (EWG) Nr. 1576/89 des Rates vom 29. Mai
1989 zur Festlegung der allgemeinen Regeln für die
Begriffsbestimmung, Bezeichnung und Aufmachung von
Spirituosen (3) sowie vom Ausschuss für die Durchfüh-
rung der Bestimmungen über aromatisierte Getränke
nach Artikel 12 der Verordnung (EWG) Nr. 1601/1991
des Rates vom 10. Juni 1991 zur Festlegung der allge-
meinen Regeln für die Begriffsbestimmung, Bezeichnung
und Aufmachung aromatisierter weinhaltiger Getränke
und aromatisierter weinhaltiger Cocktails (4) andererseits
unterstützt werden.

(1) ABl. L 302 vom 19.10.1992, S. 1. Verordnung zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 2700/2000 (ABl. L 311 vom
12.12.2000, S. 17).

(2) ABl. L 179 vom 14.7.1999, S. 1. Verordnung zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 2826/2000 (ABl. L 328 vom
23.12.2000, S. 2).

(3) ABl. L 160 vom 12.6.1989, S. 1. Verordnung zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 3378/94 des Europäischen Parla-
ments und des Rates (ABl. L 366 vom 31.12.1994, S. 1).

(4) ABl. L 149 vom 14.6.1991, S. 1. Verordnung zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 2061/96 des Europäischen Parla-
ments und des Rates (ABl. L 277 vom 30.10.1996,
S. 1).
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(6) Die zur Durchführung dieses Beschlusses erforderlichen
Maßnahmen sollten gemäß dem Beschluss 1999/468/EG
des Rates vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der Modali-
täten für die Ausübung der der Kommission übertra-
genen Durchführungsbefugnisse (1) erlassen werden —

BESCHLIESST:

Artikel 1

Das Zusatzprotokoll zur Anpassung der Handelsaspekte des
Interimsabkommens zwischen der Europäischen Gemeinschaft
und der Republik Kroatien der Ergebnisse der Verhandlungen
zwischen den Parteien über gegenseitige präferenzielle Zuge-
ständnisse für bestimmte Weine, über gegenseitige Anerken-
nung, Schutz und Kontrolle von Weinnamen und über gegen-
seitige Anerkennung, Schutz und Kontrolle von Bezeichnungen
für Spirituosen und aromatisierte Getränke (nachstehend
„Protokoll“ genannt), wird im Namen der Gemeinschaft geneh-
migt.

Der Wortlaut des Protokolls ist diesem Beschluss beigefügt.

Artikel 2

(1) Der Präsident des Rates wird ermächtigt, die Person zu
bestellen, die befugt ist, das Protokoll im Namen der Gemein-
schaft zu unterzeichnen, um die Zustimmung der Gemein-
schaft, durch dieses Abkommen gebunden zu sein, auszu-
drücken.

(2) Der Präsident des Rates nimmt die in Artikel 3 des
Protokolls vorgesehene Notifizierung seiner Genehmigung im
Namen der Gemeinschaft vor.

Artikel 3

Die Durchführungsbestimmungen zu den Zollkontingenten für
bestimmte in Anhang I des Protokolls bezeichnete Weine sowie
die Änderungen und technischen Anpassungen an den Durch-
führungsbestimmungen, die infolge von Änderungen der Codes
der Kombinierten Nomenklatur bzw. der TARIC-Untertei-
lungen erforderlich werden oder sich aus dem Abschluss neuer
Abkommen, Protokolle, Briefwechsel oder anderer Rechtsakte
zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Republik
Kroatien ergeben, werden von der Kommission unbeschadet
des Artikels 62 der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 nach dem
in Artikel 4 Absatz 2 dieses Beschlusses genannten Verfahren
erlassen.

Artikel 4

(1) Die Kommission wird von dem Ausschuss für den Zoll-
kodex nach Artikel 248a der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92
unterstützt.

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die
Artikel 4 und 7 des Beschlusses 1999/468/EG.

Der Zeitraum nach Artikel 4 Absatz 3 des Beschlusses 1999/
468/EG wird auf drei Monate festgesetzt.

(3) Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung.

Artikel 5

(1) Für die Zwecke der Beschlüsse, mit denen der Interims-
ausschuss nach Artikel 4 Absatz 7 und Artikel 14 Absatz 2
Buchstabe a) des Abkommens über gegenseitige Anerkennung,
Schutz und Kontrolle von Weinnamen die Listen der
geschützten Namen festlegt, wird der Standpunkt der Gemein-
schaft vom Rat auf Vorschlag der Kommission mit qualifi-
zierter Mehrheit festgelegt.

(2) Unbeschadet des Absatzes 1 schließt die Kommission in
Anwendung der Artikel 13 und 14 des Abkommens über
gegenseitige Anerkennung, Schutz und Kontrolle von Wein-
namen die notwendigen Rechtsakte zur Änderung der Listen
und des Protokolls zum Abkommen nach dem in Artikel 6
Absatz 2 dieses Beschlusses genannten Verfahren. Für alle
anderen in den genannten Artikeln erfassten Fälle wird der
Standpunkt der Gemeinschaft von der Kommission festgelegt
und vertreten.

Artikel 6

(1) Die Kommission wird von dem Verwaltungsausschuss
für Wein nach Artikel 74 der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999
unterstützt.

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die
Artikel 4 und 7 des Beschlusses 1999/468/EG.

Der Zeitraum nach Artikel 4 Absatz 3 des genannten
Beschlusses 1999/468/EG wird auf einen Monat festgesetzt.

(3) Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung.

Artikel 7

(1) Für die Zwecke der Beschlüsse, mit denen der Interims-
ausschuss nach Artikel 4 Absatz 5 und Artikel 14 Absatz 2
Buchstabe a) des Abkommens über gegenseitige Anerkennung,
Schutz und Kontrolle von Bezeichnungen für Spirituosen und
aromatisierte Getränke die Listen der geschützten Bezeich-
nungen festlegt, wird der Standpunkt der Gemeinschaft vom
Rat auf Vorschlag der Kommission mit qualifizierter Mehrheit
festgelegt.

(2) Unbeschadet des Absatzes 1 schließt die Kommission in
Anwendung der Artikel 13 und 14 des Abkommens über
gegenseitige Anerkennung, Schutz und Kontrolle von Bezeich-
nungen für Spirituosen und aromatisierte Getränke die notwen-
digen Rechtsakte zur Änderung der Listen und des Protokolls
zum Abkommen nach dem in Artikel 8 Absatz 2 dieses
Beschlusses genannten Verfahren. Für alle anderen in den
genannten Artikeln erfassten Fälle wird der Standpunkt der
Gemeinschaft von der Kommission festgelegt und vertreten.

Artikel 8

(1) Die Kommission wird von dem Ausschuss für die Durch-
führung der Bestimmungen über Spirituosen nach Artikel 13
der Verordnung (EWG) Nr. 1576/89 sowie von dem Ausschuss
für die Durchführung der Bestimmungen über aromatisierte
weinhaltige Getränke und aromatisierte weinhaltige Cocktails
nach Artikel 12 der Verordnung (EWG) Nr. 1601/91 unter-
stützt.(1) ABl. L 184 vom 17.7.1999, S. 23.
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(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die Artikel 5 und 7 des Beschlusses 1999/
468/EG.

Der Zeitraum nach Artikel 5 Absatz 6 des genannten Beschlusses 1999/468/EG wird auf einen Monat
festgesetzt.

(3) Die Ausschüsse geben sich eine Geschäftsordnung.

Artikel 9

Dieser Beschluss wird im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften veröffentlicht.

Geschehen zu Brüssel am 3. Dezember 2001.

Im Namen des Rates

Der Präsident

F. VANDENBROUCKE
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ZUSATZPROTOKOLL
zur Anpassung der Handelsaspekte des Interimsabkommens zwischen der Europäischen Gemein-
schaft und der Republik Kroatien aufgrund der Ergebnisse der Verhandlungen zwischen den
Parteien über gegenseitige präferenzielle Zugeständnisse für bestimmte Weine, über gegenseitige
Anerkennung, Schutz und Kontrolle von Weinnamen und über gegenseitige Anerkennung, Schutz

und Kontrolle von Bezeichnungen für Spirituosen und aromatisierte Getränke

DIE EUROPÄISCHE GEMEINSCHAFT, nachstehend „Gemeinschaft“ genannt,

einerseits, und

DIE REPUBLIK KROATIEN, nachstehend „Kroatien“ genannt,

andererseits,

beide nachstehend „Vertragsparteien“ genannt —

IN DER ERWÄGUNG, dass das Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommen zwischen den Europäischen Gemeinschaften
und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Republik Kroatien andererseits am 14. Mai 2001 in Brüssel paraphiert und
am 29. Oktober 2001 in Luxemburg unterzeichnet worden ist,

IN DER ERWÄGUNG, dass gemäß Artikel 27 Absatz 4 des Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommens die Aushand-
lung eines gesonderten Abkommens über Wein und Spirituosen noch aussteht,

IN DER ERWÄGUNG, dass ein Interimsabkommen die Entwicklung der Handelsbeziehungen durch Schaffung eines
vertraglichen Verhältnisses zu gewährleisten und die Bestimmungen des Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommens
über Handel und handelsbezogene Fragen so rasch wie möglich zur Anwendung bringen wird. Jenes Interimsabkommen
wurde am 10. Juli 2001 paraphiert und am 29. Oktober 2001 unterzeichnet und sollte ab 1. Januar 2002 gelten. In
Artikel 14 Absatz 4 des Interimsabkommens wird nochmals auf die Absicht verwiesen, dass ein gesondertes Abkommen
über Wein und Spirituosen geschlossen werden soll,

IN DER ERWÄGUNG, dass auf dieser Grundlage Verhandlungen zwischen den Vertragsparteien aufgenommen und
erfolgreich abgeschlossen wurden,

IN DER ERWÄGUNG, dass aus Gründen der Kohärenz mit dem Stabilisierungsprozess als Ganzem die Vereinbarung über
Wein und Spirituosen in Form eines Protokolls in den Rahmen des Interimsabkommens einbezogen werden sollte,

IN DER ERWÄGUNG, dass dieses Protokoll über Wein und Spirituosen zum gleichen Zeitpunkt wie das Interimsab-
kommen in Kraft treten sollte,

IN DER ERWÄGUNG, dass es daher notwendig ist, die Bestimmungen des Protokolls so rasch wie möglich umzusetzen,

IN DEM WUNSCH, die Vermarktungsbedingungen für Wein, Spirituosen und aromatisierte Getränke auf ihrem jeweiligen
Markt nach den Grundsätzen von Qualität, beiderseitigem Nutzen und Gegenseitigkeit zu verbessern,

IN ANBETRACHT des Interesses beider Vertragsparteien am gegenseitigen Schutz und der Kontrolle von Weinnamen und
Bezeichnungen für Spirituosen und aromatisierte Getränke —

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN:

Artikel 1

Dieses Protokoll umfasst folgende Bestandteile:

1. ein Abkommen über gegenseitige präferenzielle Handelszugeständnisse für bestimmte Weine (Anhang I
zu diesem Protokoll);

2. ein Abkommen über gegenseitige Anerkennung, Schutz und Kontrolle von Weinnamen (Anhang II zu
diesem Protokoll);

3. ein Abkommen über gegenseitige Anerkennung, Schutz und Kontrolle von Bezeichnungen für Spiri-
tuosen und aromatisierte Getränke (Anhang III zu diesem Protokoll).

Die Listen gemäß Artikel 5 des unter Nummer 2 bzw. Artikel 5 des unter Nummer 3 genannten
Abkommens werden zu einem späteren Zeitpunkt erstellt und nach dem Verfahren in Artikel 13 und 14
der genannten Abkommen genehmigt.
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Artikel 2

Dieses Protokoll und seine Anhänge sind Bestandteil des Interimsabkommens.

Artikel 3

Dieses Protokoll wird von der Gemeinschaft und der Republik Kroatien nach ihren jeweiligen Verfahren
genehmigt. Die Vertragsparteien treffen die für seine Umsetzung erforderlichen Maßnahmen.

Die Vertragsparteien notifizieren einander den Abschluss ihrer jeweiligen Verfahren gemäß Absatz 1.

Artikel 4

Dieses Protokoll tritt zum gleichen Zeitpunkt wie das Interimsabkommen in Kraft und gilt ab dem gleichen
Zeitpunkt wie das Interimsabkommen.

Artikel 5

Dieses Protokoll ist in zwei Urschriften in dänischer, deutscher, englischer, finnischer, französischer,
griechischer, italienischer, niederländischer, portugiesischer, spanischer, schwedischer und kroatischer
Sprache abgefasst, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist.

Hecho en Zagreb, el siete de diciembre del dos mil uno.

Udfærdiget i Zagreb den syvende december to tusind og en.

Geschehen zu Zagreb am siebten Dezember zweitausendundeins.

Έγινε στο Ζάγκρεµπ, στις εφτά ∆εκεµβρίου δύο χιλιάδες ένα.

Done at Zagreb on the seventh day of December in the year two thousand and one.

Fait à Zagreb, le sept décembre deux mille un.

Fatto a Zagabria, addì sette dicembre duemilauno.

Gedaan te Zagreb, de zevende december tweeduizendeneen.

Feito em Zagrebe, em sete de Dezembro de dois mil e um.

Tehty Zagrebissa seitsemäntenä päivänä joulukuuta vuonna kaksituhattayksi.

Som skedde i Zagreb den sjunde december tjugohundraett.

Sastavljeno u Zagrebu dana sedmog prosinca dvijetisuće i prve godine.
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Por la Comunidad Europea

For Det Europæiske Fællesskab

Für die Europäische Gemeinschaft

Για την Ευρωπαϊκή Κοινότητα

For the European Community

Pour la Communauté européenne

Per la Comunità europea

Voor de Europese Gemeenschap

Pela Comunidade Europeia

Euroopan yhteisön puolesta

På Europeiska gemenskapens vägnar

Za Republiku Hrvatsku
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KN-Code Warenbezeichnung Geltender
Zollsatz

Menge für das
Jahr 2002

(hl)

Jährliche
Erhöhung

(hl)

Sonder-
bestimmungen

Code des
kroatischen
Zolltarifs

Warenbezeichnung Geltender
Zollslatz

Menge für das
Jahr 2002

(hl)

Jährliche
Erhöhung

(hl)

Sonder-
bestimmungen

ABKOMMEN
zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Republik Kroatien über gegenseitige präferen-

zielle Handelszugeständnisse für bestimmte Weine

(1) Für die Einfuhr der nachstehenden Erzeugnisse mit Ursprung in der Republik Kroatien in die
Gemeinschaft werden folgende Zugeständnisse eingeräumt:

ex 2204 10 Qualitätsschaumwein zollfrei 30 000 10 000 (1) (2)

ex 2204 21 Wein aus frischen Wein-
trauben

ex 2204 29 Wein aus frischen Wein-
trauben

zollfrei 15 000 0 (2)

(1) Unter der Bedingung, dass im Vorjahr mindestens 80 % der in Betracht kommenden Menge genutzt worden sind, erfolgt die jährliche
Erhöhung, bis die Summe des Kontingents für die Positionen ex 2204 10 und ex 2204 21 und des Kontingents für die Position
ex 2204 29 eine Höchstmenge von 70 000 hl erreicht.

(2) Auf Antrag einer der beiden Vertragsparteien können Konsultationen stattfinden, um die Kontingente durch Mengenübertragung vom
Kontingent für die Position ex 2204 29 nach dem Kontingent für die Positionen ex 2204 10 und ex 2204 21 anzupassen.

(2) Die Gemeinschaft wendet innerhalb der unter Nummer 1 genannten Zollkontingente einen präferen-
ziellen Null-Zollsatz an, vorausgesetzt, für die Ausfuhr der betreffenden Mengen werden von der Republik
Kroatien keine Ausfuhrsubventionen gewährt.

(3) Für die Einfuhr der nachstehenden Erzeugnisse mit Ursprung in der Gemeinschaft in die Republik
Kroatien werden folgende Zugeständnisse eingeräumt:

ex 2204 10 Qualitätsschaumwein zollfrei 8 000 800 (1)

ex 2204 21 Wein aus frischen Wein-
trauben

(1) Unter der Bedingung, dass im Vorjahr mindestens 80 % der in Betracht kommenden Menge genutzt worden sind, erfolgt die jährliche
Erhöhung, bis das Kontingent eine Höchstmenge von 12 000 hl erreicht.

(4) Die Republik Kroatien wendet innerhalb der unter Nummer 3 genannten Zollkontingente einen
präferenziellen Null-Zollsatz an, vorausgesetzt, für die Ausfuhr der betreffenden Mengen werden von der
Gemeinschaft keine Ausfuhrsubventionen gewährt.

(5) Dieses Abkommen erstreckt sich auf Wein, der

a) aus frischen Weintrauben bereitet worden ist, die vollständig im Gebiet der betreffenden Vertragspartei
erzeugt und geerntet wurden, und

b) i) Ursprungserzeugnis der Europäischen Union ist und in Übereinstimmung mit den Regeln für die
önologischen Verfahren und Behandlungen gemäß Titel V der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 des
Rates vom 17. Mai 1999 über die gemeinsame Marktorganisation für Wein (1) bereitet wurde;

ii) Ursprungserzeugnis der Republik Kroatien ist und in Übereinstimmung mit den Regeln für die
önologischen Verfahren und Behandlungen gemäß den kroatischen Rechtsvorschriften bereitet
wurde. Diese önologischen Verfahren und Behandlungen müssen mit dem Gemeinschaftsrecht im
Einklang stehen.

(1) ABl. L 179 vom 14.7.1999, S. 1. Verordnung zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 2826/2000 (ABl. L
328 vom 23.12.2000, S. 2).

ANHANG I
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(6) Die Einfuhr von Wein, für den die Zugeständnisse dieses Abkommens gelten, wird abhängig gemacht
von der Vorlage einer Bescheinigung einer beiderseitig anerkannten amtlichen Stelle, die in einem einver-
nehmlich erstellten Verzeichnis aufgeführt ist; aus dieser Bescheinigung muss hervorgehen, dass der
betreffende Wein den Bestimmungen von Nummer 5 Buchstabe b) entspricht.

(7) Die Vertragsparteien prüfen unter Berücksichtigung der Entwicklung ihres gegenseitigen Weinhandels
die Möglichkeiten, einander weitere Zugeständnisse einzuräumen.

(8) Die Vertragsparteien tragen dafür Sorge, dass die gegenseitig eingeräumten Zugeständnisse nicht
durch andere Maßnahmen beeinträchtigt werden.

(9) Auf Antrag einer der beiden Vertragsparteien finden Konsultationen über etwaige Probleme im
Zusammenhang mit der Durchführung dieses Abkommens statt.

(10) Dieses Abkommen gilt für die Gebiete, in denen der Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft angewendet wird, und nach Maßgabe jenes Vertrags einerseits sowie für das Gebiet der
Republik Kroatien andererseits.
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ABKOMMEN
zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Republik Kroatien über gegenseitige Anerken-

nung, Schutz und Kontrolle von Weinnamen

Artikel 1

Ziele

(1) Die Vertragsparteien kommen überein, auf der Grund-
lage der Nichtdiskriminierung und der Gegenseitigkeit die
Namen für Weine mit Ursprung in ihren Hoheitsgebieten nach
den Bestimmungen dieses Abkommens anzuerkennen, zu
schützen und zu kontrollieren.

(2) Die Vertragsparteien treffen alle erforderlichen allge-
meinen und besonderen Maßnahmen, um zu gewährleisten,
dass die Vorschriften dieses Abkommens eingehalten und
dessen Ziele verwirklicht werden.

Artikel 2

Anwendungs- und Geltungsbereich

Dieses Abkommen gilt für Weine der Position 2204 nach dem
am 14. Juni 1983 in Brüssel geschlossenen Internationalen
Übereinkommen über das Harmonisierte System zur Bezeich-
nung und Codierung der Waren („Harmonisiertes System“).

Artikel 3

Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieses Abkommens sind, soweit hierin nichts anderes
festgelegt ist:

a) „Wein mit Ursprung in“, gefolgt vom Namen einer der
Vertragsparteien: ein Wein, der im Gebiet der betreffenden
Vertragspartei aus Weintrauben bereitet worden ist, die
ausschließlich im Gebiet dieser Vertragspartei geerntet
wurden;

b) „geografische Angabe“: jede Angabe — einschließlich
Ursprungsbezeichnung - im Sinne von Artikel 22 Absatz 1
des Übereinkommens über handelsbezogene Aspekte der
Rechte des geistigen Eigentums (nachstehend „TRIPS-Über-
einkommen“ genannt), die in den Rechts- oder Verwaltungs-
vorschriften einer Vertragspartei für die Bezeichnung und
Aufmachung eines Weins mit Ursprung im Gebiet dieser
Partei anerkannt ist;

c) „traditioneller Begriff“: ein im Anhang aufgeführter traditio-
nell verwendeter Name, der sich insbesondere auf die Erzeu-
gungsmethode oder die Qualität, Farbe oder Art eines
Weins bezieht sowie ausreichend unterscheidbar und/oder
bekannt und in den Rechts- und Verwaltungsvorschriften
einer Vertragspartei für die Bezeichnung und Aufmachung
eines Weins mit Ursprung im Gebiet dieser Vertragspartei
anerkannt ist;

d) „geschützter Name“: eine geografische Angabe oder ein
traditioneller Begriff nach Buchstabe b) bzw. c), die
aufgrund dieses Abkommens geschützt sind;

e) „homonym“: gleich lautende oder zum Verwechseln
ähnliche geschützte Namen für verschiedene Ursprungsorte
oder verschiedene Weine mit Ursprung in den jeweiligen
Gebieten der Vertragsparteien;

f) „Bezeichnung“: die Angaben, die zur Beschreibung eines
Weins auf dem Etikett, in den Begleitpapieren beim Trans-
port, in den Geschäftspapieren, insbesondere den Rech-
nungen und Lieferscheinen, sowie in der Werbung
verwendet werden;

g) „Etikettierung“: alle Bezeichnungen und anderen Hinweise,
Zeichen, grafischen Darstellungen oder Marken, die der
Unterscheidung eines Weines dienen und auf dem Behältnis
einschließlich seines Verschlusses, eines Anhängers oder des
Überzugs am Flaschenhals erscheinen;

h) „Aufmachung“: die Angaben oder Zeichen, die auf den
Behältnissen einschließlich ihres Verschlusses, auf der Etiket-
tierung und auf der Verpackung verwendet werden;

i) „Verpackung“: die schützenden Umhüllungen, wie
Einschlagpapier, Strohhülsen aller Art, Kartons und Kisten,
die zum Transport eines oder mehrerer Behältnisse und/
oder zu ihrer Feilbietung beim Verkauf an den Endverbrau-
cher verwendet werden;

j) „Marke“:

— eine eingetragene Marke im Sinne der Rechtsvorschriften
einer Vertragspartei,

— eine gewohnheitsrechtliche Marke, die nach den Rechts-
vorschriften einer Vertragspartei geschützt ist, und

— eine allgemein bekannte Marke im Sinne von Artikel
6bis der Pariser Verbandsübereinkunft zum Schutz des
gewerblichen Eigentums (1967).

TITEL I

GEGENSEITIGER SCHUTZ DER WEINNAMEN

Artikel 4

Grundsätze

(1) Unbeschadet der Artikel 22 und 23 des TRIPS-Überein-
kommens im Anhang I C des Übereinkommens zur Errichtung
der Welthandelsorganisation treffen die Vertragsparteien alle
erforderlichen Maßnahmen, um gemäß jenem Anhang den
gegenseitigen Schutz der Namen nach Artikel 5 zu gewährleis-
ten, die zur Bezeichnung und Aufmachung von Weinen mit
Ursprung im Gebiet der Vertragsparteien verwendet werden. Zu
diesem Zweck stellt jede Vertragspartei den Beteiligten geeig-
nete Rechtsmittel zur Verfügung, um einen wirksamen Schutz
sicherzustellen und die Verwendung einer geografischen
Angabe oder eines traditionellen Begriffs für einen Wein zu
verhindern, für den die betreffende Angabe bzw. der betref-
fende Begriff nicht gilt.

ANHANG II
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(2) In Kroatien sind die geschützten Namen der Gemein-
schaft

a) ausschließlich den Weinen mit Ursprung in der Gemein-
schaft vorbehalten, auf die sie sich beziehen, und

b) dürfen nur gemäß den Rechts- und Verwaltungsvorschriften
der Gemeinschaft verwendet werden.

(3) In der Gemeinschaft sind die geschützten Namen Kroa-
tiens

a) ausschließlich den Weinen mit Ursprung in Kroatien vorbe-
halten, auf die sie sich beziehen, und

b) dürfen nur gemäß den Rechts- und Verwaltungsvorschriften
Kroatiens verwendet werden.

(4) Der Schutz gemäß diesem Abkommen verbietet insbe-
sondere die Verwendung von geschützten Namen für Weine,
deren Ursprung nicht dem angegebenen geografischen Gebiet
bzw. dem Ort der traditionellen Verwendung des Begriffs
entspricht, auch wenn

— der tatsächliche Ursprung des Weins angegeben ist,

— die betreffende geografische Angabe in Übersetzung
verwendet wird,

— der Name in Verbindung mit Ausdrücken wie „Art“, „Typ“,
„Stil“, „Imitat“, „Methode“ oder dergleichen benutzt wird.

(5) Bei homonymen geografischen Angaben gilt Folgendes:

a) Sind nach diesem Abkommen geschützte Angaben
homonym, so wird jede Angabe geschützt, sofern ihre
Verwendung herkömmlich und üblich ist und der Verbrau-
cher hinsichtlich des tatsächlichen Ursprungs des Weins
nicht irregeführt wird.

b) Sind nach diesem Abkommen geschützte Angaben mit dem
Namen eines geografischen Gebiets außerhalb der Gebiete
der Vertragsparteien homonym, so darf ein solcher Name
zur Bezeichnung und Aufmachung eines in dem betref-
fenden geografischen Gebiet erzeugten Weines verwendet
werden, sofern diese Verwendung herkömmlich und üblich
und vom Ursprungsland geregelt ist und beim Verbraucher
nicht den Eindruck erweckt, der Wein stamme aus dem
Gebiet der betreffenden Vertragspartei.

(6) Bei homonymen traditionellen Begriffen gilt Folgendes:

a) Sind nach diesem Abkommen geschützte Begriffe
homonym, so wird jeder Begriff geschützt, sofern seine
Verwendung herkömmlich und üblich ist und der Verbrau-
cher hinsichtlich des tatsächlichen Ursprungs des Weins
nicht irregeführt wird.

b) Sind nach diesem Abkommen geschützte Begriffe mit einem
Namen homonym, der für einen nicht aus den Gebieten der
Vertragsparteien stammenden Wein verwendet wird, so darf
ein solcher Name zur Bezeichnung und Aufmachung des
Weins verwendet werden, sofern diese Verwendung
herkömmlich und üblich und vom Ursprungsland geregelt
ist und beim Verbraucher nicht den Eindruck erweckt, der

Wein stamme aus dem Gebiet der betreffenden Vertrags-
partei.

(7) Der Interimsausschuss kann durch Beschluss praktische
Regeln zur Unterscheidung zwischen den homonymen
Angaben und Begriffen nach Absatz 5 bzw. Absatz 6 festlegen,
wobei die betreffenden Erzeuger gleich zu behandeln sind und
die Verbraucher nicht irregeführt werden dürfen.

(8) Dieses Abkommen beeinträchtigt in keiner Weise das
Recht einer Person, im Handel ihren Namen oder den Namen
ihres Geschäftsvorgängers zu benutzen, es sei denn, der Name
wird so verwendet, dass die Verbraucher irregeführt werden.

(9) Dieses Abkommen verpflichtet keine der Vertragspar-
teien, eine geografische Angabe oder einen traditionellen
Begriff der anderen Vertragspartei zu schützen, die bzw. der in
ihrem bzw. seinem Ursprungsland nicht oder nicht mehr
geschützt oder dort ungebräuchlich geworden ist.

(10) Die Vertragsparteien verzichten darauf, die Bestim-
mungen von Artikel 24 Absätze 4 bis 7 des TRIPS-Überein-
kommens in Anspruch zu nehmen, um den Schutz eines
Namens der anderen Vertragspartei für unter dieses
Abkommen fallende Erzeugnisse abzulehnen.

Artikel 5

Geschützte Namen

Folgende Namen von Weinen werden geschützt:

a) mit Ursprung in der Gemeinschaft:

— die Bezeichnungen für den Mitgliedstaat, aus dem der
Wein stammt,

— die in den zu diesem Zweck erstellten Listen aufge-
führten geografischen Angaben und traditionellen
Begriffe.

b) mit Ursprung in Kroatien:

— der Name „Kroatien“ oder andere Bezeichnungen für
dieses Land,

— die in den zu diesem Zweck erstellten Listen aufge-
führten geografischen Angaben und traditionellen
Begriffe.

Artikel 6

Marken

(1) Die Eintragung einer Marke für einen Wein, die einen
nach diesem Abkommen geschützten Namen beinhaltet oder
bildet, wird abgelehnt oder auf Antrag einer Vertragspartei
aufgehoben, wenn der betreffende Wein

— nicht aus dem in der geografischen Angabe genannten Ort
stammt bzw.

— nicht dem verwendeten traditionellen Begriff entspricht.
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(2) Eine in gutem Glauben spätestens am 31. Dezember
1995 eingetragene Marke darf jedoch bis zum 31. Dezember
2005 weiter verwendet werden, sofern sie seit ihrer Eintragung
tatsächlich ununterbrochen benutzt wurde.

Artikel 7

Ausfuhren

Wird Wein mit Ursprung in den Gebieten der Vertragsparteien
ausgeführt und in Drittländern vermarktet, so treffen die
Vertragsparteien alle erforderlichen Maßnahmen, um zu
gewährleisten, dass die nach Artikel 5 geschützten Namen einer
Vertragspartei nicht zur Bezeichnung und Aufmachung eines
Weins mit Ursprung im Gebiet der anderen Vertragspartei
verwendet werden.

Artikel 8

Ausdehnung des Schutzes

Soweit es die einschlägigen Rechtsvorschriften der Vertragspar-
teien zulassen, gilt der Schutz aufgrund dieses Abkommens
auch zugunsten von natürlichen und juristischen Personen,
Verbänden, Vereinigungen und Einrichtungen von Erzeugern,
Händlern oder Verbrauchern mit Sitz im Gebiet der anderen
Vertragspartei.

Artikel 9

Durchsetzung

(1) Stellt eine nach Artikel 11 benannte zuständige Stelle
fest, dass die Bezeichnung oder Aufmachung eines Weins,
insbesondere bei der Etikettierung, in amtlichen Dokumenten,
in Geschäftspapieren oder in der Werbung, gegen dieses
Abkommen verstößt, so leiten die Vertragsparteien die erfor-
derlichen Verwaltungs- und/oder Gerichtsverfahren ein, um
unlauteren Wettbewerb zu bekämpfen oder eine missbräuch-
liche Verwendung geschützter Namen auf jede andere Weise zu
verhindern.

(2) Die Verfahren nach Absatz 1 werden insbesondere
eingeleitet, wenn

a) die Übersetzung von Bezeichnungen, die in den Rechtsvor-
schriften der Gemeinschaft oder Kroatiens vorgesehen sind,
in der oder den Sprachen der anderen Vertragspartei ein
Wort ergibt, das eine Irreführung über Ursprung, Art oder
Qualität des so bezeichneten oder aufgemachten Weines
hervorrufen kann;

b) Bezeichnungen, Marken, Namen, Aufschriften oder Abbil-
dungen, die mittelbar oder unmittelbar falsche oder irrefüh-
rende Angaben über Herkunft, Ursprung, Art, Rebsorte oder
wesentliche Eigenschaften des Weins enthalten, auf den
Behältnissen oder der Verpackung, in der Werbung oder in
amtlichen Dokumenten oder Geschäftspapieren für Weine
verwendet werden, deren Namen nach diesem Abkommen
geschützt sind;

c) Behältnisse oder Verpackungen verwendet werden, die eine
Irreführung über den Ursprung des Weins hervorrufen
können.

(3) Die Anwendung der Absätze 1 und 2 schließt nicht aus,
dass die in Artikel 8 genannten Personen und Organisationen

geeignete Maßnahmen in den Gebieten der Vertragsparteien
einschließlich eines gerichtlichen Vorgehens ergreifen können.

Artikel 10

Andere innerstaatliche Rechtsvorschriften und internatio-
nale Übereinkünfte

Soweit die Vertragsparteien nichts anderes vereinbaren, schließt
dieses Abkommen nicht aus, dass sie für die nach diesem
Abkommen geschützten Namen in ihren innerstaatlichen
Rechtsvorschriften oder in anderen internationalen Überein-
künften jetzt oder künftig einen weiter gehenden Schutz
gewähren.

TITEL II

ÜBERWACHUNG UND AMTSHILFE ZWISCHEN DEN ZUSTÄN-
DIGEN BEHÖRDEN

Artikel 11

Zuständige Behörden

(1) Jede Vertragspartei benennt die Stellen, die die Einhal-
tung dieses Abkommens überwachen. Benennt eine Vertrags-
partei mehr als eine zuständige Stelle, so muss sie für die
Koordinierung der Arbeit dieser Stellen sorgen. Zu diesem
Zweck wird eine einzige Koordinationsstelle benannt.

(2) Die Vertragsparteien teilen einander spätestens zwei
Monate nach Inkrafttreten dieses Abkommens Namen und
Anschriften der genannten Stellen mit. Zwischen diesen Stellen
findet eine unmittelbare und enge Zusammenarbeit statt.

Artikel 12

Verstöße

(1) Hat eine der Stellen nach Artikel 11 den begründeten
Verdacht, dass

a) bei einem Wein, der Gegenstand des Handels zwischen
Kroatien und der Gemeinschaft ist oder war, dieses
Abkommen oder die Rechts- und Verwaltungsvorschriften
der Vertragsparteien nicht eingehalten werden und

b) diese Nichteinhaltung für die andere Vertragspartei von
besonderem Belang ist und Verwaltungs- und/oder Gerichts-
verfahren nach sich ziehen kann,

so unterrichtet sie unverzüglich die Kommission und die
zuständigen Stellen der anderen Vertragspartei.

(2) Den Informationen nach Absatz 1 sind amtliche Doku-
mente, Geschäftspapiere oder andere geeignete Unterlagen
beizufügen; ferner ist anzugeben, welche Verwaltungs- oder
Gerichtsverfahren gegebenenfalls eingeleitet wurden. Diese
Informationen müssen insbesondere folgende Angaben zu dem
betreffenden Wein umfassen:

a) Erzeuger und Besitzer des Weins,

b) Zusammensetzung und organoleptische Eigenschaften,

c) Bezeichnung und Aufmachung,

d) Art des Verstoßes gegen die Regeln über die Herstellung und
Vermarktung.
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TITEL III

VERWALTUNG DES ABKOMMENS

Artikel 13

Arbeitsgruppe

(1) Bis zum Inkrafttreten des Stabilisierungs- und Assoziie-
rungsabkommens wird eine Arbeitsgruppe beim Unteraus-
schuss für Landwirtschaft nach Artikel 41 des Interimsabkom-
mens eingesetzt.

(2) Die Arbeitsgruppe wacht über die ordnungsgemäße
Anwendung dieses Abkommens und prüft alle Fragen, die sich
bei seiner Durchführung ergeben können. Sie kann insbeson-
dere Empfehlungen aussprechen, die zur Verwirklichung der
Ziele dieses Abkommens beitragen.

Artikel 14

Aufgabe der Vertragsparteien

(1) Die Vertragsparteien bleiben entweder unmittelbar oder
über die Arbeitsgruppe nach Artikel 13 in allen Fragen der
Durchführung und Anwendung dieses Abkommens in Verbin-
dung.

(2) Dies bedeutet insbesondere, dass die Vertragsparteien

a) durch Beschluss des Interimsausschusses die Listen nach
Artikel 5 und das Protokoll zu diesem Abkommen festlegen
und anpassen, um etwaige Änderungen der Rechts- und
Verwaltungsvorschriften der Vertragsparteien zu berücksich-
tigen;

b) einander über ihre Absicht unterrichten, neue Regelungen
oder Änderungen bestehender Regelungen in öffentlichen
Belangen wie Gesundheits- oder Verbraucherschutz zu
beschließen, die Auswirkungen auf den Weinmarkt haben;

c) einander über die gerichtlichen Entscheidungen zur Anwen-
dung dieses Abkommens und über die Maßnahmen unter-
richten, die im Anschluss an diese Entscheidungen getroffen
worden sind.

(3) Im Rahmen dieses Abkommens können beide Vertrags-
parteien anhand der Erfahrungen bei seiner Anwendung
Vorschläge zur Erweiterung ihrer Zusammenarbeit im Wein-
sektor unterbreiten.

(4) Die nach Absatz 2 Buchstabe a) gefassten Beschlüsse
sind für die Vertragsparteien verbindlich; diese treffen die erfor-
derlichen Maßnahmen zu ihrer Durchführung.

TITEL IV

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 15

Durchfuhr kleiner Mengen

Dieses Abkommen gilt nicht für Weine, die

a) sich auf der Durchfuhr durch das Gebiet einer Vertragspartei
befinden oder

b) ihren Ursprung im Gebiet einer Vertragspartei haben und
unter den Bedingungen und nach den Verfahren des Proto-
kolls in kleinen Mengen zwischen den Vertragsparteien
versandt werden.

Artikel 16

Anwendungsgebiete

Dieses Abkommen gilt für die Gebiete, in denen der Vertrag
zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft angewendet
wird, und nach Maßgabe jenes Vertrags einerseits sowie für das
Gebiet der Republik Kroatien andererseits.

Artikel 17

Nichteinhaltung

(1) Ist eine Vertragspartei der Ansicht, dass die andere Partei
einer Verpflichtung aus diesem Abkommen nicht nachge-
kommen ist, so treten die Vertragsparteien zu Konsultationen
zusammen.

(2) Die Vertragspartei, die die Konsultationen beantragt,
übermittelt der anderen Partei alle zweckdienlichen Angaben
zur eingehenden Prüfung der Angelegenheit.

(3) Falls eine Verzögerung eine Gefahr für die menschliche
Gesundheit bedeuten oder die Wirksamkeit von Maßnahmen
zur Betrugsbekämpfung beeinträchtigen könnte, können die
Vertragsparteien ohne vorherige Konsultation geeignete einst-
weilige Schutzmaßnahmen treffen, sofern Konsultationen
unmittelbar nach Ergreifen dieser Maßnahmen stattfinden.

(4) Haben die Vertragsparteien nach Ablauf der Konsulta-
tionen gemäß den Absätzen 1 und 3 keine Einigung erzielt, so
kann die Partei, die die Konsultationen beantragt oder einstwei-
lige Maßnahmen nach Absatz 3 getroffen hat, geeignete
Schutzmaßnahmen ergreifen, um die ordnungsgemäße Anwen-
dung dieses Abkommens zu ermöglichen.

Artikel 18

Vermarktung vorhandener Bestände

(1) Bei Weinen, die bei Inkrafttreten dieses Abkommens
nach den innerstaatlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften
der Vertragsparteien in einer Weise erzeugt, bereitet, bezeichnet
und aufgemacht sind, die gemäß dem Abkommen unzulässig
ist, dürfen die vorhandenen Restbestände vermarktet werden.

(2) Bei Weinen, die gemäß diesem Abkommen erzeugt,
bereitet, bezeichnet und aufgemacht wurden, deren Erzeugung,
Bezeichnung oder Aufmachung jedoch nach einer Änderung
des Abkommens dessen Bestimmungen nicht mehr entspricht,
dürfen die vorhandenen Restbestände vermarktet werden,
soweit die Vertragsparteien nicht etwas anderes vereinbaren.
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Protokoll zu dem Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Republik Kroatien
über gegenseitige Anerkennung, Schutz und Kontrolle von Weinnamen

DIE VERTRAGSPARTEIEN SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN:

Im Sinne von Artikel 15 Buchstabe b) des Abkommens gelten als kleine Mengen:

1. Weine in etikettierten Behältnissen von 5 Litern oder weniger, versehen mit einem nicht wieder
verwendbaren Verschluss, sofern die in einer einzigen oder mehreren getrennten Sendungen transpor-
tierte Gesamtmenge 50 Liter nicht übersteigt;

2. a) Erzeugnismengen, die im persönlichen Reisegepäck mitgeführt werden, bis zu höchstens 30 Litern je
Reisenden;

b) Erzeugnismengen, die zwischen Privatpersonen versandt werden, bis zu höchstens 30 Litern;

c) Erzeugnismengen, die zum Umzugsgut von Personen gehören;

d) Erzeugnismengen, die für wissenschaftliche oder technische Versuchszwecke eingeführt werden, bis
zu höchstens einem Hektoliter;

e) für diplomatische, konsularische oder ähnliche Einrichtungen bestimmte Erzeugnisse, die im Rahmen
der ihnen eingeräumten Freimengen eingeführt werden;

f) Erzeugnismengen, die sich im Bordvorrat internationaler Transportmittel befinden.

Der Freistellungsfall nach Nummer 1 kann nicht zugleich mit einem oder mehreren der Freistellungsfälle
nach Nummer 2 in Anspruch genommen werden.
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ABKOMMEN
zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Republik Kroatien über gegenseitige Anerken-
nung, Schutz und Kontrolle von Bezeichnungen für Spirituosen und aromatisierte Getränke

Artikel 1

Ziele

(1) Die Vertragsparteien kommen überein, auf der Grund-
lage der Nichtdiskriminierung und der Gegenseitigkeit die
Bezeichnungen für Spirituosen und aromatisierte Getränke mit
Ursprung in ihren Hoheitsgebieten nach den Bestimmungen
dieses Abkommens anzuerkennen, zu schützen und zu
kontrollieren.

(2) Die Vertragsparteien treffen alle erforderlichen allge-
meinen und besonderen Maßnahmen, um zu gewährleisten,
dass die Vorschriften dieses Abkommens eingehalten und
dessen Ziele verwirklicht werden.

Artikel 2

Anwendungs- und Geltungsbereich

Dieses Abkommen gilt für

a) Spirituosen der Position 2208 nach dem am 14. Juni 1983
in Brüssel geschlossenen Internationalen Übereinkommen
über das Harmonisierte System zur Bezeichnung und Codie-
rung der Waren, wie sie definiert sind

— für die Gemeinschaft in der Verordnung (EWG) Nr.
1576/89 des Rates vom 29. Mai 1989 zur Festlegung
der allgemeinen Regeln für die Begriffsbestimmung,
Bezeichnung und Aufmachung von Spirituosen (1),

— für Kroatien in der Verordnung über die Qualität von
Spirituosen (Gesetzblatt der Sozialistischen Föderativen
Republik Jugoslawien Nr. 16/88 und 63/88), im Wein-
gesetz (Narodne novine Nr. 96/96) und in den Verord-
nungen zum Weingesetz (Narodne novine Nr. 96/96,
7/97, 117/97 und 57/00);

b) aromatisierte Weine, aromatisierte weinhaltige Getränke
und aromatisierte weinhaltige Cocktails (nachstehend
„aromatisierte Getränke“ genannt) der Positionen 2205 und
ex 2206 nach dem am 14. Juni 1983 in Brüssel geschlos-
senen Internationalen Übereinkommen über das Harmoni-
sierte System zur Bezeichnung und Codierung der Waren,
wie sie definiert sind

— für die Gemeinschaft in der Verordnung (EWG) Nr.
1601/91 des Rates vom 10. Juni 1991 zur Festlegung
der allgemeinen Regeln für die Begriffsbestimmung,
Bezeichnung und Aufmachung aromatisierter weinhal-

tiger Getränke und aromatisierter weinhaltiger Cock-
tails (2),

— für Kroatien in der Verordnung über die Qualität von
Spirituosen (Gesetzblatt der Sozialistischen Föderativen
Republik Jugoslawien Nr. 16/88 und 63/88), im Wein-
gesetz (Narodne novine Nr. 96/96) und in den Verord-
nungen zum Weingesetz (Narodne novine Nr. 96/96,
7/97, 117/97 und 57/00).

Artikel 3

Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieses Abkommens sind

a) „Spirituose mit Ursprung in“, gefolgt vom Namen einer der
Vertragsparteien: eine Spirituose, die im Gebiet der betref-
fenden Vertragspartei hergestellt worden ist;

b) „aromatisiertes Getränk mit Ursprung in“, gefolgt vom
Namen einer der Vertragsparteien: ein aromatisiertes
Getränk, das im Gebiet der betreffenden Vertragspartei
hergestellt worden ist;

c) „Bezeichnung“: die Angaben, die zur Beschreibung einer
Spirituose oder eines aromatisierten Getränkes auf dem
Etikett, gegebenenfalls in den Begleitpapieren beim Trans-
port, in den Geschäftspapieren, insbesondere den Rech-
nungen und Lieferscheinen, sowie in der Werbung
verwendet werden;

d) „homonym“: gleich lautende oder zum Verwechseln
ähnliche geschützte Bezeichnungen für verschiedene
Ursprungsorte oder verschiedene Spirituosen bzw. aromati-
sierte Getränke mit Ursprung in den jeweiligen Gebieten der
Vertragsparteien;

e) „Etikettierung“: alle Bezeichnungen und anderen Hinweise,
Zeichen, Symbole, Abbildungen oder Marken, die der Unter-
scheidung einer Spirituose oder eines aromatisierten
Getränkes dienen und auf dem Behältnis einschließlich
seines Verschlusses, eines Anhängers oder des Überzugs am
Flaschenhals erscheinen;

f) „Aufmachung“: die Angaben oder Zeichen, die auf den
Behältnissen einschließlich ihres Verschlusses, auf der Etiket-
tierung und auf der Verpackung verwendet werden;

g) „Verpackung“: die schützenden Umhüllungen, wie
Einschlagpapier, Strohhülsen aller Art, Kartons und Kisten,
die zum Transport eines oder mehrerer Behältnisse und/
oder zu ihrer Feilbietung beim Verkauf an den Endverbrau-
cher verwendet werden.

(1) ABl. L 160 vom 12.6.1989, S. 1. Verordnung zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 3378/94 des Europäischen Parla-
ments und des Rates (ABl. L 366 vom 31.12.1994, S. 1).

(2) ABl. L 149 vom 14.6.1991, S. 1. Verordnung zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 2061/96 des Europäischen Parla-
mens und des Rates (ABl. L 277 vom 30.10.1996, S. 1).

ANHANG III



DE Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 27.12.2001L 342/74

h) „Marke“:

— eine eingetragene Marke im Sinne der Rechtsvorschriften
einer Vertragspartei,

— eine gewohnheitsrechtliche Marke, die nach den Rechts-
vorschriften einer Vertragspartei geschützt ist, und

— eine allgemein bekannte Marke im Sinne von Artikel
6bis der Pariser Verbandsübereinkunft zum Schutz des
gewerblichen Eigentums (1967).

TITEL I

GEGENSEITIGER SCHUTZ DER BEZEICHNUNGEN VON SPIRI-
TUOSEN UND AROMATISIERTEN GETRÄNKEN

Artikel 4

Grundsätze

(1) Unbeschadet der Artikel 22 und 23 des Übereinkom-
mens über handelsbezogene Aspekte der Rechte des geistigen
Eigentums im Anhang 1C des Übereinkommens zur Errichtung
der Welthandelsorganisation (nachstehend „TRIPS-Überein-
kommen“ genannt) treffen die Vertragsparteien alle erforderli-
chen Maßnahmen, um gemäß jenem Anhang den gegenseitigen
Schutz der Bezeichnungen nach Artikel 5 zu gewährleisten, die
für Spirituosen und aromatisierte Getränke mit Ursprung im
Gebiet der Vertragsparteien verwendet werden. Zu diesem
Zweck stellt jede Vertragspartei den Beteiligten geeignete
Rechtsmittel zur Verfügung, um die Verwendung einer Bezeich-
nung für Spirituosen oder aromatisierte Getränke zu verhin-
dern, deren Ursprung nicht dem in der betreffenden Bezeich-
nung angegebenen geografischen Gebiet, bzw. dem Ort der
traditionellen Verwendung der Bezeichnung entspricht.

(2) In Kroatien

— dürfen die geschützten Bezeichnungen der Gemeinschaft
nur gemäß den Rechts- und Verwaltungsvorschriften der
Gemeinschaft verwendet werden, und

— sind die geschützten Bezeichnungen der Gemeinschaft
ausschließlich den Spirituosen und aromatisierten
Getränken mit Ursprung in der Gemeinschaft vorbehalten,
auf die sie sich beziehen.

(3) In der Gemeinschaft

— dürfen die geschützten Bezeichnungen Kroatiens nur gemäß
den Rechts- und Verwaltungsvorschriften Kroatiens
verwendet werden, und

— sind die geschützten Bezeichnungen Kroatiens ausschließ-
lich den Spirituosen und aromatisierten Getränken mit
Ursprung in Kroatien vorbehalten, auf die sie sich beziehen.

(4) Der Schutz gemäß diesem Abkommen verbietet insbe-
sondere die Verwendung von geschützten Bezeichnungen für
Spirituosen und aromatisierte Getränke, deren Ursprung nicht
dem in der betreffenden Bezeichnung angegebenen geografi-
schen Gebiet bzw. dem Ort der traditionellen Verwendung der
Bezeichnung entspricht, auch wenn

— der tatsächliche Ursprung der Spirituose bzw. des aromati-
sierten Getränks angegeben ist,

— die betreffende geografische Angabe in Übersetzung
verwendet wird,

— der Name in Verbindung mit Ausdrücken wie „Art“, „Typ“,
„Stil“, „Imitat“, „Methode“ oder dergleichen benutzt wird.

(5) Bei homonymen Bezeichnungen von Spirituosen und
aromatisierten Getränken wird jede Bezeichnung geschützt. Der
Interimsausschuss kann durch Beschluss die praktischen Regeln
zur Unterscheidung zwischen den betreffenden homonymen
Bezeichnungen festlegen, wobei die betreffenden Erzeuger
gleich zu behandeln sind und die Verbraucher nicht irregeführt
werden dürfen.

(6) Dieses Abkommen beeinträchtigt in keiner Weise das
Recht einer Person, im Handel ihren Namen oder den Namen
ihres Geschäftsvorgängers zu benutzen, es sei denn, der Name
wird so verwendet, dass die Verbraucher irregeführt werden.

(7) Dieses Abkommen verpflichtet keine der Vertragspar-
teien, eine Bezeichnung der anderen Vertragspartei zu
schützen, die in ihrem Ursprungsland nicht oder nicht mehr
geschützt oder dort ungebräuchlich geworden ist.

(8) Die Vertragsparteien verzichten darauf, die Bestim-
mungen von Artikel 24 Absatz 4 bis 7 des TRIPS-Übereinkom-
mens in Anspruch zu nehmen, um den Schutz einer Bezeich-
nung der anderen Vertragspartei abzulehnen.

Artikel 5

Geschützte Bezeichnungen

Folgende Bezeichnungen sind geschützt:

a) bei Spirituosen mit Ursprung in der Gemeinschaft die
Bezeichnungen in Liste 1;

b) bei Spirituosen mit Ursprung in Kroatien die Bezeichnungen
in Liste 2;

c) bei aromatisierten Getränken mit Ursprung in der Gemein-
schaft die Bezeichnungen in Liste 3;

d) bei aromatisierten Getränken mit Ursprung in Kroatien die
Bezeichnungen in Liste 4.

Artikel 6

Marken

(1) Die Eintragung einer Marke für eine Spirituose oder ein
aromatisiertes Getränk, die eine nach Artikel 5 geschützte
Bezeichnung enthält oder aus einer solchen besteht, wird abge-
lehnt oder auf Antrag eines Beteiligten aufgehoben, wenn der
Ursprung des Erzeugnisses nicht dem in der Bezeichnung ange-
gebenen Ort entspricht.

(2) Unbeschadet des Absatzes 1 darf eine in gutem Glauben
spätestens am 31. Dezember 1995 eingetragene Marke bis zum
31. Dezember 2005 weiter verwendet werden, sofern sie seit
ihrer Eintragung tatsächlich ununterbrochen benutzt wurde.
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Artikel 7

Ausfuhren

Werden Spirituosen oder aromatisierte Getränke mit Ursprung
in den Gebieten der Vertragsparteien ausgeführt und in Dritt-
ländern vermarktet, so ergreifen die Vertragsparteien alle erfor-
derlichen Maßnahmen, um zu gewährleisten, dass die nach
diesem Abkommen geschützten Bezeichnungen einer Vertrags-
partei nicht für Spirituosen oder aromatisierte Getränke mit
Ursprung im Gebiet der anderen Vertragspartei verwendet
werden.

Artikel 8

Ausdehnung des Schutzes

Soweit es die einschlägigen Rechtsvorschriften der Vertragspar-
teien zulassen, gilt der Schutz aufgrund dieses Abkommens
auch zugunsten von natürlichen und juristischen Personen,
Verbänden, Vereinigungen und Einrichtungen von Erzeugern,
Händlern oder Verbrauchern mit Sitz im Gebiet der anderen
Vertragspartei.

Artikel 9

Durchsetzung

(1) Stellt eine nach Artikel 11 benannte zuständige Stelle
fest, dass die Bezeichnung oder Aufmachung einer Spirituose
oder eines aromatisierten Getränks, insbesondere bei der Etiket-
tierung, in amtlichen Dokumenten, in Geschäftspapieren oder
in der Werbung gegen dieses Abkommen verstößt, so leiten die
Vertragsparteien die erforderlichen Verwaltungs- und/oder
Gerichtsverfahren ein, um unlauteren Wettbewerb zu
bekämpfen oder eine missbräuchliche Verwendung geschützter
Bezeichnungen auf jede andere Weise zu verhindern.

(2) Die in Absatz 1 genannten Maßnahmen und Verfahren
werden insbesondere eingeleitet, wenn

a) die Übersetzung von Bezeichnungen, die in den Rechtsvor-
schriften der Gemeinschaft oder Kroatiens vorgesehen sind,
in der oder den Sprachen der anderen Vertragspartei ein
Wort ergibt, das eine Irreführung über Ursprung, Art oder
Qualität der so bezeichneten Spirituosen oder aromati-
sierten Getränke hervorrufen kann;

b) Bezeichnungen, Marken, Namen, Aufschriften oder Abbil-
dungen, die mittelbar oder unmittelbar falsche oder irrefüh-
rende Angaben über Ursprung, Art oder wesentliche Eigen-
schaften der Spirituose bzw. des aromatisierten Getränks
enthalten, auf den Behältnissen oder der Verpackung, in der
Werbung oder in amtlichen Dokumenten oder Geschäftspa-
pieren für Erzeugnisse verwendet werden, deren Bezeich-
nung nach diesem Abkommen geschützt ist;

c) Behältnisse oder Verpackungen verwendet werden, die eine
Irreführung über den Ursprung der Spirituosen oder der
aromatisierten Getränke hervorrufen können.

(3) Die Anwendung der Absätze 1 und 2 schließt nicht aus,
dass die in Artikel 8 genannten Personen und Organisationen

geeignete Maßnahmen in den Gebieten der Vertragsparteien
einschließlich eines gerichtlichen Vorgehens ergreifen können.

Artikel 10

Andere innerstaatliche Rechtsvorschriften und internatio-
nale Übereinkünfte

Soweit die Vertragsparteien nichts anderes vereinbaren, schließt
dieses Abkommen nicht aus, dass sie für die nach diesem
Abkommen geschützten Bezeichnungen in ihren innerstaatli-
chen Rechtsvorschriften oder in anderen internationalen Über-
einkünften jetzt oder künftig einen weiter gehenden Schutz
gewähren.

TITEL II

ÜBERWACHUNG UND AMTSHILFE ZWISCHEN DEN ZUSTÄN-
DIGEN BEHÖRDEN

Artikel 11

Zuständige Behörden

(1) Jede Vertragspartei benennt die Stellen, die die Einhal-
tung dieses Abkommens überwachen. Benennt eine Vertrags-
partei mehr als eine zuständige Stelle, so muss sie für die
Koordinierung der Arbeit dieser Stellen sorgen. Zu diesem
Zweck wird eine einzige Koordinationsstelle benannt.

(2) Die Vertragsparteien teilen einander spätestens zwei
Monate nach Inkrafttreten dieses Abkommens Namen und
Anschriften der in Absatz 1 genannten Stellen mit. Zwischen
diesen Stellen findet eine unmittelbare und enge Zusammenar-
beit statt.

Artikel 12

Verstöße

(1) Hat eine der Stellen nach Artikel 11 den begründeten
Verdacht, dass

a) bei Spirituosen oder aromatisierten Getränken im Sinne von
Artikel 2, die Gegenstand des Handels zwischen Kroatien
und der Gemeinschaft sind oder waren, dieses Abkommen
oder die Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Vertrags-
parteien für Spirituosen und aromatisierte Getränke nicht
eingehalten werden und

b) diese Nichteinhaltung für die andere Vertragspartei von
besonderem Belang ist und Verwaltungs- und/oder Gerichts-
verfahren nach sich ziehen kann,

so unterrichtet sie unverzüglich die Kommission und die
zuständigen Stellen der anderen Vertragspartei.

(2) Den Informationen nach Absatz 1 sind amtliche Doku-
mente, Geschäftspapiere oder andere geeignete Unterlagen
beizufügen; ferner ist anzugeben, welche Verwaltungs- oder
Gerichtsverfahren gegebenenfalls eingeleitet wurden. Diese
Informationen müssen insbesondere folgende Angaben zu den
betreffenden Erzeugnissen umfassen:
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a) Hersteller und Besitzer der Spirituose bzw. des aromati-
sierten Getränks;

b) Zusammensetzung und organoleptische Eigenschaften,

c) Bezeichnung und Aufmachung,

d) Art des Verstoßes gegen die Regeln über die Herstellung und
Vermarktung.

TITEL III

VERWALTUNG DES ABKOMMENS

Artikel 13

Arbeitsgruppe

(1) Bis zum Inkrafttreten des Stabilisierungs- und Assoziie-
rungsabkommens wird eine Arbeitsgruppe beim Unteraus-
schuss für Landwirtschaft nach Artikel 41 des Interimsabkom-
mens eingesetzt.

(2) Die Arbeitsgruppe wacht über die ordnungsgemäße
Anwendung dieses Abkommens und prüft alle Fragen, die sich
bei seiner Durchführung ergeben können. Sie kann insbeson-
dere Empfehlungen aussprechen, die zur Verwirklichung der
Ziele dieses Abkommens beitragen.

Artikel 14

Aufgaben der Vertragsparteien

(1) Die Vertragsparteien bleiben entweder unmittelbar oder
über die Arbeitsgruppe nach Artikel 13 in allen Fragen der
Durchführung und Anwendung dieses Abkommens in Verbin-
dung.

(2) Dies bedeutet insbesondere, dass die Vertragsparteien

a) durch Beschluss des Interimsausschusses die Listen nach
Artikel 5 und das Protokoll zu diesem Abkommen festlegen
und anpassen, um etwaige Änderungen der Rechts- und
Verwaltungsvorschriften der Vertragsparteien zu berücksich-
tigen;

b) einander über ihre Absicht unterrichten, neue Regelungen
oder Änderungen bestehender Regelungen in öffentlichen
Belangen wie Gesundheits- oder Verbraucherschutz zu
beschließen, die Auswirkungen auf dem Markt für Spiri-
tuosen und aromatisierte Getränke haben;

c) einander über die gerichtlichen Entscheidungen zur Anwen-
dung dieses Abkommens und über die Maßnahmen unter-
richten, die im Anschluss an diese Entscheidungen getroffen
worden sind.

(3) Im Rahmen dieses Abkommens können beide Vertrags-
parteien anhand der Erfahrungen bei seiner Anwendung
Vorschläge zur Erweiterung ihrer Zusammenarbeit im Sektor
Spirituosen und aromatisierte Getränke unterbreiten.

(4) Die nach Absatz 2 Buchstabe a) gefassten Beschlüsse
sind für die Vertragsparteien verbindlich; diese treffen die erfor-
derlichen Maßnahmen zu ihrer Durchführung.

TITEL IV

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 15

Durchfuhr kleiner Mengen

Dieses Abkommen gilt nicht für Spirituosen und aromatisierte
Getränke, die

a) sich auf der Durchfuhr durch das Gebiet einer Vertragspartei
befinden oder

b) ihren Ursprung im Gebiet einer Vertragspartei haben und
unter den Bedingungen und nach den Verfahren des Proto-
kolls in kleinen Mengen zwischen den Vertragsparteien
versandt werden.

Artikel 16

Anwendungsgebiete

Dieses Abkommen gilt für die Gebiete, in denen der Vertrag
zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft angewendet
wird, und nach Maßgabe jenes Vertrags einerseits sowie für das
Gebiet der Republik Kroatien andererseits.

Artikel 17

Nichteinhaltung

(1) Ist eine Vertragspartei der Ansicht, dass die andere Partei
einer Verpflichtung aus diesem Abkommen nicht nachge-
kommen ist, so treten die Vertragsparteien zu Konsultationen
zusammen.

(2) Die Vertragspartei, die die Konsultationen beantragt,
übermittelt der anderen Partei alle zweckdienlichen Angaben
zur eingehenden Prüfung der Angelegenheit.

(3) Falls eine Verzögerung eine Gefahr für die menschliche
Gesundheit bedeuten oder die Wirksamkeit von Maßnahmen
zur Betrugsbekämpfung beeinträchtigen könnte, können die
Vertragsparteien ohne vorherige Konsultation geeignete einst-
weilige Schutzmaßnahmen treffen, sofern Konsultationen
unmittelbar nach Ergreifen dieser Maßnahmen stattfinden.

(4) Haben die Vertragsparteien nach Ablauf der Konsulta-
tionen gemäß den Absätzen 1 und 3 keine Einigung erzielt, so
kann die Partei, die die Konsultationen beantragt oder einstwei-
lige Maßnahmen nach Absatz 3 getroffen hat, geeignete
Schutzmaßnahmen ergreifen, um die ordnungsgemäße Anwen-
dung dieses Abkommens zu ermöglichen.
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Artikel 18

Vermarktung vorhandener Bestände

(1) Bei Spirituosen und aromatisierten Getränken, die bei Inkrafttreten dieses Abkommens nach den
innerstaatlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Vertragsparteien in einer Weise hergestellt,
bezeichnet und aufgemacht sind, die gemäß dem Abkommen unzulässig ist, dürfen von Großhändlern
während des Zeitraums von einem Jahr nach Inkrafttreten des Abkommens und von Einzelhändlern die
vorhandenen Restbestände vermarktet werden. Mit Inkrafttreten dieses Abkommens dürfen die unter das
Abkommen fallenden Spirituosen und aromatisierten Getränke nicht mehr außerhalb ihres bezeichneten
Ursprungsgebiets hergestellt werden.

(2) Bei Spirituosen und aromatisierten Getränken, die gemäß diesem Abkommen hergestellt, bezeichnet
und aufgemacht wurden, deren Bezeichnung oder Aufmachung jedoch nach einer Änderung des Abkom-
mens dessen Bestimmungen nicht mehr entspricht, dürfen die vorhandenen Restbestände vermarktet
werden, soweit die Vertragsparteien nicht etwas anderes vereinbaren.
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Protokoll zu dem Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Republik Kroatien
über gegenseitige Anerkennung, Schutz und Kontrolle der Bezeichnungen von Spirituosen und

aromatisierten Getränken

DIE VERTRAGSPARTEIEN SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN:

Im Sinne von Artikel 15 Buchstabe b) des Abkommens gelten als kleine Mengen:

1. Spirituosen und aromatisierte Getränke in etikettierten Behältnissen von 5 Litern oder weniger, versehen
mit einem nicht wieder verwendbaren Verschluss, sofern die in einer einzigen oder mehreren getrennten
Sendungen transportierte Gesamtmenge 10 Liter nicht übersteigt;

2. a) Erzeugnismengen, die im persönlichen Reisegepäck mitgeführt werden, bis zu höchstens 10 Litern je
Reisenden;

b) Erzeugnismengen, die zwischen Privatpersonen versandt werden, bis zu höchstens 10 Litern;

c) Erzeugnismengen, die zum Umzugsgut von Personen gehören;

d) Erzeugnismengen, die für wissenschaftliche oder technische Versuchszwecke eingeführt werden, bis
zu höchstens einem Hektoliter;

e) für diplomatische, konsularische oder ähnliche Einrichtungen bestimmte Erzeugnisse, die im Rahmen
der ihnen eingeräumten Freimengen eingeführt werden;

f) Erzeugnismengen, die sich im Bordvorrat internationaler Transportmittel befinden.

Der Freistellungsfall nach Nummer 1 kann nicht zugleich mit einem oder mehreren der Freistellungsfälle
nach Nummer 2 in Anspruch genommen werden.
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BESCHLUSS DES RATES
vom 4. Dezember 2001

über den Abschluss eines Zusatzprotokolls zur Anpassung der Handelsaspekte des Europa-Abkom-
mens zur Gründung einer Assoziation zwischen den im Rahmen der Europäischen Union
handelnden Europäischen Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Republik
Slowenien andererseits aufgrund der Ergebnisse der Verhandlungen zwischen den Parteien über
gegenseitige präferenzielle Zugeständnisse für bestimmte Weine, über gegenseitige Anerkennung,
Schutz und Kontrolle von Weinnamen und über gegenseitige Anerkennung, Schutz und Kontrolle

von Bezeichnungen für Spirituosen und aromatisierte Getränke

(2001/920/EG)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 133 in Verbindung mit
Artikel 300 Absatz 2 Unterabsatz 1 Satz 1 und mit Artikel 300
Absatz 4,

auf Vorschlag der Kommission,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Das Europa-Abkommen zur Gründung einer Assoziation
zwischen den im Rahmen der Europäischen Union
handelnden Europäischen Gemeinschaften und ihren
Mitgliedstaaten einerseits und der Republik Slowenien
andererseits, nachstehend „Europa-Abkommen“ genannt,
ist am 1. Februar 1999 (1) in Kraft getreten.

(2) Entsprechend den vom Rat am 17. April 1996 festge-
legten Verhandlungsrichtlinien haben die Kommission
und die Republik Slowenien ihre Verhandlungen über
neue gegenseitige Handelszugeständnisse für bestimmte
Weine und über gegenseitige Anerkennung, Schutz und
Kontrolle von Weinnamen und Spirituosenbezeich-
nungen abgeschlossen. Aus Gründen der Kohärenz mit
den anderen Beitrittsländern sollten die Verhandlungser-
gebnisse in Form eines Zusatzprotokolls in den Rahmen
des Europa-Abkommens einbezogen werden.

(3) Die Durchführungsvorschriften zu den präferenziellen
Handelszugeständnissen für bestimmte Weine sollten
von der Kommission mit Unterstützung des durch
Artikel 248a der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des
Rates vom 12. Oktober 1992 zur Festlegung des Zoll-
kodex der Gemeinschaften (2) eingesetzten Zollkodex-
Ausschusses, unbeschadet Artikel 62 der Verordnung
(EG) Nr. 1493/1999 des Rates vom 17. Mai 1999 über
die gemeinsame Marktorganisation für Wein (3), erlassen
werden. Die Kommission muss auch die notwendigen
Änderungen und technischen Anpassungen an den
Durchführungsvorschriften vornehmen, die sich aus
neuen Präferenzabkommen, Protokollen, Briefwechseln
und anderen Rechtsakten, die zwischen der Europä-
ischen Gemeinschaft und der Republik Slowenien
geschlossen werden, ergeben könnten oder die infolge
von Änderungen an der Kombinierten Nomenklatur
bzw. den TARIC-Codes erforderlich werden.

(4) Zur leichteren Durchführung bestimmter Vorschriften
des Protokolls sollte die Kommission ermächtigt werden,
im Namen der Gemeinschaft Beschlüsse zur Änderung

der Listen und Protokolle zu dem Abkommen über
gegenseitige Anerkennung, Schutz und Kontrolle von
Weinnamen (Anhang II des Protokolls) und zu dem
Abkommen über gegenseitige Anerkennung, Schutz und
Kontrolle von Bezeichnungen für Spirituosen und
aromatisierte Getränke (Anhang III des Protokolls) zu
genehmigen. Beim Erlass dieser Rechtsakte sollte die
Kommission vom Verwaltungsausschuss für Wein nach
Artikel 74 der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 bzw.
vom Ausschuss für die Durchführung der Bestim-
mungen über Spirituosen nach Artikel 13 der Verord-
nung (EWG) Nr. 1576/89 des Rates vom 29. Mai 1989
zur Festlegung der allgemeinen Regeln für die Begriffsbe-
stimmung, Bezeichnung und Aufmachung von Spiri-
tuosen (4) sowie vom Durchführungsausschuss nach
Artikel 12 der Verordnung (EWG) Nr. 1601/91 des
Rates vom 10. Juni 1991 zur Festlegung der allgemeinen
Regeln für die Begriffsbestimmung, Bezeichnung und
Aufmachung aromatisierter weinhaltiger Getränke und
aromatisierter weinhaltiger Cocktails (5) unterstützt
werden.

(5) Die zur Durchführung dieses Beschlusses erforderlichen
Maßnahmen sollten gemäß dem Beschluss 1999/468/EG
des Rates vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der Modali-
täten für die Ausübung der der Kommission übertra-
genen Durchführungsbefugnisse (6) erlassen werden —

BESCHLIESST:

Artikel 1

Das Zusatzprotokoll zur Anpassung der Handelsaspekte des
Europa-Abkommens zur Gründung einer Assoziation zwischen
den im Rahmen der Europäischen Union handelnden Europä-
ischen Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits und
der Republik Slowenien andererseits aufgrund der Ergebnisse
der Verhandlungen zwischen den Parteien über gegenseitige
Präferenzzugeständnisse für bestimmte Weine, über gegensei-
tige Anerkennung, Schutz und Kontrolle von Weinnamen und
über gegenseitige Anerkennung, Schutz und Kontrolle von
Bezeichnungen für Spirituosen und aromatisierte Getränke
(nachstehend „Protokoll“ genannt), wird im Namen der
Gemeinschaft genehmigt.

(4) ABL. L 160 vom 12.6.1989, S. 1. Verordnung zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 3378/94 des Europäischen Parla-
ments und des Rates (ABL. L 366 vom 31.12.1994, S. 1).

(1) ABl. L 51 vom 26.2.1999, S. 3.
(2) ABl. L 302 vom 19.10.1992, S. 1. Verordnung zuletzt geändert

durch die Verordnung (EG) Nr. 2700/2000 (ABl. L 311 vom
12.12.2000, S. 17).

(5) ABL. L 149 vom 14.6.1991, S. 1. Verordnung zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 2061/96 des Europäischen Parla-
ments und des Rates (ABl. L 277 vom 30.10.1996,
S. 1).

(3) ABL. L 179 vom 14.7.1999, S. 1. Verordnung zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 2826/2000 (ABL. L 328 vom
23.12.2000, S. 2). (6) ABl. L 184 vom 17.7.1999, S. 23.



DE Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 27.12.2001L 342/80

Der Wortlaut des Protokolls ist diesem Beschluss beigefügt.

Artikel 2

(1) Der Präsident des Rates wird ermächtigt, die Person zu
bestellen, die befugt ist, das Protokoll rechtsverbindlich für die
Gemeinschaft zu unterzeichnen, um die Zustimmung der
Gemeinschaft dazu, dass sie dadurch gebunden ist, auszu-
drücken.

(2) Der Präsident des Rates nimmt die in Artikel 3 des
Protokolls vorgesehene Notifizierung seiner Genehmigung im
Namen der Gemeinschaft vor.

Artikel 3

Die Durchführungsvorschriften zu den Zollkontingenten für
bestimmte in Anhang I des Protokolls bezeichnete Weine sowie
die Änderungen und technischen Anpassungen an den Durch-
führungsbestimmungen, die infolge von Änderungen der Codes
der Kombinierten Nomenklatur bzw. der TARIC-Untertei-
lungen erforderlich werden oder sich aus dem Abschluss neuer
Abkommen, Protokolle, Briefwechsel oder anderer Rechtsakte
zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Republik
Slowenien ergeben, werden von der Kommission unbeschadet
von Artikel 62 der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 nach dem
in Artikel 4 Absatz 2 dieses Beschlusses genannten Verfahren
erlassen.

Artikel 4

(1) Die Kommission wird vom Ausschuss für den Zollkodex
nach Artikel 248a der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 unter-
stützt.

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die
Artikel 4 und 7 des Beschlusses 1999/468/EG.

Der Zeitraum nach Artikel 4 Absatz 3 des Beschlusses 1999/
468/EG wird auf drei Monate festgesetzt.

(3) Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung.

Artikel 5

(1) Für die Zwecke der Beschlüsse des Assoziationsaus-
schusses über die Aufstellung von Listen der geschützten
Namen nach Artikel 4 Absatz 7 und Artikel 14 Absatz 2
Buchstabe a) des Abkommens über gegenseitige Anerkennung,
Schutz und Kontrolle von Weinnamen legt der Rat auf
Vorschlag der Kommission mit qualifizierter Mehrheit die Posi-
tion der Gemeinschaft fest.

(2) Unbeschadet des Absatzes 1 schließt die Kommission in
Anwendung der Artikel 13 und 14 des Abkommens über
gegenseitige Anerkennung, Schutz und Kontrolle von Wein-
namen die notwendigen Rechtsakte zur Änderung der Listen

und des Protokolls zu dem Abkommen nach dem in Artikel 6
Absatz 2 dieses Beschlusses genannten Verfahren. In allen
anderen Fällen, die unter diese Artikel fallen, wird die Position
der Gemeinschaft von der Kommission ausgearbeitet und
vorgelegt.

Artikel 6

(1) Die Kommission wird vom Verwaltungsausschuss für
Wein nach Artikel 74 der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999
unterstützt.

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die
Artikel 4 und 7 des Beschlusses 1999/468/EG.

Der Zeitraum nach Artikel 4 Absatz 3 des genannten
Beschlusses wird auf einen Monat festgesetzt.

(3) Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung.

Artikel 7

(1) Für die Zwecke der Beschlüsse des Assoziationsaus-
schusses über die Aufstellung von Listen der geschützten
Bezeichnungen nach Artikel 4 Absatz 5 und Artikel 14 Absatz
2 Buchstabe a) des Abkommens über gegenseitige Anerken-
nung, Schutz und Kontrolle von Bezeichnungen für Spirituosen
und aromatisierte Getränke legt der Rat auf Vorschlag der
Kommission mit qualifizierter Mehrheit die Position der
Gemeinschaft fest.

(2) Unbeschadet des Absatzes 1 schließt die Kommission in
Anwendung der Artikel 13 und 14 des Abkommens über
gegenseitige Anerkennung, Schutz und Kontrolle von Bezeich-
nungen für Spirituosen und aromatisierte Getränke die notwen-
digen Rechtsakte zur Änderung der Listen und des Protokolls
zu dem Abkommen nach dem in Artikel 8 Absatz 2 dieses
Beschlusses genannten Verfahren. In allen anderen Fällen, die
unter diese Artikel fallen, wird die Position der Gemeinschaft
von der Kommission ausgearbeitet und vorgelegt.

Artikel 8

(1) Die Kommission wird vom Ausschuss für die Durchfüh-
rung der Bestimmungen über Spirituosen nach Artikel 13 der
Verordnung (EWG) Nr. 1576/89 und vom Ausschuss für die
Durchführung der Bestimmungen über aromatisierte weinhal-
tige Getränke und aromatisierte weinhaltige Cocktails nach
Artikel 12 der Verordnung (EWG) Nr. 1601/91 unterstützt.

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die
Artikel 5 und 7 des Beschlusses 1999/468/EG.

Der Zeitraum nach Artikel 5 Absatz 6 des genannten
Beschlusses wird auf einen Monat festgesetzt.

(3) Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung.
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Artikel 9

Dieser Beschluss wird im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften veröffentlicht.

Geschehen zu Brüssel am 4. Dezember 2001.

Im Namen des Rates

Der Präsident

D. REYNDERS
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ZUSATZPROTOKOLL
zur Anpassung der Handelsaspekte des Europa-Abkommens zur Gründung einer Assoziation
zwischen den im Rahmen der Europäischen Union handelnden Europäischen Gemeinschaften und
ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Republik Slowenien andererseits aufgrund der Ergebnisse
der Verhandlungen zwischen den Parteien über gegenseitige präferenzielle Zugeständnisse für
bestimmte Weine, über gegenseitige Anerkennung, Schutz und Kontrolle von Weinnamen und
über gegenseitige Anerkennung, Schutz und Kontrolle von Bezeichnungen für Spirituosen und

aromatische Getränke

DIE EUROPÄISCHE GEMEINSCHAFT, nachstehend „Gemeinschaft“ genannt,

einerseits, und

DIE REPUBLIK SLOWENIEN, nachstehend „Slowenien“ genannt,

andererseits,

beide nachstehend „Vertragsparteien“ genannt —

IN DER ERWÄGUNG, dass das Europa-Abkommen zur Gründung einer Assoziation zwischen den im Rahmen der
Europäischen Union handelnden Europäischen Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Republik
Slowenien andererseits, nachstehend „Europa-Abkommen“ genannt, am 10. Juni 1996 in Luxemburg unterzeichnet wurde
und am 1. Februar 1999 in Kraft getreten ist,

IN DER ERWÄGUNG, dass die beiden Vertragsparteien in einer Gemeinsamen Absichtserklärung in der Anlage des am
10. Juni 1996 unterzeichneten Europa-Abkommens übereingekommen sind, dass „ein gesondertes gegenseitiges
Abkommen über Wein ausgehandelt und so rechtzeitig geschlossen wird, dass es zum selben Zeitpunkt wie das
Abkommen (Interimsabkommen) in Kraft treten kann“,

IN DER ERWÄGUNG, dass auf dieser Grundlage Verhandlungen zwischen den Vertragsparteien aufgenommen und
erfolgreich abgeschlossen wurden,

IN DER ERWÄGUNG, dass aus Gründen der Kohärenz mit anderen Beitrittsländern die Ergebnisse dieser Verhandlungen
in Form eines Zusatzprotokolls in den Rahmen des Europa-Abkommens einbezogen werden sollten,

IN DER ERWÄGUNG, dass dieses Protokoll über Wein und Spirituosen am 1. Januar 2002 in Kraft treten soll,

IN DER ERWÄGUNG, dass es daher notwendig ist, die Bestimmungen des Protokolls so rasch wie möglich durchzu-
führen,

IN DEM WUNSCH, die Vermarktungsbedingungen für Wein, Spirituosen und aromatisierte Getränke auf ihrem jeweiligen
Markt nach den Grundsätzen von Qualität, beiderseitigem Nutzen und Gegenseitigkeit zu verbessern,

IN ANBETRACHT des Interesses beider Vertragsparteien am gegenseitigen Schutz und an der Kontrolle von Weinnamen
und Bezeichnungen für Spirituosen und aromatisierte Getränke,

ENTSCHLOSSEN, im gegenseitigen Einvernehmen die notwendigen Anpassungen an den Handelsaspekten des Europa-
Abkommens im Agrarbereich vorzunehmen —

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN:

Artikel 1

Dieses Protokoll umfasst folgende Bestandteile:

1. ein Abkommen über gegenseitige präferenzielle Handelszugeständnisse für bestimmte Weine (Anhang I
dieses Protokolls);

2. ein Abkommen über gegenseitige Anerkennung, Schutz und Kontrolle von Weinnamen (Anhang II
dieses Protokolls);

3. ein Abkommen über gegenseitige Anerkennung, Schutz und Kontrolle von Bezeichnungen für Spiri-
tuosen und aromatisierte Getränke (Anhang III dieses Protokolls).

Die Listen gemäß Artikel 5 des unter Nummer 2 bzw. Artikel 5 des unter Nummer 3 genannten
Abkommens werden zu einem späteren Zeitpunkt erstellt und nach dem Verfahren in Artikel 13 und 14
der genannten Abkommen genehmigt.
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Artikel 2

Dieses Protokoll und seine Anhänge sind Teil des Europa-Abkommens.

Artikel 3

Dieses Protokoll wird von der Gemeinschaft und der Republik Slowenien nach ihren jeweiligen Verfahren
genehmigt. Die Vertragsparteien treffen die für seine Durchführung erforderlichen Maßnahmen.

Die Vertragsparteien notifizieren einander den Abschluss ihrer jeweiligen Verfahren gemäß Unterabsatz 1.

Artikel 4

Dieses Protokoll tritt vorbehaltlich der Durchführung der Verfahren nach Artikel 3 am 1. Januar 2002 in
Kraft.

Artikel 5

Dieses Protokoll ist in zwei Urschriften in dänischer, deutscher, englischer, finnischer, französischer,
griechischer, italienischer, niederländischer, portugiesischer, schwedischer, spanischer und slowenischer
Sprache abgefasst, wobei jeder dieser Texte gleichermaßen verbindlich ist.

Hecho en Ljubljana, el siete de diciembre del dos mil uno.

Udfærdiget i Ljubljana, den syvende december to tusind og en.

Geschehen zu Ljubljana am siebten Dezember zweitausendundeins.

Έγινε στη Λιουµπλιάνα, στις εφτά ∆εκεµβρίου δύο χιλιάδες ένα.

Done in Ljubljana on the seventh day of December in the year two thousand and one.

Fait à Ljubljana, le sept décembre deux mille un.

Fatto a Lubiana, addì sette dicembre duemilauno.

Gedaan te Ljubljana, de zevende december tweeduizendeneen.

Feito em Liubliana, em sete de Dezembro de dois mil e um.

Tehty Ljubljanassa, seitsemäntenä päivänä joulukuuta vuonna kaksituhattayksi.

Som skedde i Ljubljana den sjunde december tjugohundraett.

V Ljubljana, sedmega decembra dva tisoč ena.
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Por la Comunidad Europea

For Det Europæiske Fællesskab

Für die Europäische Gemeinschaft

Για την Ευρωπαϊκή Κοινότητα

For the European Community

Pour la Communauté européenne

Per la Comunità europea

Voor de Europese Gemeenschap

Pela Comunidade Europeia

Euroopan yhteisön puolesta

På Europeiska gemenskapens vägnar

Za Republiko Slovenijo
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KN-Code Warenbezeichnung Geltender
Zollsatz

Menge für das
Jahr 2002

(hl)

Jährliche
Erhöhung

(hl)

Sonderbestim-
mungen

Code des sloweni-
schen Zolltarifs Warenbezeichnung Geltender Zollsatz Menge für das

Jahr 2002
(hl)

Jährliche
Erhöhung

(hl)

Sonderbestim-
mungen

ABKOMMEN
zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Republik Slowenien über gegenseitige präfe-

renzielle Handelszugeständnisse für bestimmte Weine

(1) Für die Einfuhr der nachstehenden Erzeugnisse mit Ursprung in der Republik Slowenien in die
Gemeinschaft werden folgende Zugeständnisse eingeräumt:

ex 2204 10 Qualitätsschaumwein zollfrei 16 000 4 800 (1) (2)

ex 2204 21 Wein aus frischen Wein-
trauben

ex 2204 29 Wein aus frischen Wein-
trauben

zollfrei 32 000 0 (2)

(1) Unter der Bedingung, dass im Vorjahr mindestens 80 % der in Betracht kommenden Menge genutzt worden sind, erfolgt die jährliche
Erhöhung, bis die Summe des Kontingents für die Positionen ex 2204 10 und ex 2204 21 und des Kontingents für die Position
ex 2204 29 eine Höchstmenge von 72 000 hl erreicht.

(2) Auf Antrag einer der beiden Vertragsparteien können Konsultationen stattfinden, um die Kontingente durch Mengenübertragung vom
Kontingent für die Position ex 2204 29 nach dem Kontingent für die Positionen ex 2204 10 und ex 2204 21 anzupassen.

(2) Die Gemeinschaft wendet innerhalb der unter Nummer 1 genannten Zollkontingente einen präferen-
ziellen Null-Zollsatz an, vorausgesetzt, dass für die Ausfuhr der betreffenden Mengen von der Republik
Slowenien keine Ausfuhrsubventionen gewährt werden.

(3) Für die Einfuhr der nachstehenden Erzeugnisse mit Ursprung in der Gemeinschaft in die Republik
Slowenien werden folgende Zugeständnisse eingeräumt:

ex 2204 10 Qualitätsschaumwein zollfrei 12 000 1 200 (1)

ex 2204 21 Wein aus frischen Wein-
trauben

(1) Unter der Bedingung, dass im Vorjahr mindestens 80 % der in Betracht kommenden Menge genutzt worden sind, erfolgt die jährliche
erhöhung, bis das Kontingent eine Höchstmenge von 15 000 hl erreicht.

(4) Die Republik Slowenien wendet innerhalb der unter Nummer 3 genannten Zollkontingente einen
präferenziellen Null-Zollsatz an, vorausgesetzt, dass für die Ausfuhr der betreffenden Mengen von der
Gemeinschaft keine Ausfuhrsubventionen gewährt werden.

(5) Dieses Abkommen erstreckt sich auf Wein, der

a) aus frischen Weintrauben hergestellt worden ist, die vollständig im Gebiet der betreffenden Vertrags-
partei erzeugt und geerntet wurden, und

b) i) Ursprungserzeugnis der Europäischen Union ist und in Übereinstimmung mit den Regeln für die
önologischen Verfahren und Behandlungen gemäß Titel V der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 des
Rates vom 17. Mai 1999 über die gemeinsame Marktorganisation für Wein (1) hergestellt wurde;

ii) Ursprungserzeugnis der Republik Slowenien ist und in Übereinstimmung mit den Regeln für die
önologischen Verfahren und Behandlungen gemäß den slowenischen Rechtsvorschriften hergestellt
wurde. Diese önologischen Verfahren und Behandlungen müssen mit dem Gemeinschaftsrecht im
Einklang stehen.

(1) ABl. L 179 vom 14.7.1999, S. 1. Verordnung zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 2826/2000 (ABl. L
328 vom 23.12.2000, S. 2).

ANHANG I
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(6) Wein, für den die Zugeständnisse dieses Abkommens gelten, darf nur dann eingeführt werden, wenn
eine Bescheinigung vorgelegt wird, die von einer beiderseitig anerkannten amtlichen Stelle erteilt wurde,
welche in einem einvernehmlich erstellten Verzeichnis aufgeführt ist; aus dieser Bescheinigung muss
hervorgehen, dass der betreffende Wein den Bestimmungen unter Nummer 5 Buchstabe b) entspricht.

(7) Die Vertragsparteien prüfen unter Berücksichtigung der Entwicklung ihres gegenseitigen Weinhandels
die Möglichkeiten, einander weitere Zugeständnisse einzuräumen.

(8) Die Vertragspartein tragen dafür Sorge, dass die gegenseitig eingeräumten Zugeständnisse nicht durch
andere Maßnahmen beeinträchtigt werden.

(9) Auf Antrag einer der beiden Vertragsparteien finden Konsultationen über etwaige Probleme im
Zusammenhang mit der Durchführung dieses Abkommens statt.

(10) Dieses Abkommen gilt für die Gebiete, in denen der Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft angewendet wird, und nach Maßgabe des Vertrags einerseits sowie für das Gebiet der
Republik Slowenien andererseits.
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ABKOMMEN
zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Republik Slowenien über gegenseitige Anerken-

nung, Schutz und Kontrolle von Weinnamen

Artikel 1

Ziele

(1) Die Vertragsparteien kommen überein, auf der Grund-
lage der Nichtdiskriminierung und der Gegenseitigkeit die
Namen für Weine mit Ursprung in ihren Hoheitsgebieten nach
den Bestimmungen dieses Abkommens anzuerkennen, zu
schützen und zu kontrollieren.

(2) Die Vertragsparteien treffen alle erforderlichen allge-
meinen und besonderen Maßnahmen, um zu gewährleisten,
dass die Vorschriften dieses Abkommens eingehalten und seine
Ziele verwirklicht werden.

Artikel 2

Anwendungs- und Geltungsbereich

Dieses Abkommen gilt für Weine der Position 2204 nach dem
am 14. Juni 1983 in Brüssel geschlossenen Internationalen
Übereinkommen über das Harmonisierte System zur Bezeich-
nung und Codierung der Waren („Harmonisiertes System“).

Artikel 3

Begriffsbestimmungen

Soweit in diesem Abkommen nichts anderes festgelegt ist,
bezeichnet für seine Zwecke der Ausdruck:

a) „Wein mit Ursprung in“, gefolgt vom Namen einer der
Vertragsparteien, einen Wein, der im Gebiet der betref-
fenden Vertragspartei ausschließlich aus Weintrauben herge-
stellt worden ist, die im Gebiet dieser Vertragspartei geerntet
wurden;

b) „geografische Angabe“ jede Angabe — einschließlich der
Ursprungsbezeichnung — im Sinne von Artikel 22 Absatz
1 des Übereinkommens über handelsbezogene Aspekte der
Rechte des geistigen Eigentums (nachstehend „TRIPS-Über-
einkommen“), die in den Rechts- oder Verwaltungsvor-
schriften einer Vertragspartei für die Bezeichnung und
Aufmachung eines Weins mit Ursprung im Gebiet dieser
Vertragspartei anerkannt ist;

c) „traditioneller Begriff“ einen im Anhang aufgeführten tradi-
tionell verwendeten Namen, der sich insbesondere auf die
Erzeugungsmethode oder die Qualität, Farbe oder Art eines
Weins bezieht sowie ausreichend unterscheidbar und/oder
bekannt und in den Rechts- und Verwaltungsvorschriften
einer Vertragspartei für die Bezeichnung und Aufmachung
eines Weins mit Ursprung im Gebiet dieser Vertragspartei
anerkannt ist;

d) „geschützter Name“ eine geografische Angabe oder einen
traditionellen Begriff nach Buchstabe b) bzw. c), die
aufgrund dieses Abkommens geschützt sind;

e) „homonym“ gleich lautende oder zum Verwechseln ähnliche
geschützte Namen für verschiedene Ursprungsorte oder
verschiedene Weine mit Ursprung in den jeweiligen
Gebieten der Vertragsparteien;

f) „Bezeichnung“ die Angaben, die zur Beschreibung eines
Weins auf dem Etikett, in den Begleitpapieren beim Trans-
port, in den Geschäftspapieren, insbesondere den Rech-
nungen und Lieferscheinen, sowie in der Werbung
verwendet werden;

g) „Etikettierung“ alle Bezeichnungen und anderen Hinweise,
Zeichen, grafischen Darstellungen oder Marken, die der
Unterscheidung eines Weines dienen und auf dem Behältnis
einschließlich seines Verschlusses, eines Anhängers oder des
Überzugs am Flaschenhals erscheinen;

h) „Aufmachung“ die Angaben oder Zeichen, die auf den
Behältnissen einschließlich ihres Verschlusses, auf der Etiket-
tierung und auf der Verpackung verwendet werden;

i) „Verpackung“ die schützenden Umhüllungen, wie Einschlag-
papier, Strohhülsen aller Art, Kartons und Kisten, die zum
Transport eines oder mehrerer Behältnisse und/oder zu ihrer
Feilbietung beim Verkauf an den Endverbraucher verwendet
werden;

j) „Marke“

— eine eingetragene Marke im Sinne der Rechtsvorschriften
einer Vertragspartei,

— eine gewohnheitsrechtliche Marke, die nach den Rechts-
vorschriften einer Vertragspartei geschützt ist, und

— eine allgemein bekannte Marke im Sinne von Artikel 6 a
der Pariser Verbandsübereinkunft zum Schutz des
gewerblichen Eigentums (1967).

TITEL I

GEGENSEITIGER SCHUTZ DER WEINNAMEN

Artikel 4

Grundsätze

(1) Unbeschadet der Artikel 22 und 23 des TRIPS-Überein-
kommens in Anhang 1C des Übereinkommens zur Errichtung
der Welthandelsorganisation treffen die Vertragsparteien alle
erforderlichen Maßnahmen, um gemäß jenem Anhang den
gegenseitigen Schutz der Namen nach Artikel 5 zu gewährleis-
ten, die zur Bezeichnung und Aufmachung von Weinen mit
Ursprung im Gebiet der Vertragsparteien verwendet werden. Zu
diesem Zweck stellt jede Vertragspartei den Beteiligten geeig-
nete Rechtsmittel zur Verfügung, um einen wirksamen Schutz
sicherzustellen und die Verwendung einer geografischen
Angabe oder eines traditionellen Begriffs für einen Wein zu
verhindern, für den die betreffende Angabe bzw. der betref-
fende Begriff nicht gilt.

ANHANG II
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(2) In Slowenien gilt für die geschützten Namen der
Gemeinschaft:

a) Sie sind ausschließlich den Weinen mit Ursprung in der
Gemeinschaft vorbehalten, auf die sie sich beziehen, und

b) dürfen nur gemäß den Rechts- und Verwaltungsvorschriften
der Gemeinschaft verwendet werden.

(3) In der Gemeinschaft gilt für die geschützten Namen
Sloweniens:

a) Sie sind ausschließlich den Weinen mit Ursprung in Slowe-
nien vorbehalten, auf die sie sich beziehen, und

b) dürfen nur gemäß den Rechts- und Verwaltungsvorschriften
Sloweniens verwendet werden.

(4) Der Schutz gemäß diesem Abkommen verbietet insbe-
sondere die Verwendung von geschützten Namen für Weine,
deren Ursprung nicht dem angegebenen geografischen Gebiet
bzw. dem Ort der traditionellen Verwendung des Begriffs
entspricht, auch wenn

— der tatsächliche Ursprung des Weins angegeben ist,

— die betreffende geografische Angabe in Übersetzung
verwendet wird,

— der Name in Verbindung mit Ausdrücken wie „Art“, „Typ“,
„Stil“, „Imitat“, „Methode“ oder dergleichen benutzt wird.

(5) Bei homonymen geografischen Angaben gilt Folgendes:

a) Sind nach diesem Abkommen geschützte Angaben
homonym, so wird jede Angabe geschützt, sofern ihre
Verwendung traditionell und üblich ist und der Verbraucher
hinsichtlich des tatsächlichen Ursprungs des Weins nicht
irregeführt wird.

b) Sind nach diesem Abkommen geschützte Angaben mit dem
Namen eines geografischen Gebiets außerhalb der Gebiete
der Vertragsparteien homonym, so darf ein solcher Name
zur Bezeichnung und Aufmachung eines in dem betref-
fenden geografischen Gebiet erzeugten Weines verwendet
werden, sofern diese Verwendung traditionell und üblich
und vom Ursprungsland geregelt ist und beim Verbraucher
nicht den Eindruck erweckt, der Wein stamme aus dem
Gebiet der betreffenden Vertragspartei.

(6) Bei homonymen traditionellen Begriffen gilt Folgendes:

a) Sind nach diesem Abkommen geschützte Begriffe
homonym, so wird jeder Begriff geschützt, sofern seine
Verwendung traditionell und üblich ist und der Verbraucher
hinsichtlich des tatsächlichen Ursprungs des Weins nicht
irregeführt wird.

b) Sind nach diesem Abkommen geschützte Begriffe mit einem
Namen homonym, der für einen nicht aus den Gebieten der
Vertragsparteien stammenden Wein verwendet wird, so darf
ein solcher Name zur Bezeichnung und Aufmachung des
Weins verwendet werden, sofern diese Verwendung traditio-
nell und üblich und vom Ursprungsland geregelt ist und

beim Verbraucher nicht den Eindruck erweckt, der Wein
stamme aus dem Gebiet der betreffenden Vertragspartei.

(7) Der Assoziierungsausschuss kann durch Beschluss prak-
tische Regeln zur Unterscheidung zwischen den homonymen
Angaben und Begriffen nach Absatz 5 bzw. Absatz 6 festlegen,
wobei die betreffenden Erzeuger gleich zu behandeln sind und
die Verbraucher nicht irregeführt werden dürfen.

(8) Dieses Abkommen beeinträchtigt in keiner Weise das
Recht einer Person, im Handel ihren Namen oder den Namen
ihres Geschäftsvorgängers zu benutzen, es sei denn, der Name
wird so verwendet, dass die Verbraucher irregeführt werden.

(9) Dieses Abkommen verpflichtet keine der Vertragspar-
teien, eine geografische Angabe oder einen traditionellen
Begriff der anderen Vertragspartei zu schützen, die bzw. der in
ihrem bzw. seinem Ursprungsland nicht oder nicht mehr
geschützt oder dort ungebräuchlich geworden ist.

(10) Die Vertragsparteien verzichten darauf, die Bestim-
mungen von Artikel 24 Absätze 4 bis 7 des TRIPS-Überein-
kommens in Anspruch zu nehmen, um den Schutz eines
Namens der anderen Vertragspartei für unter dieses
Abkommen fallende Erzeugnisse abzulehnen.

Artikel 5

Geschützte Namen

Folgende Namen von Weinen werden geschützt:

a) mit Ursprung in der Gemeinschaft:

— die Bezeichnungen für den Mitgliedstaat, aus dem der
Wein stammt,

— die in den diesbezüglichen Listen aufgeführten geografi-
schen Angaben und traditionellen Begriffe;

b) mit Ursprung in Slowenien:

— der Name „Slowenien“ oder andere Bezeichnungen für
dieses Land,

— die in den zu diesem Zweck erstellten Listen aufge-
führten geografischen Angaben und traditionellen
Begriffe.

Artikel 6

Marken

(1) Die Eintragung einer Marke für einen Wein, die einen
nach diesem Abkommen geschützten Namen beinhaltet oder
bildet, wird abgelehnt oder auf Antrag einer Vertragspartei
aufgehoben, wenn der betreffende Wein

— nicht aus dem in der geografischen Angabe genannten Ort
stammt

bzw.

— nicht dem verwendeten traditionellen Begriff entspricht.
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(2) Eine in gutem Glauben spätestens am 31. Dezember
1995 eingetragene Marke darf jedoch bis zum 31. Dezember
2005 weiter verwendet werden, sofern sie seit ihrer Eintragung
tatsächlich ununterbrochen benutzt wurde.

Artikel 7

Ausfuhren

Wird Wein mit Ursprung in den Gebieten der Vertragsparteien
ausgeführt und in Drittländern vermarktet, so treffen die
Vertragsparteien alle erforderlichen Maßnahmen, um zu
gewährleisten, dass die nach Artikel 5 geschützten Namen einer
Vertragspartei nicht zur Bezeichnung und Aufmachung eines
Weins mit Ursprung im Gebiet der anderen Vertragspartei
verwendet werden.

Artikel 8

Ausdehnung des Schutzes

Soweit es die einschlägigen Rechtsvorschriften der Vertragspar-
teien zulassen, gilt der Schutz aufgrund dieses Abkommens
auch zugunsten von natürlichen und juristischen Personen,
Verbänden, Vereinigungen und Organisationen von Erzeugern,
Händlern oder Verbrauchern mit Sitz im Gebiet der anderen
Vertragspartei.

Artikel 9

Durchsetzung

(1) Stellt eine nach Artikel 11 benannte zuständige Stelle
fest, dass die Bezeichnung oder Aufmachung eines Weins,
insbesondere auf der Etikettierung, in amtlichen Dokumenten,
in Geschäftspapieren oder in der Werbung, gegen dieses
Abkommen verstößt, so leiten die Vertragsparteien die erfor-
derlichen Verwaltungs- und/oder Gerichtsverfahren ein, um
unlauteren Wettbewerb zu bekämpfen oder eine missbräuch-
liche Verwendung geschützter Namen auf jede andere Weise zu
verhindern.

(2) Die Verfahren nach Absatz 1 werden insbesondere
eingeleitet, wenn

a) die Übersetzung von Bezeichnungen, die in den Rechtsvor-
schriften der Gemeinschaft oder Sloweniens vorgesehen
sind, in der oder den Sprachen der anderen Vertragspartei
ein Wort ergibt, das eine Irreführung über Ursprung, Art
oder Qualität des so bezeichneten oder aufgemachten
Weines hervorrufen kann;

b) Bezeichnungen, Marken, Namen, Aufschriften oder Abbil-
dungen, die mittelbar oder unmittelbar falsche oder irrefüh-
rende Angaben über Herkunft, Ursprung, Art, Rebsorte oder
wesentliche Eigenschaften des Weins enthalten, auf den
Behältnissen oder der Verpackung, in der Werbung oder in
amtlichen Dokumenten oder Geschäftspapieren für Weine
verwendet werden, deren Namen nach diesem Abkommen
geschützt sind;

c) die zur Verpackung verwendeten Behältnisse eine Irrefüh-
rung in Bezug auf den Ursprung des Weins hervorrufen
können.

(3) Die Anwendung der Absätze 1 und 2 schließt nicht aus,
dass die in Artikel 8 genannten Personen und Organisationen

geeignete Maßnahmen in den Gebieten der Vertragsparteien
einschließlich eines gerichtlichen Vorgehens ergreifen können.

Artikel 10

Andere innerstaatliche Rechtsvorschriften und internatio-
nale Übereinkünfte

Soweit die Vertragsparteien nichts anderes vereinbaren, schließt
dieses Abkommen nicht aus, dass sie für die nach diesem
Abkommen geschützten Namen gemäß ihren innerstaatlichen
Rechtsvorschriften oder in anderen internationalen Überein-
künften jetzt oder künftig einen weiter gehenden Schutz
gewähren.

TITEL II

ÜBERWACHUNG UND AMTSHILFE ZWISCHEN DEN ZUSTÄN-
DIGEN BEHÖRDEN

Artikel 11

Zuständige Behörden

(1) Jede Vertragspartei benennt die Stellen, die die Einhal-
tung dieses Abkommens überwachen. Benennt eine Vertrags-
partei mehr als eine zuständige Stelle, so muss sie für die
Koordinierung der Arbeit dieser Stellen sorgen. Zu diesem
Zweck wird eine einzige Koordinationsstelle benannt.

(2) Die Vertragsparteien teilen einander spätestens zwei
Monate nach Inkrafttreten dieses Abkommens Namen und
Anschriften der genannten Stellen mit. Zwischen diesen Stellen
findet eine unmittelbare und enge Zusammenarbeit statt.

Artikel 12

Verstöße

(1) Hat eine der Stellen nach Artikel 11 den begründeten
Verdacht, dass

a) bei einem Wein, der Gegenstand des Handels zwischen
Slowenien und der Gemeinschaft ist oder war, dieses
Abkommen oder die Rechts- und Verwaltungsvorschriften
der Vertragsparteien nicht eingehalten werden und

b) diese Nichteinhaltung für die andere Vertragspartei von
besonderem Belang ist und Verwaltungs- und/oder Gerichts-
verfahren nach sich ziehen kann,

so unterrichtet sie unverzüglich die Kommission und die
zuständigen Stellen der anderen Vertragspartei.

(2) Bei der Unterrichtung nach Absatz 1 sind amtliche
Dokumente, Geschäftspapiere oder andere geeignete Unterlagen
vorzulegen; ferner ist anzugeben, welche Verwaltungs- oder
Gerichtsverfahren gegebenenfalls eingeleitet wurden. Diese
Informationen müssen insbesondere folgende Angaben zu dem
betreffenden Wein umfassen:

a) Erzeuger und Besitzer des Weins,

b) Zusammensetzung und organoleptische Eigenschaften,

c) Bezeichnung und Aufmachung,

d) Art des Verstoßes gegen die Regeln über die Herstellung und
Vermarktung.
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TITEL III

VERWALTUNG DES ABKOMMENS

Artikel 13

Arbeitsgruppe

(1) Es wird eine Arbeitsgruppe beim Unterausschuss für
Landwirtschaft und Fischerei eingesetzt.

(2) Die Arbeitsgruppe wacht über die ordnungsgemäße
Anwendung dieses Abkommens und prüft alle Fragen, die sich
bei seiner Durchführung ergeben können. Sie kann insbeson-
dere Empfehlungen aussprechen, die zur Verwirklichung der
Ziele dieses Abkommens beitragen.

Artikel 14

Aufgaben der Vertragsparteien

(1) Die Vertragsparteien bleiben entweder unmittelbar oder
über die Arbeitsgruppe nach Artikel 13 in allen Fragen der
Durchführung und Anwendung dieses Abkommens in Verbin-
dung.

(2) Dies bedeutet insbesondere, dass die Vertragsparteien

a) durch Beschluss des Assoziationsausschusses die Listen nach
Artikel 5 und das Protokoll zu diesem Abkommen festlegen
und anpassen, um etwaige Änderungen der Rechts- und
Verwaltungsvorschriften der Vertragsparteien zu berücksich-
tigen;

b) einander über ihre Absicht unterrichten, neue Regelungen
oder Änderungen bestehender Regelungen in öffentlichen
Belangen wie Gesundheits- oder Verbraucherschutz zu
beschließen, die Auswirkungen auf den Weinmarkt haben;

c) einander über die gerichtlichen Entscheidungen zur Anwen-
dung dieses Abkommens und über die Maßnahmen unter-
richten, die im Anschluss an diese Entscheidungen getroffen
worden sind.

(3) Im Rahmen dieses Abkommens können beide Vertrags-
parteien anhand der Erfahrungen bei seiner Anwendung
Vorschläge zur Erweiterung ihrer Zusammenarbeit im Wein-
sektor unterbreiten.

(4) Die Beschlüsse nach Absatz 2 Buchstabe a) sind für die
Vertragsparteien verbindlich; diese treffen die erforderlichen
Maßnahmen zu ihrer Durchführung.

TITEL IV

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 15

Durchfuhr kleiner Mengen

Dieses Abkommen gilt nicht für Weine, die

a) sich auf der Durchfuhr durch das Gebiet einer Vertragspartei
befinden oder

b) ihren Ursprung im Gebiet einer Vertragspartei haben und
unter den Bedingungen und nach den Verfahren des Proto-
kolls in kleinen Mengen zwischen den Vertragsparteien
versandt werden.

Artikel 16

Anwendungsgebiete

Dieses Abkommen gilt für die Gebiete, in denen der Vertrag
zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft angewendet
wird, und nach Maßgabe des Vertrags einerseits sowie für das
Gebiet der Republik Slowenien andererseits.

Artikel 17

Nichteinhaltung

(1) Ist eine Vertragspartei der Ansicht, dass die andere Partei
einer Verpflichtung aus diesem Abkommen nicht nachge-
kommen ist, so treten die Vertragsparteien zu Konsultationen
zusammen.

(2) Die Vertragspartei, die die Konsultationen beantragt,
übermittelt der anderen Partei alle zweckdienlichen Angaben
zur eingehenden Prüfung der Angelegenheit.

(3) Falls eine Verzögerung eine Gefahr für die menschliche
Gesundheit bedeuten oder die Wirksamkeit von Maßnahmen
zur Betrugsbekämpfung beeinträchtigen könnte, können die
Vertragsparteien ohne vorherige Konsultation geeignete einst-
weilige Schutzmaßnahmen treffen, sofern Konsultationen
unmittelbar nach Ergreifen dieser Maßnahmen stattfinden.

(4) Haben die Vertragsparteien nach Ablauf der Konsulta-
tionen gemäß den Absätzen 1 und 3 keine Einigung erzielt, so
kann die Vertragspartei, die die Konsultationen beantragt oder
einstweilige Maßnahmen nach Absatz 3 getroffen hat, geeig-
nete Schutzmaßnahmen ergreifen, um die ordnungsgemäße
Anwendung dieses Abkommens zu ermöglichen.

Artikel 18

Vermarktung vorhandener Bestände

(1) Bei Weinen, die bei Inkrafttreten dieses Abkommens
nach den innerstaatlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften
der Vertragsparteien in einer Weise erzeugt, bereitet, bezeichnet
und aufgemacht sind, die gemäß dem Abkommen unzulässig
ist, dürfen die vorhandenen Restbestände vermarktet werden.

(2) Bei Weinen, die gemäß diesem Abkommen erzeugt,
bereitet, bezeichnet und aufgemacht wurden, deren Erzeugung,
Bereitung, Bezeichnung oder Aufmachung nach einer Ände-
rung des Abkommens dessen Bestimmungen jedoch nicht
mehr entspricht, dürfen die vorhandenen Restbestände
vermarktet werden, soweit die Vertragsparteien nicht etwas
anderes vereinbaren.
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Protokoll zu dem Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Republik Slowe-
nien über gegenseitige Anerkennung, Schutz und Kontrolle von Weinnamen

DIE VERTRAGSPARTEIEN SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN:

Im Sinne von Artikel 15 Buchstabe b) des Abkommens gelten als kleine Mengen:

1. Weine in etikettierten Behältnissen von 5 Litern oder weniger, versehen mit einem nicht wieder
verwendbaren Verschluss, sofern die in einer einzigen oder mehreren getrennten Sendungen transpor-
tierte Gesamtmenge 50 Liter nicht übersteigt;

2. a) Erzeugnismengen, die im persönlichen Reisegepäck mitgeführt werden, bis zu höchstens 30 Litern je
Reisenden;

b) Erzeugnismengen, die zwischen Privatpersonen versandt werden, bis zu höchstens 30 Litern;

c) Erzeugnismengen, die zum Umzugsgut von Personen gehören;

d) Erzeugnismengen, die für wissenschaftliche oder technische Versuchszwecke eingeführt werden, bis
zu höchstens einem Hektoliter;

e) für diplomatische, konsularische oder ähnliche Einrichtungen bestimmte Erzeugnisse, die im Rahmen
der ihnen eingeräumten Freimengen eingeführt werden;

f) Erzeugnismengen, die sich im Bordvorrat internationaler Transportmittel befinden.

Der Freistellungsfall nach Nummer 1 kann nicht zugleich mit einem oder mehreren der Freistellungsfälle
nach Nummer 2 in Anspruch genommen werden.
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ABKOMMEN
zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Republik Slowenien über gegenseitige Anerken-

nung, Schutz und Kontrolle von Bezeichnungen für Spirituosen und aromatisierte Getränke

Artikel 1

Ziele

(1) Die Vertragsparteien kommen überein, auf der Grund-
lage der Nichtdiskriminierung und der Gegenseitigkeit die
Bezeichnungen für Spirituosen und aromatisierte Getränke mit
Ursprung in ihren Hoheitsgebieten nach den Bestimmungen
dieses Abkommens anzuerkennen, zu schützen und zu
kontrollieren.

(2) Die Vertragsparteien treffen alle erforderlichen allge-
meinen und besonderen Maßnahmen, um zu gewährleisten,
dass die Vorschriften dieses Abkommens eingehalten und seine
Ziele verwirklicht werden.

Artikel 2

Anwendungs- und Geltungsbereich

Dieses Abkommen gilt für

a) Spirituosen der Position 2208 nach dem am 14. Juni 1983
in Brüssel geschlossenen Internationalen Übereinkommen
über das Harmonisierte System zur Bezeichnung und Codie-
rung der Waren, wie sie definiert sind

— für die Gemeinschaft in der Verordnung (EWG) Nr.
1576/89 des Rates vom 29. Mai 1989 zur Festlegung
der allgemeinen Regeln für die Begriffsbestimmung,
Bezeichnung und Aufmachung von Spirituosen (1),

— für Slowenien in den Verordnungen über die Qualität
von alkoholischen Getränken und Spirituosen (Gesetz-
blatt der Sozialistischen Föderativen Republik Jugosla-
wien Nr. 16/88 und Nr. 63/88);

b) aromatisierte Weine, aromatisierte weinhaltige Getränke
und aromatisierte weinhaltige Cocktails (nachstehend
„aromatisierte Getränke“ genannt) der Positionen 2205 und
ex 2206 nach dem am 14. Juni 1983 in Brüssel geschlos-
senen Internationalen Übereinkommen über das Harmoni-
sierte System zur Bezeichnung und Codierung der Waren,
wie sie definiert sind

— für die Gemeinschaft in der Verordnung (EWG) Nr.
1601/91 des Rates vom 10. Juni 1991 zur Festlegung
der allgemeinen Regeln für die Begriffsbestimmung,
Bezeichnung und Aufmachung aromatisierter weinhal-

tiger Getränke und aromatisierter weinhaltiger Cock-
tails (2),

— für Slowenien in den Verordnungen über die Qualität
von Wein (Gesetzblatt der Sozialistischen Föderativen
Republik Jugoslawien Nr. 17/81 und Nr. 14/89).

Artikel 3

Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieses Abkommens bezeichnet der Ausdruck

a) „Spirituose mit Ursprung in“, dem der Name einer der
Vertragsparteien folgt, eine Spirituose, die im Gebiet der
betreffenden Vertragspartei hergestellt worden ist;

b) „aromatisiertes Getränk mit Ursprung in“, dem der Name
einer der Vertragsparteien folgt, ein aromatisiertes Getränk,
das im Gebiet der betreffenden Vertragspartei hergestellt
worden ist;

c) „Bezeichnung“ die Angaben, die zur Beschreibung einer
Spirituose oder eines aromatisierten Getränkes auf dem
Etikett, gegebenenfalls in den Begleitpapieren beim Trans-
port, in den Geschäftspapieren, insbesondere den Rech-
nungen und Lieferscheinen, sowie in der Werbung
verwendet werden;

d) „homonym“ gleich lautende oder zum Verwechseln ähnliche
geschützte Bezeichnungen für verschiedene Ursprungsorte
oder verschiedene Spirituosen bzw. aromatisierte Getränke
mit Ursprung in den jeweiligen Gebieten der Vertragspar-
teien;

e) „Etikettierung“ alle Bezeichnungen und anderen Hinweise,
Zeichen, Symbole, Abbildungen oder Marken, die der Unter-
scheidung einer Spirituose oder eines aromatisierten
Getränkes dienen und auf dem Behältnis einschließlich
seines Verschlusses, eines Anhängers oder des Überzugs am
Flaschenhals erscheinen;

f) „Aufmachung“ die Angaben oder Zeichen, die auf den
Behältnissen einschließlich ihres Verschlusses, auf der Etiket-
tierung und auf der Verpackung verwendet werden;

g) „Verpackung“ die schützenden Umhüllungen, wie Einschlag-
papier, Strohhülsen aller Art, Kartons und Kisten, die zum
Transport eines oder mehrerer Behältnisse und/oder zu ihrer
Feilbietung beim Verkauf an den Endverbraucher verwendet
werden.

(1) ABl. L 160 vom 12.6.1989, S. 1. Verordnung zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 3378/94 des Europäischen Parla-
ments und des Rates (ABl. L 366 vom 3.12.1994, S. 1).

(2) ABl. L 149 vom 14.6.1991, S. 1. Verordnung zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 2061/96 (ABl. L 277 vom
30.10.1996, S. 1).

ANHANG III
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h) „Marke“

— eine eingetragene Marke im Sinne der Rechtsvorschriften
einer Vertragspartei,

— eine gewohnheitsrechtliche Marke, die nach den Rechts-
vorschriften einer Vertragspartei geschützt ist, und

— eine allgemein bekannte Marke im Sinne von Artikel 6a
der Pariser Verbandsübereinkunft zum Schutz des
gewerblichen Eigentums (1967).

TITEL I

GEGENSEITIGER SCHUTZ DER BEZEICHNUNGEN VON SPIRI-
TUOSEN UND AROMATISIERTEN GETRÄNKEN

Artikel 4

Grundsätze

(1) Unbeschadet der Artikel 22 und 23 des Übereinkom-
mens über handelsbezogene Aspekte der Rechte des geistigen
Eigentums in Anhang 1C des Übereinkommens zur Errichtung
der Welthandelsorganisation (nachstehend „TRIPS-Überein-
kommen“ genannt) treffen die Vertragsparteien alle erforderli-
chen Maßnahmen, um gemäß jenem Anhang gegenseitigen
Schutz der Bezeichnungen nach Artikel 5 zu gewährleisten, die
für Spirituosen und aromatisierte Getränke mit Ursprung im
Gebiet der Vertragsparteien verwendet werden. Zu diesem
Zweck stellt jede Vertragspartei den Beteiligten geeignete
Rechtsmittel zur Verfügung, um die Verwendung einer Bezeich-
nung für Spirituosen oder aromatisierte Getränke zu verhin-
dern, deren Ursprung nicht dem geografischen Gebiet
entspricht, das in der betreffenden Bezeichnung genannt ist
oder für das diese Bezeichnung traditionell verwendet wird.

(2) In Slowenien gilt für die geschützten Bezeichnungen der
Gemeinschaft:

— Sie dürfen nur gemäß den Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften der Gemeinschaft verwendet werden und

— sie sind ausschließlich den Spirituosen und aromatisierten
Getränken mit Ursprung in der Gemeinschaft vorbehalten,
auf die sie sich beziehen.

(3) In der Gemeinschaft gilt für die geschützten Bezeich-
nungen Sloweniens:

— Sie dürfen nur gemäß den Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften Sloweniens verwendet werden und

— sie sind ausschließlich den Spirituosen und aromatisierten
Getränken mit Ursprung in Slowenien vorbehalten, auf die
sie sich beziehen.

(4) Der Schutz gemäß diesem Abkommen verbietet insbe-
sondere die Verwendung von geschützten Bezeichnungen für
Spirituosen und aromatisierte Getränke, deren Ursprung nicht
dem durch die Bezeichnung angegebenen geografischen Gebiet
bzw. dem Ort der traditionellen Verwendung der Bezeichnung
entspricht, auch wenn

— der tatsächliche Ursprung der Spirituose bzw. des aromati-
sierten Getränks angegeben ist,

— die betreffende geografische Angabe in Übersetzung
verwendet wird,

— der Name in Verbindung mit Ausdrücken wie „Art“, „Typ“,
„Stil“, „Imitat“, „Methode“ oder dergleichen benutzt wird.

(5) Bei homonymen Bezeichnungen von Spirituosen und
aromatisierten Getränken wird jede Bezeichnung geschützt. Der
Assoziationsausschuss kann durch Beschluss gegebenenfalls die
praktischen Regeln zur Unterscheidung zwischen den betref-
fenden homonymen Bezeichnungen festlegen, wobei die betref-
fenden Erzeuger gleich zu behandeln sind und die Verbraucher
nicht irregeführt werden dürfen.

(6) Dieses Abkommen beeinträchtigt in keiner Weise das
Recht einer Person, im Handel ihren Namen oder den Namen
ihres Geschäftsvorgängers zu benutzen, es sei denn, der Name
wird so verwendet, dass die Verbraucher irregeführt werden.

(7) Dieses Abkommen verpflichtet keine der Vertragspar-
teien, eine Bezeichnung der anderen Vertragspartei zu
schützen, die in ihrem Ursprungsland nicht oder nicht mehr
geschützt oder dort ungebräuchlich geworden ist.

(8) Die Vertragsparteien verzichten darauf, die Bestim-
mungen von Artikel 24 Absätze 4 bis 7 des TRIPS-Überein-
kommens in Anspruch zu nehmen, um den Schutz einer
Bezeichnung der anderen Vertragspartei abzulehnen.

Artikel 5

Geschützte Bezeichnungen

Folgende Bezeichnungen sind geschützt:

a) bei Spirituosen mit Ursprung in der Gemeinschaft die
Bezeichnungen in Liste 1;

b) bei Spirituosen mit Ursprung in Slowenien die Bezeich-
nungen in Liste 2;

c) bei aromatisierten Getränken mit Ursprung in der Gemein-
schaft die Bezeichnungen in Liste 3;

d) bei aromatisierten Getränken mit Ursprung in Slowenien die
Bezeichnungen in Liste 4.

Artikel 6

Marken

(1) Die Eintragung einer Marke für eine Spirituose oder ein
aromatisiertes Getränk, die eine nach Artikel 5 geschützte
Bezeichnung beinhaltet oder bildet, wird abgelehnt oder auf
Antrag eines Beteiligten aufgehoben, wenn der Ursprung des
Erzeugnisses nicht dem in der Bezeichnung angegebenen Ort
entspricht.

(2) Unbeschadet des Absatzes 1 darf eine in gutem Glauben
spätestens am 31. Dezember 1995 eingetragene Marke bis zum
31. Dezember 2005 weiter verwendet werden, sofern sie seit
ihrer Eintragung tatsächlich ununterbrochen benutzt wurde.
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Artikel 7

Ausfuhren

Werden Spirituosen oder aromatisierte Getränke mit Ursprung
in den Gebieten der Vertragsparteien ausgeführt und in Dritt-
ländern vermarktet, so ergreifen die Vertragsparteien alle erfor-
derlichen Maßnahmen, um zu gewährleisten, dass die nach
diesem Abkommen geschützten Bezeichnungen einer Vertrags-
partei nicht für Spirituosen oder aromatisierte Getränke mit
Ursprung im Gebiet der anderen Vertragspartei verwendet
werden.

Artikel 8

Ausdehnung des Schutzes

Soweit es die einschlägigen Rechtsvorschriften der Vertragspar-
teien zulassen, gilt der Schutz aufgrund dieses Abkommens
auch zugunsten von natürlichen und juristischen Personen,
Verbänden, Vereinigungen und Organisationen von Erzeugern,
Händlern oder Verbrauchern mit Sitz im Gebiet der anderen
Vertragspartei.

Artikel 9

Durchsetzung

(1) Stellt eine nach Artikel 11 benannte zuständige Stelle
fest, dass die Bezeichnung oder Aufmachung einer Spirituose
oder eines aromatisierten Getränks, insbesondere auf der Etiket-
tierung, in amtlichen Dokumenten, in Geschäftspapieren oder
in der Werbung gegen dieses Abkommen verstößt, so leiten die
Vertragsparteien die erforderlichen Verwaltungs- und/oder
Gerichtsverfahren ein, um unlauteren Wettbewerb zu
bekämpfen oder eine missbräuchliche Verwendung geschützter
Bezeichnungen auf jede andere Weise zu verhindern.

(2) Die in Absatz 1 genannten Maßnahmen und Verfahren
werden insbesondere eingeleitet, wenn

a) die Übersetzung von Bezeichnungen, die in den Rechtsvor-
schriften der Gemeinschaft oder Sloweniens vorgesehen
sind, in der oder den Sprachen der anderen Vertragspartei
ein Wort ergibt, das eine Irreführung über Ursprung, Art
oder Qualität der so bezeichneten Spirituosen oder aromati-
sierten Getränke hervorrufen kann;

b) Bezeichnungen, Marken, Namen, Aufschriften oder Abbil-
dungen, die mittelbar oder unmittelbar falsche oder irrefüh-
rende Angaben über Ursprung, Art oder wesentliche Eigen-
schaften der Spirituose bzw. des aromatisierten Getränks
enthalten, auf den Behältnissen oder der Verpackung, in der
Werbung oder in amtlichen Dokumenten oder Geschäftspa-
pieren für Erzeugnisse verwendet werden, deren Bezeich-
nung nach diesem Abkommen geschützt ist;

c) die zur Verpackung verwendeten Behältnisse eine Irrefüh-
rung über den Ursprung der Spirituosen oder der aromati-
sierten Getränke hervorrufen können.

(3) Die Anwendung der Absätze 1 und 2 schließt nicht aus,
dass die in Artikel 8 genannten Personen und Organisationen

geeignete Maßnahmen gegenüber den Vertragsparteien,
einschließlich eines gerichtlichen Vorgehens, ergreifen können.

Artikel 10

Andere innerstaatliche Rechtsvorschriften und internatio-
nale Übereinkünfte

Soweit die Vertragsparteien nichts anderes vereinbaren, schließt
dieses Abkommen nicht aus, dass sie für die nach diesem
Abkommen geschützten Bezeichnungen gemäß ihren inner-
staatlichen Rechtsvorschriften oder in anderen internationalen
Übereinkünften jetzt oder künftig einen weiter gehenden
Schutz gewähren.

TITEL II

ÜBERWACHUNG UND AMTSHILFE ZWISCHEN DEN ZUSTÄN-
DIGEN BEHÖRDEN

Artikel 11

Zuständige Behörden

(1) Jede Vertragspartei benennt die Stellen, die die Einhal-
tung dieses Abkommens überwachen. Benennt eine Vertrags-
partei mehr als eine zuständige Stelle, so muss sie für die
Koordinierung der Arbeit dieser Stellen sorgen. Zu diesem
Zweck wird eine einzige Koordinationsstelle benannt.

(2) Die Vertragsparteien teilen einander spätestens zwei
Monate nach Inkrafttreten dieses Abkommens Namen und
Anschriften der in Absatz 1 genannten Stellen mit. Zwischen
diesen Stellen findet eine unmittelbare und enge Zusammenar-
beit statt.

Artikel 12

Verstöße

(1) Hat eine der Stellen nach Artikel 11 den begründeten
Verdacht, dass

a) bei Spirituosen oder aromatisierten Getränken nach Artikel
2, die Gegenstand des Handels zwischen Slowenien und der
Gemeinschaft sind oder waren, dieses Abkommen oder die
einschlägigen Rechts- und Verwaltungsvorschriften der
Vertragsparteien für Spirituosen und aromatisierte Getränke
nicht eingehalten werden und

b) diese Nichteinhaltung für die andere Vertragspartei von
besonderem Belang ist und Verwaltungs- und/oder Gerichts-
verfahren nach sich ziehen kann,

so unterrichtet sie unverzüglich die Kommission und die
zuständigen Stellen der anderen Vertragspartei.

(2) Bei der Unterrichtung nach Absatz 1 sind amtliche
Dokumente, Geschäftspapiere oder andere geeignete Unterlagen
vorzulegen; ferner ist anzugeben, welche Verwaltungs- oder
Gerichtsverfahren gegebenenfalls eingeleitet wurden. Diese
Informationen müssen insbesondere folgende Angaben zu den
betreffenden Erzeugnissen umfassen:
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a) Hersteller und Besitzer der Spirituose bzw. des aromati-
sierten Getränks,

b) Zusammensetzung und organoleptische Eigenschaften,

c) Bezeichnung und Aufmachung,

d) Art des Verstoßes gegen die Regeln über die Herstellung und
Vermarktung.

TITEL III

VERWALTUNG DES ABKOMMENS

Artikel 13

Arbeitsgruppe

(1) Es wird eine Arbeitsgruppe beim Unterausschuss für
Landwirtschaft und Fischerei eingesetzt.

(2) Die Arbeitsgruppe wacht über die ordnungsgemäße
Anwendung dieses Abkommens und prüft alle Fragen, die sich
bei seiner Durchführung ergeben können. Sie kann insbeson-
dere Empfehlungen aussprechen, die zur Verwirklichung der
Ziele dieses Abkommens beitragen.

Artikel 14

Aufgaben der Vertragsparteien

(1) Die Vertragsparteien bleiben entweder unmittelbar oder
über die Arbeitsgruppe nach Artikel 13 in allen Fragen der
Durchführung und Anwendung dieses Abkommens in Verbin-
dung.

(2) Dies bedeutet insbesondere, dass die Vertragsparteien

a) durch Beschluss des Assoziierungsausschusses die Listen
nach Artikel 5 und das Protokoll zu diesem Abkommen
festlegen und anpassen, um etwaige Änderungen der
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Vertragsparteien
zu berücksichtigen;

b) einander über ihre Absicht unterrichten, neue Regelungen
oder Änderungen bestehender Regelungen in öffentlichen
Belangen wie Gesundheits- oder Verbraucherschutz zu
beschließen, die Auswirkungen auf dem Markt für Spiri-
tuosen und aromatisierte Getränke haben;

c) einander über die gerichtlichen Entscheidungen zur Anwen-
dung dieses Abkommens und über die Maßnahmen unter-
richten, die im Anschluss an diese Entscheidungen getroffen
worden sind.

(3) Im Rahmen dieses Abkommens können beide Vertrags-
parteien anhand der Erfahrungen bei seiner Anwendung
Vorschläge zur Erweiterung ihrer Zusammenarbeit im Sektor
Spirituosen und aromatisierte Getränke unterbreiten.

(4) Die Beschlüsse nach Absatz 2 Buchstabe a) sind für die
Vertragsparteien verbindlich; diese treffen die erforderlichen
Maßnahmen zu ihrer Durchführung.

TITEL IV

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 15

Durchfuhr kleiner Mengen

Dieses Abkommen gilt nicht für Spirituosen und aromatisierte
Getränke, die

a) sich auf der Durchfuhr durch das Gebiet einer Vertragspartei
befinden oder

b) ihren Ursprung im Gebiet einer Vertragspartei haben und
unter den Bedingungen und nach den Verfahren des Proto-
kolls in kleinen Mengen zwischen den Vertragsparteien
versandt werden.

Artikel 16

Anwendungsgebiete

Dieses Abkommen gilt für die Gebiete, in denen der Vertrag
zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft angewendet
wird, und nach Maßgabe des Vertrags einerseits sowie für das
Gebiet der Republik Slowenien andererseits.

Artikel 17

Verstöße

(1) Ist eine Vertragspartei der Ansicht, dass die andere
Vertragspartei einer Verpflichtung aus diesem Abkommen
nicht nachgekommen ist, so treten die Vertragsparteien zu
Konsultationen zusammen.

(2) Die Vertragspartei, die die Konsultationen beantragt,
übermittelt der anderen Vertragspartei alle zweckdienlichen
Angaben zur eingehenden Prüfung der Angelegenheit.

(3) Falls eine Verzögerung eine Gefahr für die menschliche
Gesundheit bedeuten oder die Wirksamkeit von Maßnahmen
zur Betrugsbekämpfung beeinträchtigen könnte, können die
Vertragsparteien ohne vorherige Konsultation geeignete einst-
weilige Schutzmaßnahmen treffen, sofern Konsultationen
unmittelbar nach Ergreifen dieser Maßnahmen stattfinden.

(4) Haben die Vertragsparteien nach Ablauf der Konsulta-
tionen gemäß den Absätzen 1 und 3 keine Einigung erzielt, so
kann die Vertragspartei, die die Konsultationen beantragt oder
einstweilige Maßnahmen nach Absatz 3 getroffen hat, geeig-
nete Schutzmaßnahmen ergreifen, um die ordnungsgemäße
Anwendung dieses Abkommens zu ermöglichen.
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Artikel 18

Vermarktung vorhandener Bestände

(1) Bei Spirituosen und aromatisierten Getränken, die bei Inkrafttreten dieses Abkommens nach den
innerstaatlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Vertragsparteien in einer Weise hergestellt,
bezeichnet und aufgemacht sind, die gemäß dem Abkommen unzulässig ist, dürfen von Großhändlern
während des Zeitraums von einem Jahr nach Inkrafttreten des Abkommens und von Einzelhändlern die
vorhandenen Restbestände vermarktet werden. Mit Inkrafttreten dieses Abkommens dürfen die unter das
Abkommen fallenden Spirituosen und aromatisierten Getränke nicht mehr außerhalb ihres bezeichneten
Ursprungsgebiets hergestellt werden.

(2) Bei Spirituosen und aromatisierten Getränken, die gemäß diesem Abkommen hergestellt, bezeichnet
und aufgemacht wurden, deren Erzeugung, Bezeichnung oder Aufmachung jedoch nach einer Änderung des
Abkommens dessen Bestimmungen nicht mehr entspricht, dürfen die vorhandenen Restbestände
vermarktet werden, soweit die Vertragsparteien nicht etwas anderes vereinbaren.
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Protokoll zu dem Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Republik Slowe-
nien über gegenseitige Anerkennung, Schutz und Kontrolle der Bezeichnungen von Spirituosen

und aromatisierten Getränken

DIE VERTRAGSVERTRAGSPARTEIEN SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN:

Im Sinne von Artikel 15 Buchstabe b) des Abkommens gelten als kleine Mengen:

1. Spirituosen und aromatisierte Getränke in etikettierten Behältnissen von 5 Litern oder weniger, versehen
mit einem nicht wieder verwendbaren Verschluss, sofern die in einer einzigen oder mehreren getrennten
Sendungen transportierte Gesamtmenge 10 Liter nicht übersteigt;

2. a) Erzeugnismengen, die im persönlichen Reisegepäck mitgeführt werden, bis zu höchstens 10 Litern je
Reisenden;

b) Erzeugnismengen, die zwischen Privatpersonen versandt werden, bis zu höchstens 10 Litern;

c) Erzeugnismengen, die zum Umzugsgut von Personen gehören;

d) Erzeugnismengen, die für wissenschaftliche oder technische Versuchszwecke eingeführt werden, bis
zu höchstens einem Hektoliter;

e) für diplomatische, konsularische oder ähnliche Einrichtungen bestimmte Erzeugnisse, die im Rahmen
der ihnen eingeräumten Freimengen eingeführt werden;

f) Erzeugnismengen, die sich im Bordvorrat internationaler Transportmittel befinden.

Der Freistellungsfall nach Nummer 1 kann nicht zugleich mit einem oder mehreren der Freistellungsfälle
nach Nummer 2 in Anspruch genommen werden.
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